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Dabei ist die Sexualität als ein Bereich des menschlichen Lebens zu würdigen: „Gott selbst hat 
die Geschlechtlichkeit erschaffen, die ein wunderbares Geschenk für seine Geschöpfe ist.“ 1

In allen Einrichtungen soll sexuelle Bildung Bestandteil der professionellen Arbeit sein, 
durch die Selbstbestimmung und Selbstschutz der anvertrauten Minderjährigen bzw. schutz 
der hilfebedürftigen Erwachsenen gestärkt werden.

Unterschiedliche Bedarfs- und Gefährdungslagen müssen bei allen Präventionsmaßnahmen 
angemessen berücksichtigt werden. Die Strukturen und Prozesse zur Prävention gegen
sexualisierte Gewalt müssen transparent, nachvollziehbar, kontrollierbar und evaluierbar sein. 
Die Entwicklung und Verwirklichung von Maßnahmen zur Prävention erfolgen partizipativ
in Zusammenarbeit mit allen hierfür relevanten Personen und Gruppen. Dazu gehören insbeson-
dere auch die Kinder, Jugendlichen und schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen selbst. Die 
Erfahrungen von Betroffenen werden dabei besonders berücksichtigt. Ziel von Prävention in 
Diözesen, Ordensgemeinschaften, neuen geistlichen Gemeinschaften, kirchlichen Bewegungen 
und Initiativen, sowie in kirchlichen und caritativen Institutionen und Verbänden ist es, eine 
Kultur des achtsamen Miteinanders zu praktizieren und weiter zu entwickeln.

I. Geltungsbereich und Begriffsbestimmungen

§ 1  Geltungsbereich

(1)  Diese Präventionsordnung gilt für 
a.  die Erzdiözese, 
b.  die Kirchengemeinden und Kirchenstiftungen, 
c.  die Verbände von Kirchengemeinden, 
d.  den Diözesancaritasverband und dessen Gliederungen, soweit sie öffentliche juristische  
 Personen des kanonischen Rechts sind, 
e.  die sonstigen dem Diözesanbischof unterstellten öffentlichen juristischen Personen des  
 kanonischen Rechts, 
f.  die sonstigen kirchlichen Rechtsträger, unbeschadet ihrer Rechtsform, die der bischöflichen  
 Gesetzgebungsgewalt unterliegen und deren Einrichtungen.

(2)  Kirchliche Rechtsträger, die nicht der bischöflichen Gesetzgebungsgewalt unterliegen, sind 
aufgefordert, die Präventionsordnung in ihr Statut verbindlich zu übernehmen; sofern ein
kirchlicher Rechtsträger in der Rechtsform einer Körperschaft des öffentlichen Rechts über kein 
Statut verfügt, ist eine notarielle Erklärung der Übernahme und anschließende Veröffentlichung
dieser Erklärung ausreichend.

Präventionsordnung PrävO

1) Apostolisches Schreiben Amoris laetitia vom 19. März 2016, Nr. 150
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Präambel

Die Verantwortung für die Prävention gegen sexualisierte Gewalt obliegt dem Erzbischof als Teil 
seiner Hirtensorge.

Die Prävention ist integraler Bestandteil der kirchlichen Arbeit mit Kindern und Jugendlichen 
sowie schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen. Ziel der katholischen Kirche und ihrer Caritas
ist es, allen Kindern und Jugendlichen sowie schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen, im 
Geiste des Evangeliums und auf der Basis des christlichen Menschenbildes, einen sicheren
Lern- und Lebensraum zu bieten.

In diesem Lern- und Lebensraum müssen menschliche und geistliche Entwicklung gefördert, 
sowie Würde und Integrität geachtet werden. Dabei soll vor Gewalt, insbesondere vor sexuali-
sierter Gewalt, geschützt werden. Bereits psychische und physische Grenzverletzungen sind zu 
vermeiden.

Prävention als Grundprinzip professionellen Handelns trägt bei Kindern, Jugendlichen und 
schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen dazu bei, dass sie in ihrer Entwicklung zu eigenver-
antwortlichen, glaubens- und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeiten gestärkt werden. 

AMTSBLATT 2022, NR. 72

Ordnung zur Prävention 
gegen sexualisierte Gewalt an 
Minderjährigen und
schutz- oder hilfebedürftigen 
Erwachsenen
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(5)  Strafbare sexualbezogene Handlungen sind Handlungen nach dem 13. Abschnitt des 
Strafgesetzbuches (StGB) sowie weitere sexualbezogene Straftaten des StGB.

(6)  Strafbare sexualbezogene Handlungen nach kirchlichem Recht sind solche nach 
can. 1395 § 2 CIC in Verbindung mit Art. 6 § 1 SST, nach can. 1387 CIC in Verbindung mit 
Art. 4 § 1 n. 4 SST wie auch nach Art 4 § 1 n. 1 SST in Verbindung mit can. 1378 § 1 CIC, 
soweit sie an Minderjährigen oder an Personen, deren Vernunftgebrauch habituell einge-
schränkt ist, begangen werden sowie Handlungen nach Art. 1 § 1 a) VeL2.

(7)  Zusätzlich findet sie unter Berücksichtigung der Besonderheiten des Einzelfalls Anwen-
dung auf Handlungen unterhalb der Schwelle der Strafbarkeit, die im pastoralen oder 
erzieherischen sowie im betreuenden, beratenden oder pflegenden Umgang mit Kindern, 
Jugendlichen und schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen eine sexualbezogene Grenzver-
letzung odereinen sonstigen sexuellen Übergriff darstellen.

(8)  Sexuelle Übergriffe passieren nicht zufällig, nicht aus Versehen. Sie unterscheiden sich 
von Grenzverletzungen durch die Massivität und/oder Häufigkeit der nonverbalen oder verbalen
Grenzüberschreitungen.

(9)  Schutz- oder hilfebedürftige Erwachsene sind Schutzbefohlene im Sinne des § 225 Abs. 1 
StGB. Diesen Personen gegenüber tragen Beschäftigte im kirchlichen Dienst eine besondere
Verantwortung, entweder, weil sie ihrer Fürsorge und Obhut anvertraut sind oder weil bei ihnen 
allein aufgrund ihrer Schutz- oder Hilfebedürftigkeit eine besondere Gefährdung im Sinne dieser 
Ordnung besteht. Weiterhin sind darunter Personen zu verstehen, die einem besonderen Macht-  
und/oder Abhängigkeitsverhältnis unterworfen sind. Ein solches besonderes Macht- und/oder 
Abhängigkeitsverhältnis kann auch im seelsorglichen Kontext gegeben sein oder entstehen.

II. Institutionelles Schutzkonzept

§ 3  Institutionelles Schutzkonzept

(1)  Auf der Basis einer Schutz- und Risikoanalyse hat jeder kirchliche Rechtsträger ein institu-
tionelles Schutzkonzept entsprechend den §§ 4–10 zu erstellen. Dem kirchlichen Rechtsträger
kommt dabei die Aufgabe zu, den Prozess zu initiieren, zu koordinieren und die Umsetzung zu 
gewährleisten. Die/Der Präventionsbeauftragte steht bei der Erstellung von institutionellen
Schutzkonzepten beratend und unterstützend zur Verfügung.

Präventionsordnung PrävO

2) Papst Franziskus, Apostolisches Schreiben motu proprio datae „Vos estis lux mundi“ (Vel) vom 7. Mai 2019.
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(3)  Regelungen dieser Ordnung, die Beschäftigte im kirchlichen Dienst (§ 2 Abs. 2) betreffen, 
gelten vorbehaltlich ihrer dienst- oder arbeitsrechtlichen Zulässigkeit. Soweit Regelungen
dieser Ordnung in den Zuständigkeitsbereich einer arbeitsrechtlichen Kommission im Sinne von 
Artikel 7 der Grundordnung des kirchlichen Dienstes im Rahmen kirchlicher Arbeitsverhältnisse
fallen, stehen sie im Zuständigkeitsbereich der Kommission unter dem Vorbehalt der Beschluss-
fassung durch die Kommission und der Inkraftsetzung des Beschlusses durch den Diözesan-
bischof. Beschließt die arbeitsrechtliche Kommission für ihren Zuständigkeitsbereich von dieser 
Ordnung abweichende oder sie ergänzende Regelungen zur Prävention gegen sexualisierte Gewalt 
an Minderjährigen und schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen, gelten diese Regelungen mit 
Inkraftsetzung durch den Diözesanbischof.

§ 2  Begriffe

(1)  Prävention im Sinne dieser Ordnung meint alle Maßnahmen, die vorbeugend (primär),  
begleitend (sekundär) und nachsorgend (tertiär) gegen sexualisierte Gewalt an Kindern, 
Jugendlichen und schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen ergriffen werden. Sie richtet sich 
an Betroffene, an die Einrichtungen mit ihren Verantwortlichen, die in ihrer Tätigkeit Kontakt 
mit Kindern, Jugendlichen und schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen
haben und auch an Beschuldigte/Täter.

(2)  Beschäftigte im kirchlichen Dienst im Sinne dieser Ordnung sind insbesondere:
a.  Kleriker und Kandidaten für das Weiheamt,
b.  Ordensangehörige,
c.  Arbeitnehmer/-innen,
d.  zu ihrer Berufsausbildung tätige Personen,
e.  nach dem Bundesfreiwilligendienstgesetz oder dem Jugendfreiwilligendienstgesetz 
 oder in vergleichbaren Diensten tätige Personen sowie Praktikanten/-innen, f. Leiharbeit-
 nehmer/- innen und sonstige bei Drittunternehmen angestellte Arbeitnehmer/-innen, 
 Honorarkräfte  und Mehraufwandsentschädigungskräfte.

(3)  Für ehrenamtlich tätige Personen, inklusive Mandatsträger/- innen im kirchlichen Bereich, 
gilt diese Ordnung entsprechend.

(4)  Der Begriff sexualisierte Gewalt im Sinne dieser Ordnung umfasst sowohl strafbare als auch 
nicht strafbare sexualbezogene Handlungen und Grenzverletzungen. Sie betrifft alle Verhaltens-
und Umgangsweisen (innerhalb und außerhalb des kirchlichen Dienstes) mit sexuellem Bezug 
gegenüber Kindern, Jugendlichen und schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen, die mit 
vermeintlicher Einwilligung, ohne Einwilligung oder gegen deren ausdrücklichen Willen erfolgen. 
Dies umfasst auch alle Handlungen zur Vorbereitung, Durchführung und Geheimhaltung sexuali-
sierter Gewalt.

Generalvikariat des Erzbistums Köln Bestimmungen



(2) Die kirchlichen Rechtsträger haben von den unter § 2 Abs. 2 genannten Personen einmalig 
eine Selbstauskunftserklärung einzuholen. Diese enthält Angaben, ob die einzustellende Person
wegen einer Straftat gemäß § 72a Abs. 1 SGB VIII verurteilt worden ist und ob insoweit ein 
staatsanwaltschaftliches Ermittlungsverfahren gegen sie eingeleitet worden ist. Darüber
hinaus ist die Verpflichtung enthalten, bei Einleitung eines solchen staatsanwaltschaftlichen 
Ermittlungsverfahrens dem kirchlichen Rechtsträger hiervon unverzüglich Mitteilung zu
machen.

(3)  Die Verpflichtung nach vorstehenden Absätzen gilt unabhängig vom Beschäftigungsumfang 
und Tätigkeitsfeld, insbesondere im Hinblick auf folgende Personengruppen:
a.  Kleriker einschließlich der Kandidaten für das Weiheamt,
b.  Ordensangehörige oder Mitarbeitende in einem Gestellungs-
 oder sonstigen Beschäftigungsverhältnis im Jurisdiktionsbereich des Erzbischofs
c.  Pastoral- und Gemeindereferenten/-innen sowie Anwärter/-innen auf diese Berufe.

(4)  Je nach Art, Intensität und Dauer des Kontakts mit Kindern, Jugendlichen und schutz- oder 
hilfebedürftigen Erwachsenen bzw. nach Aufgabe und Einsatz wird von den Verantwortlichen
geprüft, ob von Personen gemäß § 2 Abs. 3 eine Selbstauskunftserklärung vorzulegen und zu 
dokumentieren ist.

(5)  Bei der Vereinbarung von Dienstleistungen durch externe Personen oder Firmen oder 
wenn externen Personen oder Firmen kirchliche Räume überlassen werden, sind diese Regelungen
analog anzuwenden.

§ 6  Verhaltenskodex

(1)  Jeder kirchliche Rechtsträger gewährleistet, dass verbindliche Verhaltensregeln, die 
ein fachlich adäquates Nähe-Distanz-Verhältnis, einen respektvollen Umgang und eine 
wertschätzende Kommunikationskultur gegenüber den Minderjährigen sowie gegenüber schutz- 
oder hilfebedürftigen Erwachsenen sicherstellen, im jeweiligen Arbeitsbereich partizipativ 
erstellt werden. Jeder kirchliche Rechtsträger gewährleistet darüber hinaus, dass der Verhaltens-
kodex verbindliche Verhaltensregeln in folgenden Bereichen umfasst:
a.  Sprache und Wortwahl bei Gesprächen,
b.  adäquate Gestaltung von Nähe und Distanz,
c.  Angemessenheit von Körperkontakten,
d.  Beachtung der Intimsphäre,
e.  Zulässigkeit von Geschenken (im Hinblick auf Macht- und Abhängigkeitsverhältnissen),
f.  Umgang mit und Nutzung von Medien und sozialen Netzwerken,
g.  Disziplinierungsmaßnahmen.

(2)  Der Verhaltenskodex sowie die Sanktionen bei Nichteinhaltung sind vom kirchlichen 
Rechtsträger in geeigneter Weise zu veröffentlichen.

7Präventionsordnung PrävO6

(2)  Alle Bausteine dieses Schutzkonzeptes sind zielgruppengerecht und lebensweltorientiert 
zu konzipieren. In das institutionelle Schutzkonzept sind die Inhalte der §§ 4–10 der Prä-
ventionsordnung (Personalauswahl und -entwicklung, erweitertes Führungszeugnis und Selbst-
auskunftserklärung, Verhaltenskodex, Beschwerdewege, Qualitätsmanagement, Präventions-
schulungen, Maßnahmen zur Stärkung von Minderjährigen und schutz- oder hilfebedürftigen 
Erwachsenen) aufzunehmen.

(3)  Schutzkonzepte in Einrichtungen und Diensten werden in Abstimmung mit der diözesanen 
Koordinationsstelle ausgestaltet (siehe § 11 Abs. 5). Sie sind nicht genehmigungspflichtig,
jedoch zur fachlichen Prüfung der Koordinationsstelle zuzuleiten. Geprüft wird, ob die unter 
Punkt II. (Institutionelles Schutzkonzept) genannten Paragrafen in das Schutzkonzept auf-
genommen wurden. Zusätzlich muss deutlich werden, dass eine Schutz- und Risikoanalyse 
durchgeführt, das Schutzkonzept partizipativ erarbeitet und durch den kirchlichen Rechtsträger 
in Kraft gesetzt wurde. Mit der Unterschrift übernimmt der kirchliche Rechtsträger die Verant-
wortung für die Umsetzung und Ausgestaltung des Schutzkonzeptes. Die kirchlichen Rechtsträger 
erhalten von der Koordinationsstelle eine Rückmeldung zur fachlichen Prüfung.

(4)  Das erarbeitete institutionelle Schutzkonzept ist in geeigneter Weise allen Beschäftigten 
und Ehrenamtlichen in den Einrichtungen, Gremien und sonstigen Gliederungen des kirchlichen
Rechtsträgers bekannt zu geben.

§ 4  Personalauswahl und -entwicklung

(1)  Kirchliche Rechtsträger tragen Verantwortung dafür, dass nur Personen im pastoralen oder 
erzieherischen sowie im betreuenden, beratenden oder pflegenden Umgang mit Minderjährigen
und schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen eingesetzt werden, die neben der erforderlichen 
fachlichen auch über die persönliche Eignung verfügen.

(2)  Die zuständigen Personalverantwortlichen thematisieren die Prävention gegen sexualisierte 
Gewalt im Vorstellungsgespräch, während der Einarbeitungszeit sowie in regelmäßigen 
Gesprächen mit den Beschäftigten im kirchlichen Dienst. In der Aus- und Fortbildung ist sie 
Pflichtthema. 

§ 5  Erweitertes Führungszeugnis und Selbstauskunftserklärung

(1)  Zur Erfüllung ihrer Verpflichtung aus § 4 Abs. 1 haben sich kirchliche Rechtsträger von 
Personen gemäß § 2 Abs. 2 und 3 bei der Einstellung bzw. Beauftragung und nachfolgend
im regelmäßigen Abstand von fünf Jahren entsprechend den gesetzlichen und arbeitsrechtlichen 
Regelungen, insbesondere des Bundeskinderschutzgesetzes und des Bundesteilhabegesetzes,
ein erweitertes Führungszeugnis vorlegen zu lassen. Die Einsichtnahme ist dauerhaft zu doku-
mentieren. Die anfallenden Kosten für die Erteilung trägt der kirchliche Rechtsträger. Ausgenom-
men ist die Kostenübernahme bei Neueinstellungen.

Generalvikariat des Erzbistums Köln Bestimmungen
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§ 8  Qualitätsmanagement

(1)  Der kirchliche Rechtsträger hat die Verantwortung dafür, dass Maßnahmen zur 
Prävention als Teil seines Qualitätsmanagements implementiert, kontrolliert, evaluiert und 
weiterentwickelt werden.

(2)  Der kirchliche Rechtsträger stellt sicher, dass die Minderjährigen und schutz- oder hilfebe-
dürftigen Erwachsenen sowie deren Erziehungs- bzw. Personensorgeberechtigte oder gesetzliche 
Betreuer/-innen über die Maßnahmen zur Prävention angemessen informiert werden und die 
Möglichkeit haben, Ideen, Kritik und Anregungen an den kirchlichen Rechtsträger weiterzugeben.

(3)  Für jede Einrichtung, für jeden Verband oder für den Zusammenschluss mehrerer 
kleiner Einrichtungen muss eine Präventionsfachkraft benannt sein, die bei der Umsetzung des
institutionellen Schutzkonzeptes berät und unterstützt.

(4)  Als Teil einer nachhaltigen Präventionsarbeit ist im Rahmen der Auswertung eines Vorfalls 
bzw. bei strukturellen Veränderungen das Schutzkonzept auf erforderliche Anpassungen zu
überprüfen.

(5)  Das Schutzkonzept ist regelmäßig – spätestens alle fünf Jahre – zu überprüfen und ggfs. 
weiterzuentwickeln.

§ 9  Präventionsschulungen

(1)  Kirchliche Rechtsträger tragen Verantwortung dafür, dass die Prävention gegen sexualisierte 
Gewalt an Minderjährigen und schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen integraler Bestandteil 
der Aus- und Fortbildung aller Beschäftigten im kirchlichen Dienst, ehrenamtlich tätigen 
Personen sowie Mandatsträger/- innen ist.

(2)  Leitende Mitarbeitende tragen Personal- und Strukturverantwortung. Daher muss diese 
Personengruppe über das Grundlagenwissen hinaus im Rahmen ihrer Verantwortungsbereiche
intensiv qualifiziert werden.

(3)  Mitarbeitende mit einem intensiven, pädagogischen, therapeutischen, betreuenden, 
beaufsichtigenden, pflegenden oder seelsorglichen Kontakt mit Minderjährigen bzw. schutz- oder
hilfebedürftigen Erwachsenen müssen an einer Intensivschulung teilnehmen.

(4)  Mitarbeitende und ehrenamtlich Tätige mit einem regelmäßigen pädagogischen, thera-
peutischen, betreuenden, beaufsichtigenden oder pflegenden Kontakt mit Minderjährigen
bzw. schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen müssen an einer Basisplusschulung teilnehmen. 
Ebenso gilt dies für Personen, die an Veranstaltungen teilnehmen, bei denen Minderjährigen
bzw. schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen Übernachtungsmöglichkeiten angeboten werden. 

Präventionsordnung PrävO8

(3)  Der Verhaltenskodex ist von den Personen gem. § 2 Abs. 2 und 3 durch Unterzeichnung 
anzuerkennen. Die Unterzeichnung ist verbindliche Voraussetzung für eine An- und Einstellung,
für eine Weiterbeschäftigung sowie für die Beauftragung zu einer ehrenamtlichen Tätigkeit.

(4)  Dem kirchlichen Rechtsträger bleibt es unbenommen, im Einklang mit den geltenden 
arbeitsrechtlichen Bestimmungen über den Verhaltenskodex hinaus Dienstanweisungen und
hausinterne Regelungen zu erlassen.

(5)  Vorgesetzte und Leitungskräfte haben eine besondere Verantwortung dafür, die verbindli-
chen Verhaltensregeln einzufordern und im Konfliktfall fachliche Beratung und Unterstützung zu 
ermöglichen.

§ 7  Beschwerdewege

(1)  Im Rahmen des institutionellen Schutzkonzepts sind interne und externe Beratungsmög-
lichkeiten zu nennen und Melde- und Beschwerdewege für Minderjährige sowie schutz oder 
hilfebedürftige Erwachsene, Eltern bzw. Personensorgeberechtigte sowie für die in § 2 Abs. 2 und 
3 genannten Personen zu beschreiben.

(2)  Die Beschreibungen der Melde- und Beschwerdewege haben sich an der „Ordnung für den 
Umgang mit sexuellem Missbrauch Minderjähriger und schutz- oder hilfebedürftiger Erwachsener 
durch Kleriker und sonstige Beschäftigte im kirchlichen Dienst“ und dazugehörige diözesane 
Ausführungsbestimmungen oder an gleichwertigen eigenen Regelungen zu orientieren. Hierbei 
ist insbesondere auf ein transparentes Verfahren mit klarer Regelung der Abläufe und Zuständig-
keiten und auf die Dokumentationspflicht Wert zu legen.

(3)  Die Melde- und Beschwerdewege müssen in geeigneter Weise bekannt gemacht werden.

(4)  Personen mit Kontakt zu Betroffenen oder Kontakt zu Beschuldigten bzw. Tätern können 
kontinuierlich Supervision erhalten.

(5)  Der kirchliche Rechtsträger hat durch geeignete Maßnahmen dafür Sorge zu tragen, 
dass alle Beteiligten, insbesondere Minderjährige und schutz- oder hilfebedürftige Erwachsene, 
regelmäßig und angemessen über ihre Rechte und Pflichten informiert werden.

(6)  Der kirchliche Rechtsträger hat in seinem Zuständigkeitsbereich sicherzustellen, dass im 
Hinblick auf die Benennung sexualisierter Gewalt und sexueller Grenzverletzungen die 
beauftragten Ansprechpersonen für Betroffene von sexualisierter Gewalt der Erzdiözese bekannt 
gemacht sind.

Generalvikariat des Erzbistums Köln Bestimmungen
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III. Strukturelle Maßnahmen

§ 11 Koordinationsstelle und Präventionsbeauftragte/r

(1)  Der Erzbischof richtet eine diözesane Koordinationsstelle, in der die Präventionsarbeit 
entwickelt, vernetzt und gesteuert wird, ein. Er benennt zur Leitung eine oder mehrere Personen
als Präventionsbeauftragte/n. Sie/Er berichtet der Bistumsleitung regelmäßig über die Entwick-
lung der Präventionsarbeit.

(2)  Der Erzbischof kann zusammen mit anderen (Erz-)Bischöfen eine interdiözesane Koordina-
tionsstelle einrichten.

(3)  Sofern Ordensgemeinschaften päpstlichen Rechts eigene Präventionsbeauftragte ernannt 
haben, arbeiten die diözesanen Präventionsbeauftragten mit diesen zusammen.

(4)  Die/Der Präventionsbeauftragte ist zum gegenseitigen Austausch und zur Abstimmung mit 
den Präventionsbeauftragten der anderen in Nordrhein-Westfalen gelegenen (Erz-)Diözesen
verpflichtet. Sie/Er wirkt darauf hin, dass möglichst einheitliche Präventionsstandards entwickelt 
werden.

(5)  Die/Der Präventionsbeauftragte hat insbesondere folgende Aufgaben:
a.  Einbindung von Betroffenen,
b.  Beratung der kirchlichen Rechtsträger bei der Entwicklung, Umsetzung und Fortschreibung  
 von institutionellen Schutzkonzepten,
c.  Fachliche Prüfung der Schutzkonzepte der kirchlichen Rechtsträger,
d.  Organisation von Qualifizierungsmaßnahmen (gem. § 13 Abs. 4),
e.  Sicherstellung der Qualifizierung und Information derPräventionsfachkräfte 
 (gem. § 12 Abs. 5),
f.  Vernetzung der Präventionsarbeit inner- und außerhalb der Diözese sowie zu den Ansprech- 
 personen gemäß der „Ordnung für den Umgang mit sexuellem Missbrauch Minderjähriger 
 und schutz- oder hilfebedürftiger Erwachsener durch Kleriker und sonstige Beschäftigte im  
 kirchlichen Dienst“,
g.  Zusammenarbeit mit den diözesanen Interventionsbeauftragten, h. Vernetzung mit 
 kirchlichen und nichtkirchlichen Fachberatungsstellen gegen sexualisierte Gewalt,
i.  Evaluation und Weiterentwicklung von verbindlichen Qualitätsstandards,
j.  Beratung von Aus- und Weiterbildungseinrichtungen,
k.  Fachberatung bei der Planung und Durchführung von Präventionsprojekten,
l.  Vermittlung von Fachreferenten/-referentinnen,
m.  Entwicklung von und Information über Präventionsmaterialien und -projekten,
n.  Öffentlichkeitsarbeit.
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(5)  Mitarbeitende und ehrenamtlich Tätige mit sporadischem Kontakt zu Minderjährigen bzw. 
schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen müssen an einer Basisschulung teilnehmen.

(6)  Alle Personen gemäß § 2 Abs. 2 und 3 die nicht unter die vorstehenden Abs. 2 bis 5 fallen, 
sind regelmäßig auf die Bedeutung der Prävention gegen sexualisierte Gewalt hinzuweisen.

(7)  Der kirchliche Rechtsträger hat dafür Sorge zu tragen, dass die unterschiedlichen Personen-
gruppen in einer angemessenen Frist (mindestens alle fünf Jahre) an Vertiefungsveranstaltungen
teilnehmen.

(8)  Die Teilnahme ist vom kirchlichen Rechtsträger dauerhaft zu dokumentieren.

(9)  Präventionsschulungen gegen sexualisierte Gewalt haben Kompetenzen insbesondere zu 
folgenden Themen zu vermitteln:
a.  angemessene Nähe und Distanz,
b.  Kommunikations- und Konfliktfähigkeit,
c.  eigene emotionale und soziale Kompetenz,
d.  Psychodynamiken Betroffener,
e.  Strategien von Tätern/Täterinnen,
f.  (digitale) Medien als Schutz- und Gefahrenraum / Medienkompetenz,
g.  Dynamiken in Institutionen mit asymmetrischen Machtbeziehungen sowie begünstigenden  
 institutionellen Strukturen,
h.  Straftatbestände und kriminologische Ansätze sowie weitere einschlägige rechtliche  
 Bestimmungen,
i.  notwendige und angemessene Hilfen für Betroffene, ihr Umfeld und die betroffenen  
 Institutionen,
j.  sexualisierte Gewalt von Kindern, Jugendlichen (Peer Gewalt) und schutz- oder 
 hilfebedürftigen Erwachsenen an anderen Minderjährigen oder schutz- oder hilfebedürftigen
 Erwachsenen,
k.  Schnittstellenthemen wie zum Beispiel sexuelle sowie geschlechter-und kultursensible  
 Bildung,
l.  regionale fachliche Vernetzungsmöglichkeiten mit dem Ziel eigener Vernetzung.

§ 10 Maßnahmen zur Stärkung von Minderjährigen und schutz- oder hilfebedürftigen 
Erwachsenen 

Jeder kirchliche Rechtsträger hat geeignete Maßnahmen zur Stärkung von Minderjährigen und 
schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen (Primärprävention) zu entwickeln bzw. umzusetzen. 
Dazu gehört auch die Einbeziehung des Umfelds zum Thema Prävention gegen sexualisierte 
Gewalt (Eltern bzw. Personensorgeberechtigte, Angehörige und gesetzliche Betreuungen).

Generalvikariat des Erzbistums Köln Bestimmungen
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f.  trägt mit Sorge dafür, dass bei Angeboten und Maßnahmen für Minderjährige und 
 schutz- oder hilfebedürftige Erwachsene qualifizierte Personen zum Einsatz kommen,
g.  benennt aus präventionspraktischer Perspektive Fort- und Weiterbildungsbedarf,
h.  ist Kontaktperson vor Ort für die/den Präventionsbeauftragte/n der Erzdiözese.

(8)  Die Durchführung von Präventionsschulungen kann zum Aufgabenbereich gehören, wenn die 
benannte Person an einer diözesanen Ausbildung zur/zum Schulungsreferentin/-referenten im 
Bereich Prävention von sexualisierter Gewalt teilgenommen hat oder eine gleichwertige Ausbil-
dung vorweisen kann.

§ 13 Schulungsreferent/-in

(1)  Zur Durchführung der Schulungsmaßnahmen sind dafür ausgebildete Schulungsreferentinnen 
und –referenten sowie Multiplikator/ innen berechtigt. Die Ausbildung erfolgt in speziellen
Qualifizierungsmaßnahmen in Verantwortung der/des Präventionsbeauftragten oder in eigener 
Verantwortung des kirchlichen Rechtsträgers mit Zustimmung der/des Präventionsbeauftragten.

(2)  Auch Personen, die anderweitig ausgebildet wurden oder als Fachkräfte zum Beispiel in 
Beratungsstellen gegen sexualisierte Gewalt arbeiten, können als Schulungsreferenten/-innen 
eingesetzt werden. Die Anerkennung einer einschlägigen Qualifizierungsmaßnahme
sowie evtl. entsprechende Vorerfahrungen erfolgt durch die/den Präventionsbeauftragte/n.

(3)  Die Schulungsberechtigung ist befristet auf drei Jahre. Voraussetzung für eine Verlängerung 
ist die Teilnahme an einer speziellen Fortbildung oder an einem Vernetzungstreffen. Die
Verlängerung ist zu beantragen.

(4)  Die regelmäßige Begleitung, Beratung, Fortbildung und Koordination der Schulungs-
referenten/-innen und Multiplikator/- innen liegt im Verantwortungsbereich der/des Präventions-
beauftragten. 

§ 14 Datenschutz

(1)  Soweit diese Ordnung sowie zur Ergänzung und Konkretisierung durch den Diözesanbischof 
erlassene Rechtsvorschriften auf personenbezogene Daten einschließlich deren Veröffentlichung 
anzuwenden sind, gehen sie den Vorschriften des Gesetzes über den Kirchlichen Datenschutz 
(KDG) sowie der Anordnung über die Sicherung und Nutzung der Archive der katholischen Kirche 
(Kirchliche Archivordnung – KAO) vor, sofern sie deren Datenschutzniveau nicht unterschreiten.
Im Übrigen gelten das Gesetz über den Kirchlichen Datenschutz (KDG), die zu seiner Durchfüh-
rung erlassene Ordnung (KDG-DVO) sowie die Kirchliche Archivordnung (KAO).

Präventionsordnung PrävO12

§ 12 Präventionsfachkraft

(1)  Jeder kirchliche Rechtsträger benennt mindestens eine geeignete Person, die aus der 
Perspektive des jeweiligen kirchlichen Rechtsträgers eigene präventionspraktische Bemühungen
befördert und die nachhaltige Umsetzung der Präventionsordnung unterstützt.

(2)  Die Person kann ein/e Mitarbeitende/r oder ehrenamtlich Tätige/r sein; sie muss Einblick in 
die Strukturen des kirchlichen Rechtsträgers haben. Die Benennung soll befristet für höchstens 
fünf Jahre erfolgen. Eine Wiederbenennung ist möglich. Die Bezeichnung lautet „Präventions-
fachkraft“.

(3)  Mehrere kirchliche Rechtsträger können gemeinsam eine Präventionsfachkraft bestellen.

(4)  Der kirchliche Rechtsträger setzt die/den Präventionsbeauftragte/n der Erzdiözese über die 
Ernennung schriftlich in Kenntnis.

(5)  Als Präventionsfachkraft kommen insbesondere Personen in Frage, die eine pädagogische 
oder psychologische Ausbildung bzw. Zusatzqualifikation abgeschlossen haben oder anderweitig,
aufgrund von beruflichen oder privaten Erfahrungen, für das Arbeitsfeld geeignet sind. Die 
Teilnahme an einer Qualifizierungsmaßnahme zur Präventionsfachkraft ist verpflichtend.
Die Qualifizierungsmaßnahme wird durch oder in Absprache mit der Koordinationsstelle durch-
geführt.

(6)  Die Präventionsfachkräfte werden von der/dem Präventionsbeauftragte/ n, in Zusammenar-
beit mit Spitzen- bzw. Dachverbänden zu Austauschtreffen und kollegialer Beratung eingeladen. 
Der kirchliche Rechtsträger trägt Sorge dafür, dass die Präventionsfachkraft im angemessenen 
und erforderlichen Rahmen an den Treffen teilnimmt.

(7)  Die Präventionsfachkraft übernimmt folgende Aufgaben:
a.  ist Ansprechpartner/in für Mitarbeitende sowie ehrenamtlich Tätige bei allen Fragen zur  
 Prävention gegen sexualisierte Gewalt,
b.  unterstützt den kirchlichen Rechtsträger bei der Erstellung und Umsetzung der 
 institutionellen Schutzkonzepte,
c.  kennt die Verfahrenswege bei Meldungen, die Vorwürfe von sexualisierter Gewalt betreffen  
 sowie interne und externe Beratungsstellen und kann Mitarbeitende und ehrenamtlich  
 Tätige darüber informieren,
d.  trägt Sorge für die Platzierung des Themas in den Strukturen und Gremien des kirchlichen  
 Rechtsträgers,
e.  berät bei Planung, Organisation und Durchführung von Präventionsprojekten und 
 Maßnahmen für Minderjährige und schutz- oder hilfebedürftige Erwachsene aus Sicht der 
 Prävention gegen sexualisierte Gewalt,
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A. Einführung

Präambel

In ihrer Verantwortung für den Schutz der Würde und Integrität Minderjähriger und schutz- oder 
hilfebedürftiger Erwachsener haben sich die deutschen Bischöfe auf die folgende Ordnung 
verständigt. Sie entwickeln damit die Leitlinien von 2002, 2010 und 2013 fort und berücksichti-
gen die Vorgaben, die die Kongregation für die Glaubenslehre in ihrem Rundschreiben an die 
Bischofskonferenzen vom 3. Mai 2011 gemacht hat.1

AMTSBLATT 2022, NR. 96

Ordnung für den Umgang 
mit sexuellem Missbrauch 
Minderjähriger und 
schutz- oder hilfebedürftiger 
Erwachsener durch Kleriker 
und sonstige Beschäftigte 
im kirchlichen Dienst 

1) Die Kongregation für die Glaubenslehre hat am 5. April 2013 mitgeteilt, dass Papst Franziskus der Kongregation 

aufgetragen hat, den von Benedikt XVI. eingeschlagenen Kurs weiterzuverfolgen und im Hinblick auf die Fälle von 

sexuellem Missbrauch entschlossen vorzugehen; das heißt, vor allem die Maßnahmen zum Schutz der Minderjährigen, die 

Hilfe für die, die in der Vergangenheit Opfer derartiger Übergriffe geworden sind, das angemessene Vorgehen gegen die 

Schuldigen und den Beitrag der Bischofskonferenzen hinsichtlich der Formulierung und Umsetzung der nötigen Weisungen 

in diesem für das Zeugnis und die Glaubwürdigkeit der Kirche so wichtigen Bereich voranzubringen.

14

(2)  Die Fristen für die Aufbewahrung von Unterlagen richten sich nach den jeweiligen Vor-
schriften über die Aufbewahrungsfristen für Personalakten etc. Für die Zeit der Aufbewahrung
sind die Unterlagen vor unbefugten Zugriffen in besonderem Maße zu sichern. 

IV. Rechtsfolgen

§ 15 Förderungsfähigkeit

Kirchliche Rechtsträger gem. § 1 Abs. 2, die diese Präventionsordnung nicht zur Anwendung 
bringen und auch kein eigenes, von der diözesanen Koordinationsstelle als gleichwertig aner-
kanntes Regelwerk haben, werden bei der Vergabe diözesaner Zuschüsse nicht berücksichtigt.

V. Schlussbestimmungen

§ 16 Ausführungsbestimmungen

Die zur Ausführung dieser Ordnung erforderlichen Regelungen trifft der Generalvikar.

§ 17 Inkrafttreten

(1)  Diese Präventionsordnung tritt zum 1. Mai 2022 in Kraft.

(2)  Gleichzeitig treten die Präventionsordnung vom 14. April 2014 (Amtsblatt 2014, Nr. 94) und  
die Ausführungsbestimmungen vom 14. April 2014 (Amtsblatt 2014, Nr.96) außer Kraft.

Köln, 29. März 2022

+ Rainer Maria Card. Woelki
Erzbischof von Köln

Generalvikariat des Erzbistums Köln Bestimmungen
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Für Bischöfe und Kardinäle sowie für andere Kleriker, die vorübergehend eine Diözese leiten oder 
geleitet haben, gelten für während der Amtszeit begangene Taten besondere Bestimmungen 
sowohl hinsichtlich des Umgangs mit Verdachtsfällen auf sexuellen Missbrauch als auch hinsicht-
lich Handlungen und Unterlassungen, die darauf gerichtet sind, die staatlichen oder kirchen-
rechtlichen Untersuchungen verwaltungsmäßiger oder strafrechtlicher Natur gegenüber einem 
Kleriker oder einer Ordensperson bezüglich Vergehen des sexuellen Missbrauchs zu beeinflussen 
oder zu umgehen.6

Für Arbeitnehmer im kirchlichen Dienst entfaltet diese Ordnung, soweit sie das Arbeitsverhältnis 
berührt, nur dann rechtliche Wirkung, wenn sie von den zuständigen arbeitsrechtlichen Kom-
missionen im Sinne des Artikel 7 Grundordnung des kirchlichen Dienstes im Rahmen kirchlicher 
Arbeitsverhältnisse beschlossen worden ist.

Kirchliche Rechtsträger, die nicht der bischöflichen Gesetzgebungsgewalt unterliegen, sollen von 
der (Erz-)Diözese und vom Verband der Diözesen Deutschlands nur dann als förderungswürdig
anerkannt werden, wenn sie entweder diese Ordnung verbindlich in ihr Statut übernommen haben 
oder wenn sie gleichwertige eigene Regelungen für den Umgang mit sexuellem Missbrauch 
erlassen haben. Die Änderung des Statuts bzw. die Vorlage von gleichwertigen eigenen Rege-
lungen hat bis spätestens zum 30. Juni 2023 zu erfolgen. Die Gleichwertigkeit wird durch die 
Deutsche Bischofskonferenz festgestellt.

(2)  Diese Ordnung berücksichtigt die Bestimmungen sowohl des kirchlichen wie auch des 
staatlichen Rechts. Der Begriff sexueller Missbrauch im Sinne dieser Ordnung umfasst sowohl
strafbare als auch nicht strafbare sexualbezogene Handlungen und Grenzverletzungen.
Die Ordnung bezieht sich somit
a.  auf Handlungen nach dem 13. Abschnitt des Besonderen Teils des Strafgesetzbuches (StGB)  
 sowie weitere sexualbezogene Straftaten,
b.  auf Handlungen nach can. 1398 § 1 CIC/2021 in Verbindung mit Art. 6 SST 7, nach 
 can. 1398 § 2 CIC/2021, nach can. 1385 CIC/2021 in Verbindung mit Art. 4 § 1 n. 4 SST 
 wie auch nach Art. 4 § 1 n. 1 SST in Verbindung mit can. 1384 CIC/2021, soweit sie an  
 Minderjährigen oder an Personen, deren Vernunftgebrauch habituell eingeschränkt ist,  
 begangen werden,
c.  auf Handlungen nach Art. 1 § 1a) VELM, 
d.  unter Berücksichtigung der Besonderheiten des Einzelfalls auf Handlungen unterhalb der  
 Schwelle der Strafbarkeit, die im pastoralen oder erzieherischen sowie im betreuenden,
 beratenden oder pflegenden Umgang mit Minderjährigen und schutz- oder hilfebedürftigen  
 Erwachsenen eine sexualbezogene Grenzverletzung oder einen sonstigen sexuellen Übergriff  
 darstellen. 

Interventionsordnung

6)  Vgl. hierzu Papst Franziskus, Apostolisches Schreiben motu proprio datae Vos estis lux mundi (VELM) vom 7. Mai 2019, 

Art. 1 § 1b) und Art. 6 sowie Papst Franziskus, Apostolisches Schreiben motu proprio datae Come una madre amorevole vom 

4. Juni 2016.
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Diese Ordnung gewährleistet ein einheitliches und rechtssicheres Vorgehen im Bereich der 
Deutschen Bischofskonferenz.

Das Leid der von sexuellem Missbrauch Betroffenen wird anerkannt. Betroffene haben Anspruch 
auf besondere Aufmerksamkeit und Hilfe.

Sie müssen vor weiterer sexueller Gewalt geschützt werden. Betroffene und ihre Angehörigen 
sowie Nahestehende und Hinterbliebene sind bei der Aufarbeitung von Missbrauchserfahrungen 
zu unterstützen und zu begleiten. Sexueller Missbrauch, vor allem an Minderjährigen sowie 
an schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen, ist ein Verbrechen.2 Gerade wenn Beschäftigte 
im kirchlichen Dienst solche Taten begehen3, erschüttert dies nicht selten bei den Betroffenen 
und ihren Angehörigen sowie Nahestehenden und Hinterbliebenen das Grundvertrauen in die 
Menschen und in Gott. Darüber hinaus besteht die Gefahr schwerer psychischer Schädigungen. 
Es ist die Pflicht der Täter4, sich ihrer Verantwortung und den Konsequenzen ihrer Tat zu stellen.5

Grundsätzliches

(1)  Beschäftigte im kirchlichen Dienst im Sinne dieser Ordnung sind insbesondere
–  Kleriker und Kandidaten für das Weiheamt,
–  Ordensangehörige,
–  Kirchenbeamte,
–  Arbeitnehmer,
–  zu ihrer Berufsausbildung tätige Personen,
–  nach dem Bundesfreiwilligendienstgesetz oder dem Jugendfreiwilligendienstgesetz
 oder in vergleichbaren Diensten tätige Personen sowie Praktikanten,
–  Leiharbeitnehmer und sonstige bei Drittunternehmen angestellte Arbeitnehmer.

2)  „Sexueller Missbrauch ist ein Verbrechen“, Kardinal Reinhard Marx, Vorsitzender der Deutschen Bischofskonferenz, 

Statement zur Vorstellung der Studie „Sexueller Missbrauch an Minderjährigen durch katholische Priester, Diakone und 

männliche Ordensangehörige im Bereich der Deutschen Bischofskonferenz“ am 25. September 2018 in Fulda.

3)  Vgl. Erklärung der Deutschen Bischofskonferenz bei ihrer Frühjahrs-Vollversammlung in Freiburg vom 22. bis 25. Februar 

2010 anlässlich der Aufdeckung von Fällen sexuellen Missbrauchs an Minderjährigen im kirchlichen Bereich.

4)  Im Interesse einer besseren Lesbarkeit wird nicht ausdrücklich in geschlechtsspezifischen Personenbezeichnungen 

differenziert. Die gewählte Form schließt alle Geschlechter ein.

5)  Vgl. Papst Benedikt XVI., Hirtenbrief des Heiligen Vaters an die Katholiken in Irland vom 19. März 2010, n. 7: „Ihr 

(die Ihr Kinder missbraucht habt) habt das Vertrauen, das von unschuldigen jungen Menschen und ihren Familien in Euch 

gesetzt wurde, verraten und Ihr müsst Euch vor dem allmächtigen Gott und vor den zuständigen Gerichten dafür verant-

worten. … Ich mahne Euch, Euer Gewissen zu erforschen, Verantwortung für die begangenen Sünden zu übernehmen und 

demütig Euer Bedauern auszudrücken. … Gottes Gerechtigkeit ruft uns dazu auf, Rechenschaft über unsere Taten 

abzulegen und nichts zu verheimlichen. Erkennt Eure Schuld öffentlich an, unterwerft Euch der Rechtsprechung, aber 

verzweifelt nicht an der Barmherzigkeit Gottes.“
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(5)  Die beauftragten Ansprechpersonen sind von Weisungen unabhängig. Sie dürfen nicht in 
einem weisungsgebundenen Beschäftigungsverhältnis zum Diözesanbischof stehen. 

(6)  Name, Kontaktdaten und Beruf der beauftragten Ansprechpersonen sowie die unabhängigen 
externen Anlaufstellen werden auf geeignete Weise bekannt gemacht, mindestens im Amtsblatt 
und auf der Internetseite der (Erz-)Diözese.

(7)  Der Diözesanbischof richtet zur Beratung in Fragen des Umgangs mit sexuellem 
Missbrauch Minderjähriger und schutz- oder hilfebedürftiger Erwachsener einen ständigen 
Beraterstab ein.

Diesem gehören an: die beauftragten Ansprechpersonen, der diözesane Präventionsbeauftragte 
und Personen mit psychiatrisch-psychotherapeutischem, pastoralem, juristischem 9 sowie
kirchenrechtlichem Sachverstand und fundierter fachlicher Erfahrung und Kompetenz in der 
Arbeit mit Betroffenen sexuellen Missbrauchs.

Dem Beraterstab sollen auch von sexuellem Missbrauch Betroffene angehören. Ihm können auch 
Personen angehören, die im kirchlichen Dienst beschäftigt sind. Darüber hinaus ist eine externe 
Fachberatung hinzuzuziehen. Im Einzelfall können weitere fachlich geeignete Personen hinzug-
ezogen werden.

(8) Mehrere Diözesanbischöfe können gemeinsam einen interdiözesanen Beraterstab einrichten.

(9) Die Verantwortung des Diözesanbischofs bleibt unberührt. 

Entgegennahme von Hinweisen und Information des Ordinarius.

(10) Die beauftragten Ansprechpersonen nehmen Hinweise auf sexuellen Missbrauch an Minder-
jährigen und schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen im Sinne dieser Ordnung entgegen.

(11) Alle Beschäftigten im kirchlichen Dienst haben unverzüglich die zuständige Person der 
Leitungsebene der Institution, bei der sie beschäftigt sind, oder die beauftragten Ansprechper-
sonen über einen Verdacht auf Handlungen im Sinne der Nr. 2 dieser Ordnung, der ihnen im 
dienstlichen Kontext zur Kenntnis gelangt ist, zu informieren. Dasselbe gilt, wenn sie über die 
Einleitung oder das Ergebnis eines laufenden Ermittlungsverfahrens oder über eine erfolgte 
Verurteilung im dienstlichen Kontext Kenntnis erlangen.

Wurde die Person der Leitungsebene informiert, gibt diese die Information unverzüglich an die 
beauftragte Ansprechperson weiter.

9)  Für den Fall, dass eine Mitarbeiterin oder ein Mitarbeiter im kirchlichen Dienst betroffen ist, ist arbeitsrechtlicher 

Sachverstand zu gewährleisten.
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Sie betrifft alle Verhaltens- und Umgangsweisen (innerhalb oder außerhalb des kirchlichen 
Dienstes) mit sexuellem Bezug gegenüber Minderjährigen und schutz- oder hilfebedürftigen 
Erwachsenen, die mit vermeintlicher Einwilligung, ohne Einwilligung oder gegen deren ausdrück-
lichen Willen erfolgen. 

Dies umfasst auch alle Handlungen zur Vorbereitung, Durchführung und Geheimhaltung sexualisi-
erter Gewalt. Alle Verantwortlichen haben beim Umgang mit Fällen sexuellen Missbrauchs im 
Sinne dieser Ordnung sowohl die kirchlichen als auch die staatlichen Rechtsvorschriften zu 
beachten. Dabei können sich unterschiedliche Betrachtungsweisen und Bewertungen
ergeben (zum Beispiel bzgl. des Kreises der betroffenen Personen, des Alters des Betroffenen, 
der Verjährungsfrist).

Maßgeblich für das kirchliche Vorgehen sind die zum Zeitpunkt des Untersuchungsbeginns 
geltenden Verfahrensregeln, unabhängig davon, wie lange der sexuelle Missbrauch zurückliegt.

(3)  Schutz- oder hilfebedürftige Erwachsene im Sinne dieser Ordnung sind Schutzbefohlene im 
Sinne des § 225 Abs. 1 StGB 8.

B. Zuständigkeiten

Ansprechpersonen und Einrichtung eines Beraterstabs

(4) Der Diözesanbischof beauftragt fachlich qualifizierte und persönlich geeignete Personen 
als Ansprechpersonen für Verdachtsfälle sexuellen Missbrauchs an Minderjährigen sowie an 
schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen durch Beschäftigte im kirchlichen Dienst.

Die Beauftragung erfolgt für maximal drei Jahre und kann wiederholt werden.

Es sollen mindestens zwei Personen, sowohl eine Frau als auch ein Mann benannt werden.

Darüber hinaus soll mindestens eine nichtkirchliche Fachberatungsstelle als unabhängige 
Anlaufstelle benannt werden.

7) Papst Johannes Paul II., Apostolisches Schreiben motu proprio datae Sacramentorum sanctitatis tutela (SST) vom 

30. April 2001. Der in diesem Schreiben angekündigte normative Teil liegt in seiner geltenden Form als Normae de delictis 

Congregationi pro Doctrina Fidei reservatis vom 11. Oktober 2021 vor. (Diese Normen werden zitiert unter Nennung des 

entsprechenden Artikels und unter Zufügung des Kürzels für das Bezugsdokument: SST).

8)  Wer eine Person unter achtzehn Jahren oder eine wegen Gebrechlichkeit oder Krankheit wehrlose Person, die 1. seiner 

Fürsorge oder Obhut untersteht, 2. seinem Hausstand angehört, 3. von dem Fürsorgepflichtigen seiner Gewalt überlassen 

worden oder 4. ihm im Rahmen eines Dienstoder Arbeitsverhältnisses untergeordnet ist, (…). (StGB § 225 Abs. 1)
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Zuständigkeiten im weiteren Verlauf

(15) Für das weitere Verfahren können im Hinblick auf Kleriker zuständig sein: der Ortsordina-
rius des Wohnsitzes des Beschuldigten (vgl. can. 1408 CIC) oder der Ortsordinarius des Ortes, an 
dem die Straftat begangen worden ist (vgl. can. 1412 CIC) oder der Inkardinationsordinarius des 
Beschuldigten. Der erstinformierte Ordinarius trägt dafür Sorge, dass eine Entscheidung über die 
Zuständigkeit für das weitere Verfahren unverzüglich getroffen wird.

(16) Für Ordensangehörige, die im bischöflichen Auftrag tätig sind, ist der Diözesanbischof 
zuständig, der diesen Auftrag erteilt hat, unbeschadet der Verantwortung des Höheren
Ordensoberen. Soweit die Ordensangehörigen nicht mehr im bischöflichen Auftrag tätig sind, 
unterstützt der Diözesanbischof den Höheren Ordensoberen.

(17) In anderen Fällen liegt die Zuständigkeit bei den jeweiligen Höheren Ordensoberen. 
Ihnen wird dringend nahegelegt, den örtlich betroffenen Diözesanbischof über tatsächliche
Anhaltspunkte für den Verdacht eines sexuellen Missbrauchs an Minderjährigen oder schutz- 
oder hilfebedürftigen Erwachsenen in ihrem Verantwortungsbereich sowie über die einge-
leiteten Schritte zu informieren (vgl. Nr. 33).

(18) Bei Kirchenbeamten und Arbeitnehmern liegt die Zuständigkeit beim dienstrechtlich 
zuständigen Vorgesetzten, bei Ehrenamtlichen beim Auftraggeber.

(19)  Bei verstorbenen Beschuldigten bzw. Tätern ist der jeweils letzte Dienstgeber bzw. 
Auftraggeber zuständig. Falls dieser nicht mehr existiert, ist dessen Rechtsnachfolger oder 
der Diözesanbischof der Belegenheitsdiözese zuständig.

C. Vorgehen nach Kenntnisnahme eines Hinweises

(20)  Nach Kenntnisnahme eines Hinweises erfolgt eine erste Bewertung auf Plausibilität durch 
die beauftragten Ansprechpersonen. Dabei sowie im Rahmen des weiteren Vorgehens sind die 
Persönlichkeitsrechte aller Beteiligten, die besondere Schutzbedürftigkeit Minderjähriger und die 
Erfordernisse eines etwaigen Strafverfahrens zu berücksichtigen.

Diese Plausibilitätsprüfung kann auch im Rahmen des Beraterstabs erfolgen.

10)  Vgl. auch can. 1386 § 1 CIC/2021 in Verbindung mit Art. 4 § 1 n. 5 SST.
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Wenn Gefahr für Leib und Leben droht oder wenn weitere Betroffene tangiert sein könnten, 
besteht im Rahmen von seelsorglichen Gesprächen unter Wahrung der Bestimmungen über
das Beichtgeheimnis (vgl. cann. 983 und 984 CIC10) die Pflicht zur Weiterleitung an die 
zuständige Person der Leitungsebene oder eine der beauftragten Ansprechpersonen. Hierbei sind 
die Bestimmungen des § 203 StGB zu beachten. Etwaige staatliche oder kirchliche Verschwie-
genheitspflichten oder Mitteilungspflichten gegenüber kirchlichen oder staatlichen Stellen 
(z. B.(Landes-)Jugendamt, Schulaufsicht) sowie gegenüber Dienstvorgesetzten bleiben hiervon 
unberührt.

(12) Anonyme Hinweise oder Gerüchte sind dann zu beachten, wenn sie tatsächliche Anhalt-
spunkte für Ermittlungen enthalten. 

(13) Der Ordinarius bzw. der Leiter des kirchlichen Rechtsträgers, bei dem die beschuldigte 
Person beschäftigt ist, wird unabhängig von den Plausibilitätsabwägungen von den beauftragten
Ansprechpersonen bzw. von der zuständigen Person der Leitungsebene unverzüglich über den 
Verdacht auf Handlungen im Sinne der Nr. 2 dieser Ordnung bzw. über die Einleitung oder das 
Ergebnis eines laufenden Ermittlungsverfahrens oder über eine erfolgte Verurteilung informiert.
Der Ordinarius bzw. der Leiter des kirchlichen Rechtsträgers, bei dem die beschuldigte Person 
beschäftigt ist, hat dafür Sorge zu tragen, dass andere sowohl über den Verdacht eines sexuellen 
Missbrauchs im Sinne dieser Ordnung als auch über die Einleitung oder das Ergebnis eines 
laufenden Ermittlungsverfahrens oder über eine erfolgte Verurteilung informiert werden, die für 
den Beschuldigten eine besondere Verantwortung tragen. Insbesondere ist bei Klerikern, die 
einer anderen Diözese oder einem anderen Inkardinationsverband angehören, der Inkardinations-
ordinarius, bei Ordensangehörigen der zuständige Höhere Ordensobere, bei Kirchenbeamten
und Arbeitnehmern, die an anderer Stelle als dem Zuständigkeitsbereich ihres Anstellungsträgers 
eingesetzt sind, der Anstellungsträger und bei Ehrenamtlichen diejenige kirchliche Stelle, die als 
Auftraggeber anzusehen ist, zu informieren.

Weiterleitung von Hinweisen an andere kirchliche Stellen sowie an nichtkirchliche Stellen

(14) Der dringende Verdacht auf einen sexuellen Missbrauch im Sinne dieser Ordnung darf nur 
durch den Ordinarius bzw. den Leiter des kirchlichen Rechtsträgers, bei dem der Beschuldigte
beschäftigt ist, durch einen Dritten nur im Einvernehmen mit diesen sowie nur dann an andere 
kirchliche oder nichtkirchliche Stellen weitergegeben werden, wenn dies im Einzelfall zum 
Schutz von Minderjährigen und schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen dringend geboten 
erscheint und der Schutz nicht auf andere Weise erreicht werden kann. Hiervon unberührt bleibt 
die Weitergabe von Hinweisen an die Strafverfolgungsbehörden (vgl. Nr. 33 ff.). 



Anhörung des Beschuldigten

(26) Sofern die Aufklärung des Sachverhalts nicht gefährdet und die Ermittlungsarbeit der 
Strafverfolgungsbehörden nicht behindert werden, hört ein Vertreter oder Beauftragter des
Ordinarius bzw. des Dienstgebers unter Hinzuziehung eines Juristen – eventuell in Anwesenheit 
der beauftragten Ansprechperson – den Beschuldigten zu den Vorwürfen an. Der Schutz
des Betroffenen muss in jedem Fall sichergestellt sein, bevor das Gespräch stattfindet.

Ist der Beschuldigte ein Kleriker und liegt wenigstens wahrscheinlich eine Straftat nach Nr. 2b) 
oder c) dieser Ordnung vor, erfolgt die Anhörung nicht unmittelbar nach Nrn. 26 bis 32, sondern 
nach Maßgabe der Nrn. 36 bis 39.

(27) Der Beschuldigte kann eine Person seines Vertrauens, auf Wunsch auch einen Rechtsanwalt, 
hinzuziehen. Hierauf ist der Beschuldigte hinzuweisen.

(28) Der Beschuldigte wird über das Recht der Aussageverweigerung informiert (vgl. can. 1728 
§ 2 CIC). Wenn Priester beschuldigt werden, sind sie darauf hinzuweisen, dass sie unter allen 
Umständen verpflichtet sind, das Beichtgeheimnis zu wahren (vgl. cann. 983 und 984 CIC 11).

(29) Auf die Verpflichtung, tatsächliche Anhaltspunkte nach den Vorschriften der Nr. 33 den 
Strafverfolgungs- und anderen zuständigen Behörden weiterzuleiten, ist hinzuweisen. Der 
Beschuldigte wird über die Möglichkeit zur Selbstanzeige bei den Strafverfolgungsbehörden 
informiert.

(30) Die Anhörung wird protokolliert. Das Protokoll sollte vom Protokollführer und dem Beschul-
digten bzw. seinem gesetzlichen Vertreter unterzeichnet werden. Sollte ein Einvernehmen
nicht hergestellt werden können, besteht das Recht auf eine Gegendarstellung. Eine Ausfertigung 
des Protokolls wird dem Beschuldigten ausgehändigt.

(31) Der Ordinarius bzw. der Leiter des kirchlichen Rechtsträgers wird über das Ergebnis der 
Anhörung informiert.

(32) Auch dem Beschuldigten gegenüber besteht die Pflicht zur Fürsorge. 
Er steht – unbeschadet erforderlicher unmittelbarer Maßnahmen – bis zum Erweis des Gegenteils 
unter Unschuldsvermutung.

Ist der Beschuldigte bereits verstorben, besteht weiterhin die Pflicht, seine Persönlichkeitsre-
chte zu wahren.
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11)  Vgl. auch Art. 4 § 2 SST; can. 1386 § 1 CIC/2021 in Verbindung mit Art. 4 § 1 n. 5 SST.
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Gespräch mit dem Betroffenen

(21)  Wenn ein Betroffener bzw. sein gesetzlicher Vertreter über einen sexuellen Missbrauch 
informieren möchte, vereinbart eine der beauftragten Ansprechpersonen ein Gespräch, in
dem sie den Betroffenen zunächst über das mögliche weitere Verfahren, Hilfestellungen und 
Unterstützungsmöglichkeiten informiert. Hierzu gehört insbesondere die Möglichkeit der
Inanspruchnahme einer externen Fachberatungsstelle, die anonym und unabhängig beraten kann. 
Falls dies gewünscht ist, kann danach oder in einem weiteren Gespräch das konkrete
Vorbringen erörtert werden.

Zu diesem Gespräch ist seitens der beauftragten Ansprechperson eine weitere Person hinzu-
zuziehen. Der Betroffene bzw. sein gesetzlicher Vertreter kann zu dem Gespräch eine Person des 
Vertrauens hinzuziehen. Hierauf ist ausdrücklich hinzuweisen.

Der Betroffene ist zu Beginn des Gesprächs zu informieren, dass tatsächliche Anhaltspunkte nach 
den Vorschriften der Nrn. 33 und 34 in aller Regel den Strafverfolgungs- und anderen zuständi-
gen Behörden weiterzuleiten sind.

Ebenso ist in geeigneter Weise auf die weiteren Verfahrensschritte
hinzuweisen.

(22)  Der Schutz aller Beteiligten vor öffentlicher Preisgabe von Informationen, die vertraulich 
gegeben werden, ist sicherzustellen: Dies betrifft insbesondere den Betroffenen, den Beschul-
digten (vgl. auch Nr. 32) und die meldende Person.

(23) Das Gespräch, bei dem auch die Personalien aufzunehmen sind, wird protokolliert. Das 
Protokoll ist von dem Protokollführer und dem Betroffenen bzw. seinem gesetzlichen Vertreter
zu unterzeichnen. Eine Ausfertigung des Protokolls wird dem Betroffenen ausgehändigt.

(24) Der Betroffene bzw. sein gesetzlicher Vertreter wird zu einer eigenen Anzeige bei den 
Strafverfolgungsbehörden ermutigt. 

Bei Bedarf wird die dazu notwendige Unterstützung in angemessener Form gewährleistet.

(25) Der Ordinarius bzw. der Leiter des kirchlichen Rechtsträgers wird über das Ergebnis des 
Gesprächs informiert.
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38) Gemäß Art. 10 § 1 SST hat der Ordinarius oder Hierarch nach Abschluss der Voruntersuchung 
und unabhängig von ihrem Ergebnis die Pflicht, schnellstmöglich eine beglaubigte Kopie der 
entsprechenden Akten an die Kongregation für die Glaubenslehre zu senden. Diese Information 
geschieht unter Verwendung eines Formblattes der Kongregation, unter Übersendung einer Kopie 
der Voruntersuchungsakten und unter Beifügung eines Votums des Ordinarius sowie einer
Stellungnahme des Beschuldigten. Allein Sache der Kongregation ist es zu entscheiden, wie 
weiter vorzugehen ist: ob sie gegebenenfalls die Verjährung aufhebt (Art. 8 § 3 SST), ob
sie die Sache an sich zieht (vgl. Art. 10 § 1 SST), ob die Entscheidung mittels eines gerichtlichen 
(vgl. Art. 12–18 SST) oder eines außergerichtlichen Strafverfahrens auf dem Verwaltungswege
(vgl. Art. 19–25) getroffen werden soll (Art. 9 § 3 SST).

(39) Wenn im Falle eines Ordensangehörigen der zuständige Obere der Auffassung ist, dass 
gemäß can. 695 § 1 CIC eine Entlassung aus der Ordensgemeinschaft erforderlich sein kann, geht 
er gemäß can. 695 § 2 CIC vor.

(39a) Richtet sich der Vorwurf gegen einen anderen Gläubigen, der in der Kirche eine Würde 
bekleidet oder ein Amt oder eine Funktion ausübt, ist zusätzlich zu den in erster Linie zu
ergreifenden Maßnahmen gemäß Nr. 40 und Nr. 50 eine kirchenrechtliche Voruntersuchung 
gemäß can. 1717 § 1 CIC durchzuführen.

Maßnahmen bis zur Aufklärung des Falls

(40) Liegen tatsächliche Anhaltspunkte für den Verdacht eines sexuellen Missbrauchs an 
Minderjährigen oder schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen vor, entscheidet der Ordinarius,
Höhere Ordensobere bzw. der Dienstgeber über das weitere Vorgehen unter Berücksichtigung der 
kirchen-, arbeits-, dienstund auftragsrechtlichen Bestimmungen. Die Verpflichtung zur Weiterlei-
tung der Informationen an die Strafverfolgungsbehörden aus Nr. 33 bleibt hiervon unberührt.
Im Falle von Klerikern kann der Ordinarius gemäß Art. 10 § 2 SST konkrete, in can. 1722 CIC 
aufgeführte Maßnahmen verfügen (z. B. Freistellung vom Dienst; Fernhalten vom Dienstort bzw. 
Arbeitsplatz; Fernhalten von Tätigkeiten, bei denen Minderjährige gefährdet werden könnten).

Im Falle von sonstigen Beschäftigten im kirchlichen Dienst kann der Dienstgeber verfügen, dass 
die verdächtigte Person vorübergehend vom Dienst freigestellt wird, bis der Sachverhalt 
aufgeklärt ist. Er hat durch geeignete und angemessene Maßnahmen sicherzustellen, dass sich 
die behauptete Handlung nicht wiederholen kann.

(41) Soweit für den staatlichen Bereich darüber hinausgehende Regelungen gelten, finden diese 
entsprechende Anwendung.

24 Generalvikariat des Erzbistums Köln Bestimmungen

Zusammenarbeit mit den staatlichen Strafverfolgungs- und anderen zuständigen Behörden

(33) Sobald tatsächliche Anhaltspunkte für den Verdacht einer Straftat nach dem 13. Abschnitt 
oder weiterer sexualbezogener Straftaten des Strafgesetzbuchs (StGB) an Minderjährigen
oder schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen vorliegen, leitet ein Vertreter des Ordinarius 
bzw. des kirchlichen Rechtsträgers die Informationen an die staatliche Strafverfolgungsbehörde
und, soweit rechtlich geboten, an andere zuständige Behörden, z. B. (Landes-)Jugendamt, 
Schulaufsicht, weiter.

Rechtliche Verpflichtungen anderer kirchlicher Organe bleiben unberührt.

(34) Die Pflicht zur Weiterleitung der Informationen an die Strafverfolgungsbehörde entfällt nur 
ausnahmsweise, wenn dies dem ausdrücklichen Willen des Betroffenen bzw. seinem gesetzlichen 
Vertreter entspricht und der Verzicht auf eine Mitteilung rechtlich zulässig ist. In jedem Fall sind 
die Strafverfolgungsbehörden einzuschalten, wenn weitere Gefährdungen zu befürchten sind oder 
weitere mutmaßliche Betroffene ein Interesse an der strafrechtlichen Verfolgung der Taten haben
könnten.

(35) Die Gründe für das Absehen von einer Weiterleitung gemäß Nr. 34 bedürfen einer genauen 
Dokumentation durch die das Gespräch führende Ansprechperson. Die Dokumentation ist von 
dem Betroffenen oder seinem gesetzlichen Vertreter in Anwesenheit eines Mitarbeiters einer 
externen Fachberatungsstelle zu unterzeichnen.

Kirchenrechtliche Voruntersuchung gemäß can. 1717 § 1 CIC

(36) Im Falle, dass wenigstens wahrscheinlich eine Straftat eines Klerikers vorliegt, leitet der 
Ordinarius gemäß can. 1717 § 1 CIC per Dekret eine kirchenrechtliche Voruntersuchung
ein und benennt den Voruntersuchungsführer. Der Voruntersuchungsführer führt die Anhörung 
des Beschuldigten unter Beachtung der Nrn. 26 bis 32 durch. Besteht die Gefahr, dass
die Ermittlungsarbeit der Strafverfolgungsbehörden behindert wird, muss die kirchenrechtliche 
Voruntersuchung ausgesetzt werden.

(37) Das Ergebnis der kirchenrechtlichen Voruntersuchung fasst der Voruntersuchungsführer in 
einem Bericht an den Ordinarius zusammen.

Die Voruntersuchung wird mit einem Dekret abgeschlossen.

Die Voruntersuchungsakten sind gemäß can. 1719 CIC zu verwahren.
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(46) Dem Betroffenen, seinen Angehörigen, Nahestehenden und Hinterbliebenen werden Hilfen 
angeboten oder vermittelt. Die Hilfsangebote orientieren sich an dem jeweiligen Einzelfall.
Zu den Hilfsangeboten gehören insbesondere seelsorgliche und therapeutische Hilfen.

Wenn der Wunsch nach einem Gespräch mit einem Leitungsverantwortlichen besteht, ist dem 
Rechnung zu tragen.

Es können auch Hilfen nichtkirchlicher Einrichtungen in Anspruch genommen werden. Diese 
Möglichkeit besteht auch bei Verjährung oder wenn der Beschuldigte verstorben ist. Unabhängig
davon können Betroffene „Leistungen in Anerkennung des Leids, das Opfern sexuellen Miss-
brauchs zugefügt wurde“ beantragen.

(47) Für die Entscheidung zur Gewährung von konkreten Hilfen ist der Ordinarius zuständig, für 
selbständige kirchliche Einrichtungen deren Rechtsträger.

(48) Bei der Umsetzung der Hilfen für einen Betroffenen ist eng mit dem zuständigen Jugendamt 
oder anderen Fachstellen zusammenzuarbeiten.

Hierfür stellt der Ordinarius diesen Stellen alle erforderlichen Informationen zur Verfügung.

Hilfen für betroffene kirchliche Einrichtungen, Dekanate und Pfarreien

(49) Die zuständigen Personen der betroffenen kirchlichen Einrichtungen, Dekanate und 
Pfarreien werden von dem Ordinarius unter Wahrung der Rechte der Beteiligten über den Stand 
eines laufenden Verfahrens informiert. Sie und ihre Einrichtungen bzw. Dekanate und Pfarreien 
können Unterstützung erhalten, um die mit dem Verfahren und der Aufarbeitung zusammen-
hängenden Belastungen bewältigen zu können.

E. Konsequenzen für den Täter

(50) Gegen im kirchlichen Dienst Beschäftigte, die Minderjährige oder schutz- oder hilfebe-
dürftige Erwachsene sexuell missbraucht haben oder bei denen tatsächliche Anhaltspunkte für
einen sexuellen Missbrauch vorliegen, wird im Einklang mit den jeweiligen staatlichen und 
kirchlichen dienstrechtlichen Regelungen vorgegangen.

(51) Täter, die nach Nr. 2a), 2b) oder 2c) verurteilt wurden, werden nicht in der Arbeit mit 
Minderjährigen und schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen im kirchlichen Bereich einge-
setzt.
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Vorgehen bei nach staatlichem Recht nicht aufgeklärten Fällen

(42) Wenn der Verdacht des sexuellen Missbrauchs nach staatlichem Recht nicht aufgeklärt wird, 
z. B. weil Verjährung eingetreten ist, jedoch tatsächliche Anhaltspunkte bestehen, die die 
Annahme eines sexuellen Missbrauchs an Minderjährigen oder schutz- oder hilfebedürftigen 
Erwachsenen rechtfertigen, haben sich die zuständigen kirchlichen Stellen selbst um Aufklärung
zu bemühen. 

Ist der Beschuldigte verstorben, besteht für die zuständigen kirchlichen Stellen weiterhin die 
Pflicht zur Aufarbeitung.

Die Nrn. 40 und 45 gelten entsprechend bei Klerikern bis zu einer Entscheidung der Kongregation 
für die Glaubenslehre.

(43) Dabei können auch ein forensisch-psychiatrisches Gutachten zum Beschuldigten und ggf. 
auch ein Glaubhaftigkeitsgutachten zur Aussage des Betroffenen eingeholt werden. Die Notwen-
digkeit der Einholung solcher Gutachten ist sorgfältig zu prüfen und zu dokumentieren.
Maßnahmen im Falle einer fälschlichen Beschuldigung.

(44) Erweist sich eine Beschuldigung oder ein Verdacht im Falle eines Klerikers als unbegründet, 
ist dies durch den Ordinarius im Abschlussdekret der kirchenrechtlichen Voruntersuchung
festzuhalten. Dieses Dekret ist zusammen mit den Untersuchungsakten gemäß can. 1719 CIC zu 
verwahren.

Im Falle eines anderen Beschäftigten im kirchlichen Dienst ist die Unbegründetheit einer 
Beschuldigung oder eines Verdachts schriftlich festzuhalten.

Stellt sich eine Beschuldigung oder ein Verdacht nach gründlicher Prüfung als unbegründet 
heraus, so ist seitens des Ordinarius, des Höheren Ordensoberen, des Dienstgebers oder
des Auftraggebers im Einvernehmen mit der entsprechenden Person alles zu tun, was die ent-
sprechende Person rehabilitiert und schützt.

D. Hilfen

Informationspflicht gegenüber Betroffenen und Hilfen für Betroffene

(45) Soweit der Ordinarius nicht eine andere geeignete Person benennt, unterrichtet er die 
beauftragte Ansprechperson über die beschlossenen Maßnahmen und den jeweiligen Stand der
Umsetzung, damit diese den Betroffenen bzw. seinen gesetzlichen Vertreter davon in Kenntnis 
setzen kann.
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künftig aufhält, entsprechend der vorstehenden Regelung in Kenntnis gesetzt. Gleiches gilt 
gegenüber einem neuen kirchlichen Dienstgeber bzw. Dienstvorgesetzten und auch dann, wenn 
der sexuelle Missbrauch nach Versetzung bzw. Verlegung des Wohnsitzes sowie nach dem Eintritt 
in den Ruhestand bekannt wird.

Der Erhalt der Information ist durch den neuen Dienstgeber schriftlich zu bestätigen und 
entsprechend zu dokumentieren.

Die informationspflichtige kirchliche Stelle hat den Nachweis über die erfolgte Information 
zu führen.

Eine Informationspflicht in oben genanntem Sinne kann unter Wahrung des Grundsatzes der 
Verhältnismäßigkeit im Einzelfall auch bestehen, wenn ein Beschäftigter Handlungen nach
Nr. 2d) begangen hat.

F. Öffentlichkeit

(56) Die Öffentlichkeit wird unter Wahrung des Persönlichkeitsschutzes der Beteiligten in 
angemessener Weise informiert.

G. Vorgehen bei sexuellem Missbrauch Minderjähriger oder schutz- oder hilfebedürftiger 
Erwachsener durch ehrenamtlich tätige Personen

(57) Bei Hinweisen auf sexuellen Missbrauch Minderjähriger oder schutz- oder hilfebedürftiger 
Erwachsener durch ehrenamtlich tätige Personen im kirchlichen Bereich gilt diese Ordnung
bezüglich der notwendigen Verfahrensschritte, Hilfsangebote und sonstigen Konsequenzen 
entsprechend.

Für die Weiterleitung von Informationen gelten die datenschutzrechtlichen
Regelungen für die im kirchlichen Dienst Beschäftigten entsprechend.

(58) In der Arbeit von ehrenamtlichen Personen mit Minderjährigen oder schutz- oder hilfe-
bedürftigen Erwachsenen gelten die Vorschriften des Bundeskinderschutzgesetzes und des 
Bundesteilhabegesetzes. Personen, die sexuellen Missbrauch an Minderjährigen oder schutz- 
oder hilfebedürftigen Erwachsenen begangen haben, werden in der ehrenamtlichen Arbeit mit 
Minderjährigen oder schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen im kirchlichen Bereich nicht 
eingesetzt (vgl. z. B. § 72a Abs. 4 SGB VIII).
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Bei Tätern, bei denen nachgewiesene Handlungen nach Nr. 2d) vorliegen, wird im Einzelfall über 
den weiteren Einsatz entschieden.

(52) Der Einsatz eines Täters im Seelsorgedienst, der Handlungen nach den Nrn. 2a), 2b) oder 2c) 
begangen hat, ist grundsätzlich ausgeschlossen.

Insbesondere unter Berücksichtigung der Schwere der Tat und der Folgen für den Betroffenen, 
kann im Ausnahmefall die Zuweisung eines Seelsorgedienstes allenfalls dann in Betracht gezogen 
werden, wenn der bestimmte Dienst keine Gefahr für Minderjährige oder schutz- oder hilfebedür-
ftige Erwachsene darstellt und der Einsatz kein Ärgernis hervorruft. Dem Betroffenen muss 
Gelegenheit gegeben werden, sich hierzu zu äußern.

Zur Risikoabschätzung ist zudem ein forensisch-psychiatrisches Gutachten einzuholen.

Bei seiner Entscheidung wird der Ordinarius zudem berücksichtigen, ob eine aktive Verantwor-
tungsübernahme durch den Täter vorliegt.

Bei nachgewiesenen Handlungen nach Nr. 2d) kann ein Seelsorgedienst zugewiesen oder 
fortgesetzt werden, wenn der bestimmte Dienst keine Gefahr für Minderjährige oder schutzoder
hilfebedürftige Erwachsene darstellt und der Einsatz kein Ärgernis hervorruft. Dem Betroffenen 
muss Gelegenheit gegeben werden, sich hierzu zu äußern. Zur Risikoabschätzung kann zudem ein 
forensisch-psychiatrisches Gutachten eingeholt werden. Bei seiner Entscheidung wird der 
Ordinarius zudem berücksichtigen, ob eine aktive Verantwortungsübernahme durch den Täter 
vorliegt.

Bei diesen Maßnahmen ist es unerheblich, ob die Tat verjährt ist.

Täter, bei denen eine behandelbare psychische Störung vorliegt, sollen sich einer Therapie 
unterziehen.

(53) Es obliegt dem Ordinarius, dafür Sorge zu tragen, dass die von ihm verfügten Beschränkun-
gen oder Auflagen eingehalten werden. Das gilt bei Klerikern auch für die Zeit des Ruhestands.

(54) Bei einem Mitglied einer Ordensgemeinschaft, bei dem ein Delikt des sexuellen Missbrauchs 
nach can. 1398 § 2 CIC/2021 nachgewiesen ist, ist entsprechend Nr. 39 vorzugehen.

(55) Wechselt ein Täter, der Handlungen nach den Nrn. 2a), 2b) oder 2c) begangen hat, zu einem 
neuen Dienstgeber oder einem neuen Dienstvorgesetzten, wird dieser durch den bisherigen
Dienstgeber bzw. Dienstvorgesetzten über die besondere Problematik und eventuelle Auflagen 
unter Beachtung der gesetzlichen Vorschriften schriftlich informiert. Bei Versetzung oder 
Verlegung des Wohnsitzes eines Klerikers oder eines Ordensangehörigen in eine andere Diözese 
wird der Diözesanbischof bzw. der Ordensobere, in dessen Jurisdiktionsbereich der Täter sich 
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I. Inkrafttreten und Geltungsdauer

(62) Die vorstehende Ordnung wird zum 1. Januar 2020 in Kraft gesetzt. Diese Ordnung soll 
innerhalb von fünf Jahren ab Inkrafttreten einer Evaluation unterzogen werden.

(62a) Die vom Ständigen Rat in seiner Sitzung am 24. Januar 2022 beschlossenen Änderungen im 
Titel, in den Nrn. 1, 2 b) und c), 11, 28, 38, 40 und 54, den Fußnoten 6, 7, 10 und 11 sowie 
den Ergänzungen in Nr. 39a dieser Ordnung werden zum 1. Juni 2022 in Kraft gesetzt. Zeitgleich 
treten die vom Ständigen Rat in seiner Sitzung am 18. November 2019 beschlossenen Nrn. 1, 2 b) 
und c), 11, 28, 38, 40 und 54 und Fußnoten 6, 7, 10 und 11 dieser Ordnung außer Kraft.

Die Frist zur Evaluation innerhalb von fünf Jahren ab Inkrafttreten dieser Ordnung am 
1. Januar 2020 bleibt davon unberührt.

Köln, den 14. Juni 2022

+Rainer Maria Card. Woelki
Erzbischof von Köln
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H. Datenschutz, Auskunft und Akteneinsicht

(59) Soweit diese Ordnung sowie zur Ergänzung und Konkretisierung dieser Ordnung durch 
den Diözesanbischof erlassene Rechtsvorschriften auf personenbezogene Daten einschließlich
deren Veröffentlichung anzuwenden sind, gehen sie den Vorschriften des Gesetzes über den 
Kirchlichen Datenschutz (KDG) sowie der Anordnung über die Sicherung und Nutzung der 
Archive der katholischen Kirche (Kirchliche Archivordnung – KAO) vor, sofern sie deren Daten-
schutzniveau nicht unterschreiten. Im Übrigen gelten das Gesetz über den Kirchlichen Daten-
schutz (KDG), die zu seiner Durchführung erlassene Ordnung (KDG-DVO) sowie die Kirchliche 
Archivordnung (KAO).12

(60) Die Fristen für die Aufbewahrung von Unterlagen richten sich nach den jeweiligen Vor-
schriften über die Aufbewahrungsfristen für Personalakten, Voruntersuchungsakten etc. 
Für die Zeit der Aufbewahrung sind die Unterlagen vor unbefugten Zugriffen in besonderem 
Maße zu sichern. 

Im Übrigen ersetzt die ordnungsgemäße Archivierung von gemäß § 6 Absatz 5 Satz 1 Kirchliche 
Archivordnung (KAO) anzubietenden und zu übergebenden Unterlagen die nach dem KDG oder 
anderen kirchlichen oder staatlichen Rechtsvorschriften erforderliche Löschung, wenn die 
Archivierung so erfolgt, dass Persönlichkeitsrechte des Betroffenen oder Dritter nicht beein-
trächtigt werden.

(61) An Verfahren nach dieser Ordnung beteiligte Personen haben Anspruch darauf, Auskunft 
über sie persönlich betreffende Informationen zu erhalten.

Auskunfts- und Akteneinsichtsrechte bestimmen sich nach den jeweils geltenden rechtlichen 
Vorschriften.

12) Hinweis: Nähere Regelungen zum Umgang mit personenbezogenen Daten in Protokollen und sonstigen Unterlagen kann 

der Diözesanbischof bzw. können die arbeitsrechtlichen Kommissionen erlassen.
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zu C. Vorgehen nach Kenntnisnahme eines Hinweises

(21) Sofern der Betroffene ausdrücklich darauf besteht, das Erstgespräch mit der Ansprechperson 
alleine (ohne Hinzuziehung einer weiteren Person durch die Ansprechperson) zu führen, wird dies 
von der Ansprechperson dokumentiert und dem Wunsch des Betroffenen entsprochen.

(26) Vertreter oder Beauftragter des Ordinarius im Sinne dieser Regelung ist die/der Interven-
tionsbeauftragte oder deren/ dessen Vertretung. Ein Vertreter des Dienstgebers wohnt zusätzlich 
der Anhörung bei.

(33) Ein Vertreter des Ordinarius bzw. des kirchlichen Rechtsträgers im Sinne dieser Regelung ist 
die/der Interventionsbeauftragte bzw. deren/dessen Vertretung.

(36) Der Voruntersuchungsführer im Sinne dieser Regelung ist die/der Interventionsbeauftragte.

(37) siehe Nr. 36

zu D. Hilfen

(45) Als geeignete Person im Sinne dieser Regelung gilt die/der Interventionsbeauftragte oder 
deren/dessen Vertretung.

(48) Den genannten Stellen werden alle erforderlichen Informationen durch die Interventions-
beauftragte/den Interventionsbeauftragten bzw. deren/dessen Vertretung zur Verfügung 
gestellt.

(49) Die notwendige Information bzw. die Koordination des Informationsflusses der betroffenen 
Personen bzw. Einrichtungen erfolgt über die Interventionsbeauftragte/den Interventions-
beauftragten bzw. deren/dessen Vertretung.

Administrative Regelungen für das Erzbistum Köln

(1)  Die Beauftragung der Ansprechpersonen erfolgt durch vertragliche Vereinbarung in Form 
eines Beratervertrages sowie einer schriftlichen Beauftragung durch den Erzbischof.

(2)  Die beauftragten Ansprechpersonen sind mit Kontaktdaten und Profession im Amtsblatt des 
Erzbistums Köln und auf der Homepage zu veröffentlichen.

(3)  Die beauftragten Ansprechpersonen unterstützen das Erzbistum bei erforderlichen Anpas-
sungen der Verfahrensabläufe.

32 Generalvikariat des Erzbistums Köln Bestimmungen

Ergänzend zur „Ordnung für den Umgang mit sexuellem Missbrauch Minderjähriger und schutz- 
oder hilfebedürftiger Erwachsener durch Kleriker und sonstige Beschäftigte im kirchlichen 
Dienst“ vom 6. Dezember 2019 (Amtsblatt des Erzbistums Köln 2020, Nr. 2, S. 5 ff.) werden die 
nachfolgendenAusführungsbestimmungen getroffen, die die Zuständigkeiten und Verfahrensab-
läufe beschreiben. Zudem werden über die Ordnung hinausgehende administrative Regelungen
für das Erzbistum Köln getroffen.

zu A. Einführung

(1)  Anträge auf Feststellung der Gleichwertigkeit sind an die Deutsche Bischofskonferenz 
zu richten.

Empfänger diözesaner Zuwendungen und Zuschüsse, die nicht der bischöflichen Gesetzge-
bungsgewalt unterfallen, müssen ab sofort in ihren Zuwendungsanträgen vermerken, in welcher 
Form sie den Vorgaben der Ordnung entsprechen.

zu B. Zuständigkeiten

(7)  Darüber hinaus gehört dem ständigen Beraterstab des Erzbischofs die/der Interventions-
beauftragte und deren/dessen Vertretung an.

(11) Die zuständige Person der Leitungsebene im Sinne dieser Regelung ist die/der Interven-
tionsbeauftragte oder deren/ dessen Vertretung.

(14) Dritter im Sinne dieser Regelung ist die/der Interventionsbeauftragte oder deren/dessen 
Vertretung.

AMTSBLATT 2020, NR. 29

Ausführungsbestimmungen 
zur Anwendung der
Interventionsordnung
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Die Kommission zur Ordnung des diözesanen Arbeitsvertragsrechts für die (Erz-)Diözesen Aachen, 
Essen, Köln, Münster (nordrhein-westfälischer Teil) und Paderborn (Regional-KODA NW) hat am 
6. Oktober 2021 beschlossen:

I.  Die Kirchliche Arbeits- und Vergütungsordnung (KAVO) für die (Erz-)Bistümer Aachen, Essen, 
Köln, Münster (nordrhein-westfälischer Teil) und Paderborn vom 15.12.1971 (Kirchlicher Anzeiger 
für die Erzdiözese Köln 1972, Nr. 25, S. 25 ff.), zuletzt geändert am 13. Juli 2021.

1.  § 8b wird wie folgt gefasst:

Umsetzung der Ordnungen für den Umgang mit sexuellem Missbrauch und zur Prävention 
gegen sexualisierte Gewalt

(1)  Die Ordnung für den Umgang mit sexuellem Missbrauch Minderjähriger und schutz- oder 
hilfebedürftiger Erwachsener durch Kleriker und sonstige Beschäftigte im kirchlichen Dienst1

  

und die Ordnung zur Prävention gegen sexualisierte Gewalt an Minderjährigen und schutz- oder 

AMTSBLATT 2021, NR. 154

Umsetzung der Ordnungen für 
den Umgang mit sexuellem 
Missbrauch und zur Prävention 
gegen sexualisierte Gewalt

1) Kirchlicher Anzeiger für die Diözese Aachen vom 1. Januar 2020, Nr. 2 [S. 2–10]; Kirchliches Amtsblatt Bistum 

Essen vom 27. Dezember 2019, Nr. 83 [S. 135–142]; Amtsblatt des Erzbistums Köln vom 1. Januar 2020, Nr. 2 [S. 5–11]; 

Kirchliches Amtsblatt für die Diözese Münster vom 1. Januar 2020, Art. 3 [S.15–26]; Kirchliches Amtsblatt für die 

Erzdiözese Paderborn vom 17. Dezember 2019, Nr. 130 [S. 152–158].bzw. können die arbeitsrechtlichen Kommissionen 

erlassen.
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(4)  Die streng vertraulichen Verfahrensakten werden durch den Generalvikar verwaltet. 
Die/Der Interventionsbeauftragte führt im Auftrag des Generalvikars die Verfahrensakten. Sie/Er 
führt die Recherchen, verantwortet die Dokumentation und erstellt Statistiken. Sie/Er unter-
stützt die beauftragten Ansprechpersonen bei deren Arbeit. 

(5)  Die Mitglieder des Beraterstabes werden durch den Erzbischof von Köln in der Regel für drei 
Jahre ernannt. Diejenigen Mitglieder, die nicht in einem Dienst-/Beschäftigungsverhältnis zum 
Erzbistum Köln KdöR stehen, erhalten einen Beratervertrag. Sie sind auf die Einhaltung des 
Gesetzes über den Kirchlichen Datenschutz (KDG) sowie die Durchführungsverordnung zum KDG 
(KDGDVO) zu verpflichten. Die Mitglieder des Beraterstabes können das Amt jederzeit, ohne 
Angabe von Gründen, niederlegen.

(6)  Die jeweils aktuelle Zusammensetzung des Beraterstabes ist im Amtsblatt und auf der 
Homepage des Erzbistums Köln zu veröffentlichen.

(7)  Das Erzbistum Köln hält für die Interventionsbeauftragte/ den Interventionsbeauftragten 
und ihre/seine Mitarbeiter sowie für die beauftragten Ansprechpersonen und die Mitglieder des 
Beraterstabes die Möglichkeit der Inanspruchnahme einer Supervision bereit.

Diese Ausführungsbestimmungen treten rückwirkend zum 1. Januar 2020 in Kraft.
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Der weitere Inhalt der Veröffentlichung befasst sich nicht mit der Interventions- und 
Präventionsordnung und ist hier deshalb nicht abgedruckt. 

Die Änderung unter Ziffer I) 1. tritt am 1. Januar 2022 in Kraft. 
Die Änderungen unter Ziffer I) 2., 8., 9. und 11. bis 13. treten am 1. April 2022 in Kraft.

Köln, 15. November 2021

+ Rolf Steinhäuser
Apostolischer Administrator
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(hilfebedürftigen Erwachsenen finden in ihrer jeweiligen Fassung, soweit sie arbeits-
vertragliche Regelungen betreffen, im Anwendungsbereich dieser Ordnung nach Maßgabe der
folgenden Absätze Anwendung.

2)  Alle Mitarbeiter haben unverzüglich die zuständige Person der Leitungsebene der Institu-
tion, bei der sie beschäftigt sind, oder die beauftragten Ansprechpersonen über einen durch 
Tatsachen begründeten Verdacht im Sinne der Nr. 2 der Ordnung für den Umgang mit sexuellem 
Missbrauch Minderjähriger und schutz- oder hilfebedürftiger Erwachsener in der jeweils gel-
tenden Fassung, der ihnen im dienstlichen Kontext zur Kenntnis gelangt ist, zu informieren. 
Dasselbe gilt, wenn sie über die Einleitung oder das Ergebnis eines laufenden Ermittlungsverfah-
rens oder über eine erfolgte Verurteilung im dienstlichen Kontext Kenntnis erlangen. Etwaige 
staatliche oder kirchliche Verschwiegenheitspflichten oder Mitteilungspflichten gegenüber 
kirchlichen oder staatlichen Stellen (z. B. (Landes-)Jugendamt, Schulaufsicht) sowie gegenüber 
Dienstvorgesetzten bleiben hiervon unberührt. Im Rahmen von seelsorglichen Gesprächen 
besteht die Pflicht zur Weiterleitung an eine der beauftragten Ansprechpersonen immer dann, 
wenn Gefahr für Leib und Leben droht sowie wenn weitere mutmaßliche Opfer betroffen sein 
könnten; hierbei sind die Bestimmungen des § 203 StGB zu beachten. Die Pflicht zur Weiterlei-
tung gemäß Satz 4 besteht auch bei anonymen Hinweisen, wenn sie tatsächliche Anhaltspunkte 
für Ermittlungen beinhalten.

(3)  Wird ein Mitarbeiter einer Tat nach Nr. 2 der Ordnung über den Umgang mit sexuellem 
Missbrauch in der jeweils geltenden Fassung beschuldigt, kann er im Falle einer Anhörung durch 
den Dienstgeber nach Nr. 26 der Ordnung eine Person seines Vertrauens hinzuziehen. Hierauf ist 
der Mitarbeiter vor der Anhörung hinzuweisen.

(4)  Der Dienstgeber ist berechtigt, von einem Mitarbeiter, der im Rahmen seiner Tätigkeit 
Kinder, Jugendliche oder schutz- oder hilfebedürftige Erwachsene beaufsichtigt, betreut, erzieht 
oder ausbildet oder vergleichbaren Kontakt hat, die Vorlage einer Selbstauskunftserklärung 
bezüglich der in § 72a Abs. 1 SGB VIII genannten Straftaten zu verlangen. Diese enthält, sofern 
die Verurteilung noch nicht nach dem Bundeszentralregistergesetz (BZRG) getilgt ist, Angaben, 
ob der Mitarbeiter wegen einer Straftat nach § 72a Abs. 1 SGB VIII verurteilt worden ist und ob 
insoweit ein staatsanwaltschaftliches Ermittlungsverfahren gegen ihn eingeleitet worden ist. 
Darüber hinaus ist die Verpflichtung enthalten, bei Einleitung eines solchen staatsanwaltschaftli-
chen Ermittlungsverfahrens dem Dienstgeber hiervon unverzüglich Mitteilung zu machen.

(5)  Der Dienstgeber hat dafür zu sorgen, dass in seinen kirchlichen Einrichtungen für die 
jeweiligen Arbeitsbereiche ein Verhaltenskodex unter Beteiligung der Mitarbeiterschaft erarbeitet 
wird. Eine Dienstvereinbarung nach § 38 Abs. 1 Nr. 1 der Mitarbeitervertretungsordnung (MAVO) 
ist zulässig. Kommt eine Dienstvereinbarung nicht zustande oder besteht keine Mitarbeiterver-
tretung, erlässt der Dienstgeber einen Verhaltenskodex als Dienstanweisung.
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Auf der letzten Seite dieser Broschüre finden Sie die Kontaktdaten der Stabsstelle Intervention 
sowie der beauftragten Ansprechpersonen, die ab sofort auch in den oben beschriebenen Fällen für 
Sie zur Beratung und Unterstützung zur Verfügung stehen.

Diese Organisationsverfügung tritt rückwirkend zum 01.01.2019 in Kraft. 

Köln, 30.01.2019

Msgr. Dr. Markus Hofmann
Generalvikar

Neue Stabsstelle

Durch Entscheidung des Erzbishofs wird eine neue „Stabsstelle Aufarbeitung“ im 
Erzbischöflichen Generalvikariat im direkten Verantwortungsbereich des Generalvikars 
eingerichtet. Dadurch ergibt sich für den Bereich der Stabsstellen des Generalvikars 
folgende Aufbauorganisation:

Stabsstellen 010: 21013 Kirchenrecht | 21016 Intervention | 21018 Aufarbeitung

Die dem Generalvikar zugeordneten Stabsabteilungen bleiben hiervon unberührt.
Diese Organisationsverfügung tritt zum 01.06.2021 in Kraft. 

Köln, 26.05.2021

Msgr. Dr. Markus Hofmann
Generalvikar
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Aufgrund der derzeitigen intensiven Auseinandersetzung mit dem Themenfeld der (sexuali-
sierten) Gewalt ist bewusstgeworden, dass es Vorfälle gibt, die durch die bisherigen Regelungen 
und Zuständigkeiten innerhalb des Generalvikariates nicht erfasst werden.

Bisher gab es eine klar beschriebene Verantwortung der Stabsstelle Intervention für die 
Bearbeitung von Fällen, in denen Minderjährige betroffen sind. Für Fälle, in denen die Betrof-
fenen volijährig sind, gab es bisher keine festgelegte Zuständigkeit, die eine fachlich qualifi-
zierte Bearbeitung der Vorgänge sichergestellt hat. Der Umgang mit Fällen von sexualisierter 
oder körperlicher Gewalt erfordert jedoch eine hohe Sensibilität und ein auf die jeweilige 
besondere Situation abgestimmtes Vorgehen, unter Hinzuziehung von externen Fachleuten. 
Dabei handelt es sich um Psychologen, Psychiater und Rechtsanwälte.

Aus diesem Grund erfolgt eine Erweiterung des bisherigen Auftrages der Stabsstelle 
Intervention innerhalb des Generalvikariates und der angeschlossenen Dienststellen sowie 
des Erzbischöflichen Offizialates:

Über die Vorgaben der “Leitlinien für den Umgang mit sexuellem Missbrauch Mindedähriger und 
erwachsener Schutzbefohlener durch Kleriker, Ordensangehörige und andere Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter im Bereich der deutschen Bischofskonferenz” (in der jeweils geltenden Fassung) 
hinaus übertrage ich der Stabsstelle Intervention auch die Bearbeitung sämtlicher Vorfälle von 
sexualisierter oder körperlicher Gewalt innerhalb des EGV. Gleichzeitig erweitere ich den Auftrag 
der von unserem Erzbischof “Beauftragten Ansprechpersonen” über die bereits bestehende 
Zuständigkeit im Sinne der oben genannten Leitlinien für solche Vorfälle.

Durch diese Erweiterung der Zuständigkeit stellen wir sicher, dass Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter, die im dienstlichen Kontext sexualisierte oder körperliche Gewalt erfahren, fachlich 
qualifizierte Ansprechpersonen zur Verfügung stehen, an die sie sich vertrauensvoll wenden 
können.

Organisationsverfügung 
Zuständigkeit der Stabsstelle 
Intervention und der 
beauftragten Ansprechpersonen

Organisationsverfügung 
zur Einrichtung der Stabsstelle 
Aufarbeitung
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Die Regelungen der „Ordnung für den Umgang mit sexuellem Missbrauch Minderjähriger und 
schutz- oder hilfebedürftiger Erwachsener durch Kleriker und sonstige Beschäftigte im kirchli-
chen Dienst” in ihrer jeweils geltenden Fassung bleiben durch diese Ordnung unberührt.

1. Begriffsbestimmungen

(1)  Materielle Leistungen in Anerkennung des Leids sind Geldzahlungen nach Maßgabe des 
Abschnitts 8 dieser Ordnung.

(2)  Kosten für Therapie und Paarberatung sind Leistungen nach Abschnitt 9 dieser Ordnung.

(3)  Betroffene im Sinne dieser Ordnung sind Minderjährige und Personen nach Abschnitt 1 
Abs. 5, zu deren Lasten eine Tat im Sinne von Abschnitt 3 begangen wurde.

(4)  Ein kirchlicher Kontext im Sinne dieser Ordnung ist gegeben, wenn eine Tat im Sinne von 
Abschnitt 3 begangen wurde von Klerikern der Erzdiözese Köln oder von 
-  Ordensangehörigen in einem Gestellungsverhältnis im Jurisdiktionsbereich des 
 Diözesanbischofs
-  Kandidaten für das Weiheamt im Bereich der Erzdiözese Köln
-  Kirchenbeamten der Erzdiözese Köln
-  Mitarbeitern eines der verfassten Kirche im Bereich der Erzdiözese Köln zugehörenden  
 Rechtsträgers
-  zu ihrer Berufsausbildung tätigen Personen eines der verfassten Kirche im Bereich der 
 Erzdiözese Köln zugehörenden Rechtsträgers
-  nach dem Bundesfreiwilligengesetz (BFDG) oder dem Jugendfreiwilligendienstgesetz (JFDG)  
 oder in vergleichbaren Diensten tätigen Personen sowie Praktikanten eines der verfassten  
 Kirche im Bereich der Erzdiözese Köln zugehörenden Rechtsträgers
-  Ehrenamtlichen im Rahmen ihrer Tätigkeit eines der verfassten Kirche im Bereich der 
 Erzdiözese Köln zugehörenden Rechtsträgers im Rahmen der Erfüllung ihres dienstlichen 
 Auftrags.

(5) Schutz- oder hilfebedürftige Erwachsene im Sinne dieser Ordnung sind Schutzbefohlene im 
Sinne des § 225 Abs. 1 2. Alt. StGB3. Diesen Personen gegenüber tragen Beschäftigte im 
kirchlichen Dienst eine besondere Verantwortung, entweder weil sie ihrer Fürsorge und Obhut 
anvertraut sind oder weil bei ihnen allein aufgrund ihrer Schutz- oder Hilfebedürftigkeit eine 
besondere Gefährdung im Sinne dieser Ordnung besteht. Weiterhin sind darunter Personen
zu verstehen, die einem besonderen Macht- und/oder Abhängigkeitsverhältnis unterworfen sind. 
Ein solches besonderes Macht- und/oder Abhängigkeitsverhältnis kann auch im seelsorglichen 
Kontext gegeben sein oder entstehen.
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Präambel

Sexueller Missbrauch ist ein Verbrechen.1 Sexueller Missbrauch an Minderjährigen sowie an 
schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen – gerade wenn Kleriker, Ordensleute oder
Beschäftigte im kirchlichen Dienst solche Taten begehen –, erschüttert nicht selten bei den 
Betroffenen und ihren Angehörigen sowie Nahestehenden und Hinterbliebenen das Grundver-
trauen in die Menschen und in Gott.2 In jedem Fall besteht die Gefahr schwerer physischer und 
psychischer Schädigungen. Erlittenes Leid kann nicht ungeschehen gemacht werden.

Im Bewusstsein dessen, in Umsetzung der Erkenntnisse der MHG-Studie und in Weiterentwicklung 
des Verfahrens zur Anerkennung des Leids ergeht deshalb diese Ordnung für das Verfahren 
Anerkennung des Leids, die die bisher geltenden Regelungen zum Verfahren zu Leistungen in 
Anerkennung zugefügten Leids ablösen.

Durch die materiellen Leistungen soll gegenüber den Betroffenen zum Ausdruck gebracht 
werden, dass die deutschen Bistümer Verantwortung für erlittenes Unrecht und Leid übernehmen.
Die primäre Verantwortung zur Erbringung von Leistungen liegt beim Täter. Überdies gibt es 
auch eine Verantwortung der kirchlichen Institutionen über den einzelnen Täter hinaus. Die 
Leistungen in Anerkennung des Leids werden durch die Diözesen in Deutschland als freiwillige 
Leistungen und unabhängig von Rechtsansprüchen erbracht. Dies geschieht als Zeichen der 
institutionellen Mitverantwortung und zur Sicherstellung von Leistungen an Betroffene ohne 
eine gerichtliche Geltendmachung und insbesondere, wenn nach staatlichem Recht vorgesehene 
Ansprüche gegenüber dem Beschuldigten wegen Verjährung oder Tod nicht mehr geltend 
gemacht werden können. 

AMTSBLATT 2021, NR. 19

Ordnung für das Verfahren zur 
Anerkennung des Leids

1) „Sexueller Missbrauch ist ein Verbrechen”, Kardinal Reinhard Marx, Vorsitzender der Deutschen Bischofskonferenz, 

Statement zur Vorstellung der Studie „Sexueller Missbrauch an Minderjährigen durch katholische Priester, Diakone und 

männliche Ordensangehörige im Bereich der Deutschen Bischofskonferenz” am 25. September 2018 in Fulda. 

2) Im Interesse einer besseren Lesbarkeit wird nicht ausdrücklich in geschlechtsspezifischen Personenbezeichnungen 

differenziert. Die gewählte Form schließt alle Geschlechter ein.
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4. Unabhängige Kommission für Anerkennungsleistungen 

Über die Höhe materieller Leistungen in Anerkennung des Leids entscheidet eine zentrale und 
unabhängige Kommission für Anerkennungsleistungen.

a)  Mitgliedschaft

(1)  Der Unabhängigen Kommission für Anerkennungsleistungen (UKA) gehören mindestens  
sieben Personen an.

(2) Die Mitglieder der Unabhängigen Kommission sollen über psychiatrische/trauma–psycho-
logische, (sozial-) pädagogische, juristische, medizinische oder theologische Ausbildungs-
abschlüsse und Berufserfahrung verfügen. Mindestens ein Mitglied muss die Befähigung 
zum staatlichen Richteramt besitzen. Sie sollen in keinem Arbeits- oder Beamtenverhältnis  
zu einem kirchlichen Rechtsträger stehen oder in der Vergangenheit gestanden haben.

(3)  Die Mitglieder werden durch den Vorsitzenden der Deutschen Bischofskonferenz im 
Benehmen mit der Deutschen Ordensobernkonferenz nach Bestätigung durch den Ständigen 
Rat der Deutschen Bischofskonferenz für die Amtszeit von vier Jahren ernannt. Eine   
Wiederernennung ist möglich. Die Namen der Mitglieder werden auf der Webseite der 
Deutschen Bischofskonferenz veröffentlicht.

(4)  Die Mitglieder der Unabhängigen Kommission für Anerkennungsleistungen üben 
ihre  Tätigkeit ehrenamtlich aus. Sie erhalten eine angemessene Aufwandsentschädigung,  
Erstattung der Reisekosten sowie Angebote zur Supervision.

(5)  Die Mitglieder der Unabhängigen Kommission für Anerkennungsleistungen sind von 
Weisungen unabhängig und nur an diese Ordnung und ihr Gewissen gebunden. Die Mitglieder 
der Unabhängigen Kommission haben über die Angelegenheiten und Tatsachen, die ihnen 
aufgrund ihrer Zugehörigkeit zu diesem Gremium bekannt geworden sind, Stillschweigen zu 
bewahren. Dies gilt auch nach ihrem Ausscheiden aus der Unabhängigen Kommission für  
Anerkennungsleistungen.

(6)  Die Mitglieder der Unabhängigen Kommission für Anerkennungsleistungen wählen mit der  
Mehrheit von Zweidritteln der Mitglieder für die jeweilige Amtszeit ein Mitglied zum Vorsitzenden 
und ein weiteres Mitglied als Stellvertreter.

(7)  Ein Mitglied der Unabhängigen Kommission für Anerkennungsleistungen kann jederzeit 
ohne Angabe von Gründen seine Mitgliedschaft beenden. Dies ist dem Vorsitzenden der   
Deutschen Bischofskonferenz schriftlich mitzuteilen.

Ordnung für das Verfahren zur Anerkennung des Leids42 Generalvikariat des Erzbistums Köln Bestimmungen

(6)  Ansprechpersonen sind die nach Abschnitt 4 der „Ordnung für den Umgang mit sexuellem 
Missbrauch Minderjähriger und schutz- oder hilfebedürftiger Erwachsener durch Kleriker und 
sonstige Beschäftigte im kirchlichen Dienst“ in der Erzdiözese Köln beauftragten Personen.

2. Persönlicher Anwendungsbereich

Diese Ordnung findet Anwendung auf Anträge auf materielle Leistungen in Anerkennung des 
erlittenen Leids von Betroffenen, die in der Erzdiözese Köln als Minderjährige oder schutzoder
hilfebedürftige Erwachsene sexuellen Missbrauch im Sinne dieser Ordnung im kirchlichen Kontext 
erlitten haben.

3. Sachlicher Anwendungsbereich

Diese Ordnung berücksichtigt die Bestimmungen sowohl des kirchlichen als auch des staatlichen 
Rechts. Der Begriff sexueller Missbrauch im Sinne dieser Ordnung umfasst sowohl strafbare als 
auch nicht strafbare sexualbezogene Handlungen und Grenzverletzungen.

Die Ordnung bezieht sich
a.  auf Handlungen nach dem 13. Abschnitt des Besonderen Teils des Strafgesetzbuches (StGB)  
 sowie weitere sexualbezogene Straftaten
b. auf Handlungen nach can. 1395 § 2 CIC in Verbindung mit Art. 6 § 1 SST4, nach can. 
 1387 CIC in Verbindung mit Art. 4 § 1 n. 4 SST wie auch nach Art. 4 § 1 n. 1 SST 
 in Verbindung mit can. 1378 § 1 CIC, soweit sie an Minderjährigen oder an Personen, 
 deren Vernunftgebrauch habituell eingeschränkt ist, begangen werden, 
c.  auf Handlungen nach Art. 1 § 1a) des Motu proprio „Vos estis lux mundi”,
d. unter Berücksichtigung der Besonderheiten des Einzelfalls auf Handlungen unterhalb der 
 Schwelle der Strafbarkeit, die im pastoralen oder erzieherischen sowie im betreuenden,  
 beratenden oder pflegenden Umgang mit Minderjährigen und schutz– oder hilfebedürftigen  
 Erwachsenen eine sexualbezogene Grenzverletzung oder einen sonstigen sexuellen Übergriff  
 darstellen.

3) Wer eine wegen Gebrechlichkeit oder Krankheit wehrlose Person, die 

 1. seiner Fürsorge oder Obhut untersteht,

 2. seinem Hausstand angehört,

 3. von dem Fürsorgepflichtig en seiner Gewalt überlassen worden oder

 4. ihm im Rahmen eines Dienst– oder Arbeitsverhältnisses untergeordnet ist, (... ). 

 (StGB § 225 Abs. 1)

4) Papst Johannes Paul II., Motu proprio Sacramentorum sanctitatis tutela (SST) vom 30. April 2001. Der in diesem 

Schreiben angekündigte normative Teil liegt in seiner geltenden Form als Normae de gravioribus delictis vom 21. Mai 20 IO 

vor. (Diese Normen werden zitiert unter Nennung des entsprechenden Artikels und unter Zufügung des Kürzels für das 

Bezugsdokument: SST.)
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c)  Arbeitsweise der Unabhängigen Kommission für Anerkennungsleistungen

(1)  Die Sitzungen der Unabhängigen Kommission für Anerkennungsleistungen sollen mindestens  
vierteljährlich stattfinden, bei Bedarf auch häufiger. Die Geschäftsstelle terminiert die Sitzungen 
in Abstimmung mit dem Vorsitzenden und lädt hierzu rechtzeitig ein. Ein Mitarbeiter der 
Geschäftsstelle nimmt an den Sitzungen der Unabhängigen Kommission als Protokollführer ohne 
Stimmrecht teil, soweit die Unabhängige Kommission nichts anderes beschließt.

(2)  Die Unabhängige Kommission für Anerkennungsleistungen tagt nicht-öffentlich.

(3)  Durch die Unabhängige Kommission für Anerkennungsleistungen erfolgen keine Anhörungen 
der Antragsteilenden. Eigene Recherchen führt die Unabhängige Kommission nicht durch.  
Sofern der Berichterstatter jedoch grundlegende Fragen zu dem vorgelegten Fall hat, deren
Beantwortung er als notwendig und maßgeblich im Hinblick auf die Gesamtbewertung   
befindet, so leitet die Geschäftsstelle diese Fragen an die zuständige Ansprechperson oder  
kirchliche Institution weiter.

(4)  Die Unabhängige Kommission für Anerkennungsleistungen trifft ihre Entscheidungen  
grundsätzlich in Sitzungen. Sie ist beschlussfähig, wenn mindestens fünf ihrer Mitglieder
anwesend sind. Die Unabhängige Kommission kann für grundsätzlich geklärte Fallkonstellationen 
einstimmige Entscheidungen durch mindestens drei Mitglieder in ihrer Geschäftsordnung regeln. 
Sie trifft ihre Entscheidungen durch Beschluss, wobei Einstimmigkeit angestrebt wird. Ist 
Einstimmigkeit nicht erreichbar, werden die Entscheidungen mit einfacher Mehrheit getroffen. 
Bei Stimmgleichheit entscheidet der Vorsitzende. Enthaltungen werden als nicht abgegebene 
Stimme gewertet.

(5)  Wenn alle Mitglieder der Unabhängigen Kommission für Anerkennungsleistungen einver- 
standen sind, können Sitzungen auch als Telefon- oder Videokonferenzen stattfinden; Beschlüsse 
sind unverzüglich zu dokumentieren.

5. Antragstellung

(1)  Personen, die angeben, als Minderjährige oder schutz- und hilfebedürftige Erwachsene 
sexuellen Missbrauch im Sinne dieser Ordnung im kirchlichen Kontext erlitten zu haben,
können einen Antrag auf materielle Leistungen in Anerkennung des Leids und/oder Übernahme 
von Kosten für Therapie oder Paarberatung stellen.

(2)  Für die Entgegennahme von Anträgen auf materielle Leistungen gemäß dieser Ordnung sind in 
aller Regel die Ansprechpersonen der betroffenen kirchlichen Institutionen, in dessen Dienst der 
Beschuldigte zum Tatzeitpunkt beschäftigt war, zuständig, die den Antragstellern, sofern von
diesen gewünscht, auch Hilfestellung bei der Antragstellung leisten. Es sind die von der Deutschen
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(8)  Die Mitgliedschaft in der Unabhängigen Kommission für Anerkennungsleistungen kann 
bei unüberbrückbaren Differenzen, die eine vertrauensvolle Zusammenarbeit innerhalb
der Unabhängigen Kommission für Anerkennungsleistungen unmöglich erscheinen lassen,  
durch Beschluss der Unabhängigen Kommission beendet werden. Die Entscheidung hierzu 
muss durch eine 5/7 Mehrheit der Mitglieder erfolgen.

(9)  Scheidet ein Mitglied während der Amtszeit vorzeitig aus, erfolgt eine Nachbenennung für  
die restliche Amtszeit nach Maßgabe der Bestimmungen in den Absätzen 2 und 3.

b)  Geschäftsstelle der Unabhängigen Kommission für Anerkennungsleistungen

(1)  Bei der Unabhängigen Kommission für Anerkennungsleistungen wird eine Geschäftsstelle  
eingerichtet. Der Verband der Diözesen Deutschlands (Körperschaft des öffentlichen Rechts)  
ist Träger der Geschäftsstelle. Diese wird in dem für die Aufgabenerfüllung erforderlichen  
Umfang personell, finanziell und sächlich ausgestattet.

(2)  Die Kommunikation mit den kirchlichen Institutionen und den Ansprechpersonen erfolgt  
ausschließlich über dieGeschäftsstelle.

(3)  Die Geschäftsstelle unterstützt die Unabhängige Kommission für Anerkennungsleistungen 
in enger Abstimmung mit dem Vorsitzenden bei der Erledigung seiner Aufgaben.

Zu den Aufgaben der Geschäftsstelle gehören insbesondere:
-  die Vor- und Nachbereitung der Sitzungen der Unabhängigen Kommission,
-  die Entgegennahme von durch kirchliche Institutionen oder Ansprechpersonen übersandten  
 Anträgen auf Anerkennung des Leids,
-  die das einzelne Verfahren betreffende Kommunikation mit den betroffenen kirchlichen  
 Institutionen,
-  die Aufbereitung der Anträge zur Entscheidung und die notwendigen Maßnahmen zum  
 Schutz der personenbezogenen Daten,
-  die Dokumentation der Entscheidungen der Unabhängigen Kommission für 
 Anerkennungsleistungen,
-  die Anweisung der Auszahlung von festgelegten materiellen Leistungen,
-  die Aufbewahrung der Anträge unter Wahrung des staatlichen und kirchlichen Datenschutz- 
 und Archivrechts.

(4)  Die Geschäftsstelle untersteht den fachlichen Weisungen des Vorsitzenden der Unab-
hängigen Kommission.

(5)  Die Mitarbeiter der Geschäftsstelle haben über die Angelegenheiten und Tatsachen, die 
ihnen aufgrund ihrer Mitarbeit bekannt geworden sind, Stillschweigen zu bewahren.
Dies gilt auch nach ihrem Ausscheiden aus der Geschäftsstelle.
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(5)  Bei unklaren oder unvollständigen Angaben zur Plausibilitätsprüfung stellt die Geschäfts-
stelle Rückfragen an die den Antrag betreffende Ansprechperson oder kirchliche Institution.
In diesem Fall sollen diese innerhalb von vier Wochen ihre Angaben präzisieren, vervollständigen 
oder dokumentieren, warum keine weiteren Angaben möglich sind. Der Vorgang wird durch die 
Geschäftsstelle dokumentiert.

(6)  Kommt die Geschäftsstelle gemeinsam mit dem Vorsitzenden der Unabhängigen Kommission 
für Anerkennungsleistungen zu dem Ergebnis, dass das Votum zur Plausibilität nicht nachvoll-
ziehbar ist, nimmt die Geschäftsstelle Kontakt zur Ansprechperson oder kirchlichen Institution 
auf und übermittelt die Begründung. Die Ansprechperson oder kirchliche Institution können 
hierzu innerhalb von vier Wochen Stellung nehmen. Anschließend ist zwischen der kirchlichen 
Institution und dem Vorsitzenden der Unabhängigen Kommission für Anerkennungsleistungen 
eine gemeinsame Entscheidung über das Ergebnis der Plausibilitätsprüfung herbeizuführen.

(7)  Sofern die Plausibilität abschließend verneint wurde, erfolgt eine Information über diese 
Entscheidung an die Ansprechperson und die kirchliche Institution. Diese wiederum informieren 
den Antragssteller. In diesem Fall endet die Befassung durch die Unabhängige Kommission 
für Anerkennungsleistungen und der Antrag wird bei der Geschäftsstelle gemäß Abschnitt 14 
verwahrt.

(8)  Sofern die Plausibilität bejaht wurde, ist gemäß Abschnitt 8 zu verfahren.

7.  Kriterien für die Leistungsbemessung im konkreten Einzelfall

Orientierungspunkte für die Höhe der materiellen Leistung können insbesondere sein:
-  die Häufigkeit des Missbrauchs,
-  das Alter des Betroffenen zum Zeitpunkt des Missbrauchs,
-  die Zeitspanne in Fällen fortgesetzten Missbrauchs,
-  die Anzahl der Täter,
-  die Art der Tat,
-  die Anwendung oder die Androhung von körperlicher Gewalt beim sexuellen Missbrauch,
-  der Einsatz von Alkohol, Drogen oder Waffen,
-  ein bestehendes Abhängigkeitsverhältnis und Kontrolle (zum Beispiel: Heim, Internat) 
 zum Zeitpunkt der Tat,
-  die Ausnutzung der besonderen Hilfsbedürftigkeit des Betroffenen, der Ort des Missbrauchs  
 (zum Beispiel: sakraler Kontext),
-  die Art der körperlichen und seelischen Beeinträchtigungen sowie weitere Folgen für den 
 Betroffenen,
-  die Ausnutzung eines besonderen Vertrauensverhältnisses im kirchlichen Bereich, das 
 Verhalten des Beschuldigten nach der Tat,
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Bischofskonferenz und der Unabhängigen Kommission für Anerkennungsleistungen vorgesehenen 
Formulare zu verwenden. Die Richtigkeit aller Angaben ist an Eides statt zu versichern. 

(3)  Der Antrag kann ausnahmsweise auch unmittelbar an die Unabhängige Kommission für 
Anerkennungsleistungen übermittelt werden, wenn die verantwortliche kirchliche Trägerin-
stitution nicht mehr existiert und es keinen Rechtsnachfolger gibt. Die Geschäftsstelle der 
Unabhängigen Kommission koordiniert in diesem Fall die weitere Bearbeitung und Prüfung der 
Plausibilität. Sofern Anträge direkt an die Unabhängige Kommission gestellt werden und die 
verantwortliche kirchliche Institution noch existiert oder es einen Rechtsnachfolger gibt, leitet 
die Geschäftsstelle diese an die zuständige kirchliche Institution weiter.

(4)  Im Falle eines laufenden staatsanwaltschaftlichen Ermittlungsverfahrens soll die Bearbei-
tung des Antrags solange ruhen, bis in Abstimmung mit den Ermittlungsbehörden eine Anhörung 
des Beschuldigten im Rahmen der Plausibilitätsprüfung ohne Beeinträchtigung der staatsan-
waltlichen Ermittlungen möglich ist.

6. Prüfung der Plausibilität

(1)  Die Ansprechpersonen prüfen mit der vom Antrag betroffenen kirchlichen Institution die 
Plausibilität der von der antragstellenden Person erhobenen Beschuldigungen. Die Plausibilität 
einer Tatschilderung, beispielsweise zu Beschuldigtem, Tatort, Tatzeit und Tathergang, als 
Voraussetzung für den Erhalt von materiellen Leistungen ist dann gegeben, wenn sie objektiven 
Tatsachen nicht widerspricht und im Übrigen bei Würdigung aller Umstände eine überwiegende
Wahrscheinlichkeit für ihre Richtigkeit spricht.

(2)  Einer Plausibilitätsprüfung bedarf es nicht, wenn die geschilderte Tat bereits durch ein kirch-
liches oder staatliches Strafverfahren rechtskräftig festgestellt wurde oder im Rahmen einer kirch-
lichen Voruntersuchung oder eines staatsanwaltschaftlichen Ermittlungsverfahrens in objektiver 
Hinsicht tatbestandlich festgestellt wurde, aber aufgrund von Verfolgungsverjährung eingestellt wurde.

(3)  Nach Abschluss der Plausibilitätsprüfung wird der originale und vollständige Antrag von den 
Ansprechpersonen oder der kirchlichen Institution an die Geschäftsstelle der Unabhängigen
Kommission weitergeleitet. Dem Antrag ist ein Votum zur Plausibilität beizufügen, das durch die 
Ansprechperson und die kirchliche Institution erstellt wurde.

(4)  Die Geschäftsstelle prüft die Angaben zur Plausibilitätsprüfung. Sie prüft auch, ob die 
antragsstellende Person bereits einen Antrag auf Anerkennung des Leids gestellt hat. Liegen der 
Geschäftsstelle relevante Informationen vor, die der Ansprechperson oder kirchlichen Institution 
offensichtlich nicht bekannt waren, übermittelt sie diese, soweit rechtlich zulässig, an die 
kirchliche Institution. Die Ansprechperson und die kirchliche Institution können auf dieser 
Grundlage ihr Votum überarbeiten.
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(4)  Darüber hinaus beteiligt sich die Deutsche Bischofskonferenz – vorerst bis zum 31. Dezember 
2023 – am Ergänzenden Hilfesystem (EHS) für Betroffene sexuellen Missbrauchs, durch das 
Betroffene Unterstützung und Linderung von Folgewirkungen erhalten können, wenn Leistungen 
nicht von bestehenden Hilfesystemen übernommen werden. Die Anträge sind über die Ge-
schäftsstelle des Fonds Sexueller Missbrauch zu stellen.

10. Antragstellung bei abgeschlossenen Verfahren zur Anerkennung des Leids

(1)  Auch Personen, die bereits vor dem 1. Januar 2021 Leistungen in Anerkennung des Leids 
erhalten haben, sind antragsberechtigt. Die Anträge sind mit dem dafür vorgesehenen Formular 
in der Regel bei den Ansprechpersonen der zuständigen kirchlichen Institution zu stellen.

(2)  In aller Regel verzichtet die kirchliche Institution zugunsten des Betroffenen auf eine 
erneute Prüfung der Plausibilität. Sofern nach Einschätzung der kirchlichen Institution
eine erneute Prüfung der Plausibilität notwendig ist, sollen die zu erhebenden Informationen 
möglichst durch Auswertung der bestehenden Akten eingeholt werden. Auf erneute Gespräche 
mit dem Betroffenen sowie alle Handlungen, die eine Retraumatisierung herbeiführen können, 
ist nach Möglichkeit zu verzichten.

(3)  Die kirchliche Institution bestätigt anschließend das bereits durchgeführte Verfahren zur 
Anerkennung des Leids, vermerkt die Höhe der bereits ausgezahlten Leistungen an den Betrof-
fenen und leitet den Antrag nebst dem Votum über die ggf. durchgeführte Plausibilitätsprüfung 
an die Geschäftsstelle der Unabhängigen Kommission für Anerkennungsleistungen weiter.

(4)  Die Unabhängige Kommission für Anerkennungsleistungen bestimmt die neue Leistungshöhe 
unter Berücksichtigung der ergangenen Empfehlung der Zentralen Koordinierungsstelle im bis 
zum 31. Dezember 2020 gültigen Verfahren zur Anerkennung des Leids.

(5)  Bereits ausgezahlte finanzielle Leistungen durch eine kirchliche Institution oder den 
Beschuldigten werden auf die festgelegte materielle Leistung angerechnet. Dies gilt nicht für 
Zahlungen im Zusammenhang mit einer Therapie wegen des durch einen sexuellen Missbrauch 
verursachten Leids.

11. Leistungsinformation und Auszahlung

(1)  Alle Leistungen sind freiwillige Leistungen der kirchlichen Institutionen in Anerkennung des 
erlittenen Leids ohne Anerkennung einer Rechtspflicht.

(2)  Die Geschäftsstelle unterrichtet die zuständige kirchliche Institution sowie die zuständige 
Ansprechperson schriftlich über die festgelegte Leistungshöhe.
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-  ein institutionelles Versagen durch kirchliche Verantwortungsträger, sofern es ursächlich 
 oder mitursächlich für den Missbrauch war oder diesen begünstigt oder nicht verhindert hat.

8. Festsetzung der Leistungshöhe bei Leistungen in Anerkennung des Leids

(1)  Die Leistungshöhe im Einzelfall wird durch die Unabhängige Kommission für Anerkennungs-
leistungen auf der Grundlage des von der Deutschen Bischofskonferenz beschlossenen
finanziellen Zahlungsrahmens, der sich am oberen Bereich der durch staatliche Gerichte in 
vergleichbaren Fällen zuerkannten Schmerzensgelder orientiert, festgelegt. Dieser Zahlungs-
rahmen sieht Leistungen bis 50.000 Euro vor.

(2)  Die Leistungen werden grundsätzlich als Einmalzahlungen ausgezahlt. Dabei kann in 
begründeten Einzelfällen auch eine Leistungsauszahlung in monatlichen oder jährlichen
Raten erfolgen, wenn dies aus bestätigter therapeutischer Sicht im Interesse des Betroffenen 
angezeigt ist oder der Betroffene dies wünscht. Eine zusätzlich beantragte Erstattung
von Kosten für Therapie und/oder Paarberatung bleibt davon unberührt.

(3)  In Ausnahmen können in besonders schweren Härtefällen höhere Leistungen oder ander-
weitige Unterstützungen durch die Unabhängige Kommission für Anerkennungsleistungen mit 
Zustimmung der kirchlichen Institution festgelegt werden.

9. Übernahme von Kosten für Therapie und Paarberatung

(1)  Die Prüfung der Voraussetzungen einer Kostenerstattung, die Leistungsfestsetzung und 
Auszahlung der Kosten für Therapie und Paarberatung erfolgt unmittelbar und selbstständig
durch die betroffene kirchliche Institution.

(2)  Auf der Grundlage eines von einem approbierten Psychotherapeuten vorgelegten Behand-
lungsplans werden Behandlungskosten (max. 50 Sitzungen) bis zur Höhe des Stundensatzes 
erstattet, der bei einer verhaltenstherapeutischen Behandlung entsprechend der Gebührenord-
nung für Psychotherapeuten (GOP) gezahlt wird, sofern die Krankenkasse oder ein anderer 
Kostenträger diese nicht übernimmt. Die Psychotherapeuten können eine Kostenübernahme-
zusage erhalten. Gegen Vorlage der von Psychotherapeut und Patient abgezeichneten Rechnung 
werden die Kosten erstattet.

(3)  Auf der Grundlage des von einem Paarberater, der Psychologe oder Psychotherapeut 
sein muss, vorgelegten Behandlungsplans werden 25 Sitzungen für einen Stundensatz in
Höhe von max. 125 Euro übernommen. Der Paarberater kann eine Kostenübernahmezusage
erhalten. Gegen Vorlage der von dem Paarberater und den Klienten abgezeichneten Rechnung 
werden die Kosten erstattet.
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15. Inkrafttreten

Die vorstehende Ordnung wird zum 1. Februar 2021 in Kraft gesetzt.

Köln, den 16. Dezember 2020

+ Rainer Maria Card. Woelki
Erzbischof von Köln
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(3)  Die Geschäftsstelle unterrichtet die antragstellende Person anschließend schriftlich über die 
festgelegte Leistungshöhe und weist auf die Freiwilligkeit der Leistung nach Absatz 1 hin.

(4)  Die Auszahlung erfolgt anschließend durch die Geschäftsstelle der Unabhängigen 
Kommission für Anerkennungsleistungen. Die kirchliche Institution stellt die notwendigen
finanziellen Mittel zur Verfügung. 

12. Erneute Befassung und Vorbringen neuer Informationen

Es steht den Betroffenen frei, über die Ansprechpersonen oder zuständige kirchliche Institution 
den Antrag nach Abschluss des Verfahrens mit neuen Informationen der Unabhängigen Kommis-
sion für Anerkennungsleistungen zur erneuten Prüfung vorzulegen. In diesem Fall ist, sofern 
notwendig, gemäß den Bestimmungen in den Abschnitten 6 bis 9 zu verfahren. Über das Ergebnis 
der Prüfung wird der Betroffene unterrichtet.

13. Berichtswesen

Die Geschäftsstelle erstellt in Abstimmung mit dem Vorsitzenden der Unabhängigen Kommission 
für Anerkennungsleistungen jährlich einen schriftlichen Tätigkeitsbericht. Der Bericht wird 
veröffentlicht.

14. Datenschutz und Aufbewahrung

(1)  Soweit diese Ordnung auf personenbezogene Daten einschließlich deren Verarbeitung 
anzuwenden ist, geht sie den Vorschriften des Gesetzes über den Kirchlichen Datenschutz
(KDG) sowie der Anordnung über die Sicherung und Nutzung der Archive der katholischen Kirche 
(Kirchliche Archivordnung – KAO) vor, sofern sie deren Datenschutzniveau nicht unterschreitet. 
Im Übrigen gelten das KDG, die zu seiner Durchführung erlassene Ordnung (KDG-DVO) sowie die 
Kirchliche Archivordnung (KAO).

(2)  Die personenbezogenen Daten der Betroffenen aus Anträgen auf Anerkennung des Leids 
dürfen nur verarbeitet werden, sofern die Betroffenen jeweils ihre schriftliche Einwilligung
in die Verarbeitung personenbezogener und besonderer Kategorien personenbezogener Daten 
zum Zwecke der Antragsbearbeitung und der Erfüllung der Aufgaben der Unabhängigen Kommis-
sion für Anerkennungsleistungen ausdrücklich erteilt haben.
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(4)  Die Beauftragten nehmen bei ihrem Besuch insbesondere folgende Themen in den Blick:
a)  die Einhaltung der Auflagen,
b)  Auffälligkeiten in der privaten Lebens- und Wohnsituation,
c)  eine Einschätzung zur Situation/Verfassung des geistlichen (priesterlichen) Lebens,
d)  mögliche Einschätzungen zum persönlichen Umfeld des Klerikers.

(5)  Die Beauftragten verfassen auf Grundlage der unter Nr. 4 genannten Punkte einen aus-
sagekräftigen Bericht für die Kommission.

(6)  Stellt sich heraus, dass ein Kleriker zu Unrecht beschuldigt worden ist, berät die Kommission 
den Erzbischof in Bezug auf die Rehabilitierung des Klerikers.

(7)  Bezüglich eines mit einer Auflage belegten Klerikers berät die Kommission den Erzbischof in 
Bezug auf eine mögliche Wiedereingliederung, wenn die Auflage dies zulassen sollte.

(8)  Verstöße gegen die Auflagen können gemäß den kirchenrechtlichen Bestimmungen bestraft 
werden. Die Nichtbeachtung von Auflagen kann insbesondere mit einer Kürzung der Bezüge 
geahndet werden.

(9)  Diese Ordnung tritt zum 1. Juli 2021 in Kraft.

Köln, 25. Juni 2021

+ Rainer Maria Card. Woelki
Erzbischof von Köln
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Die „Ordnung für den Umgang mit sexuellem Missbrauch Minderjähriger und schutz- oder 
hilfebedürftiger Erwachsener durch Kleriker und sonstige Beschäftigte im kirchlichen Dienst“ 
vom 6. Dezember 2019 (Amtsblatt des Erzbistums Köln 2020, Nr. 2, S. 5 ff.) führt in Nr. 53 die 
Verantwortung des einzelnen Diözesanbischofs aus, „dafür Sorge zu tragen, dass die von ihm 
verfügten Beschränkungen oder Auflagen eingehalten werden.“

Diese Ordnung bestimmt, wie im Rahmen der bischöflichen Aufsichts- und Fürsorgepflicht die 
Kontrolle und Einhaltung von Auflagen zu Lasten von Klerikern (vgl. can. 1722 CIC) im Zusam-
menhang mit sexuellem Missbrauch erfolgt.

(1)  Vorrangiges Ziel ist der Schutz von Betroffenen/Opfern sowie die Vermeidung weiterer 
Straftaten im Sinne der einschlägigen Bestimmungen des Strafgesetzbuches der Bundesrepublik 
Deutschland und des Kanonischen Rechts.

(2)  Der Erzbischof richtet eine „Kommission zur Kontrolle beschuldigter und straffällig ge-
wordener Kleriker“ ein, die ihn in der Wahrnehmung seiner Aufsichts- und Fürsorgepflicht berät 
und ihm ggf. notwendige Maßnahmen vorschlägt.

(3)  Der Erzbischof bestimmt zwei Personen (im Folgenden: Beauftragte), die die Einhaltung der 
von ihm verfügten Auflagen überprüfen und die Lebenssituation des betreffenden Klerikers 
visitieren. Die Kommission erteilt im Namen des Erzbischofs den Auftrag zu einem mindestens 
einmal jährlich stattfindenden Besuch, nimmt einen Bericht der Beauftragten über den Besuch 
entgegen und leitet daraus gegebenenfalls Empfehlungen an den Erzbischof ab.

AMTSBLATT 2021, NR. 86

Ordnung über die 
Wahrnehmung der Aufsicht- 
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für Kleriker, die mit Auflagen 
belegt sind
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§ 3 Geschäftsführung

Für die Vor- und Nachbereitung der Sitzungen ist die Leitung der Hauptabteilung Seelsorge-
Personal verantwortlich. Sie stellt sicher, dass über die Sitzungen und deren Ergebnisse ein 
Protokoll angefertigt wird.

§ 4 Gäste

Zu einzelnen Tagesordnungspunkten oder auch zu einer gesamten Sitzung können Gäste geladen 
werden.

§ 5 Aufgaben

(1)  Die Kommission berät den Erzbischof bezüglich seiner Aufsichts- und Fürsorgepflicht 
gegenüber Klerikern, die infolge der „Ordnung für den Umgang mit sexuellem Missbrauch 
Minderjähriger und schutz- oder hilfebedürftiger Erwachsener durch Kleriker und sonstige 
Beschäftigte im kirchlichen Dienst“ mit Auflagen belegt sind.

(2)  Die Kommission setzt sich mit den von der Stabsstelle Intervention zusammengestellten 
Fällen der mit Auflagen belegten Kleriker auseinander.

(3)  Die Kommission bittet die vom Erzbischof Beauftragten, die mit Auflagen belegten Kleriker 
im forum externum zu besuchen und über den erfolgten Besuch einen Bericht abzufassen.

(4)  Die Kommission sorgt für die Organisation der vorgesehenen Termine und die rechtzeitige 
Information und Ankündigung gegenüber den zu besuchenden Klerikern.

(5)  Die Kommission legt für die Beauftragten die Themen der Besuche fest und orientiert sich 
auf der Grundlage des konkreten Falls u. a. an folgenden Inhalten: die Einhaltung der Auflagen, 
Auffälligkeiten in der privaten Lebens- und Wohnsituation, eine Einschätzung zur Situation/
Verfassung des geistlichen (priesterlichen) Lebens, mögliche Einschätzungen zum persönlichen 
Umfeld des Klerikers.

(6)  Die Kommission nimmt die Berichte der Beauftragten entgegen, berät diese und gibt dem 
Erzbischof auf Grundlage dieser Berichte ggf. weitere Empfehlungen.

(7)  Sollte sich herausstellen, dass ein Kleriker zu Unrecht beschuldigt worden ist, berät die 
Kommission den Erzbischof in Bezug auf die Rehabilitierung des Klerikers.

(8)  Bezüglich eines mit einer Auflage belegten Klerikers berät die Kommission den Erzbischof 
in Bezug auf eine mögliche Wiedereingliederung, wenn die Auflage dies zulassen sollte.
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§ 1 Mitglieder

(1)  Mitglieder der Kommission sind:

a.  die Leitung der Hauptabteilung Seelsorge-Personal,
b.  die Leitung der Stabsstelle Intervention,
c.  der/die Referent(in) für den Einsatz der Priester und Diakone in der Hauptabteilung
 Seelsorge-Personal,
d.  eine fachlich versierte Person der Diözesanstelle Pastorale Begleitung, 
e.  die Leitung der Stabsstelle Kirchenrecht oder eine kirchenrechtlich versierte Person,
f.  eine externe Person mit juristischer Expertise.

(2)  Im Einzelfall können weitere fachlich geeignete Personen hinzugezogen werden.

(3)  Die Mitglieder werden vom Erzbischof beauftragt. Die Beauftragung erfolgt für eine Dauer 
von drei Jahren und kann wiederholt werden.

§ 2 Vorsitz

Den Vorsitz führt die Leitung der Hauptabteilung Seelsorge-Personal. Für den Fall der Abwesen-
heit der/des Vorsitzenden übernimmt dies der/die Referent(in) für den Einsatz der Priester und 
Diakone in der Hauptabteilung Seelsorge-Personal.

AMTSBLATT 2021, NR. 97

Geschäftsordnung 
der Kommission zur Kontrolle 
beschuldigter oder 
straffällig gewordener Kleriker
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§ 1 Mitglieder

(1)  Stimmberechtigte Mitglieder des Beraterstabes sind:
a.  die vom Erzbischof beauftragten Ansprechpersonen für Betroffene von sexuellem   
 Missbrauch,
b.  die vom Erzbischof berufenen Expertinnen und Experten aus unterschiedlichen   
 fachlichen Disziplinen,
c.  die vom Erzbischof ernannten Betroffenen,
d.  ein Vertreter/ eine Vertreterin einer externen Fachberatung.

(2)  Beratende ständige Mitglieder ohne Stimmrecht des Beraterstabes sind:
a.  der Generalvikar,
b.  eine im Kirchenrecht qualifizierte Person, die unabhängig vom Offizialat ist
c.  die Leiterin/der Leiter der Stabsstelle Intervention und deren/dessen Vertreterin/   
 Vertreter,
d.  die/der Präventionsbeauftragte.

(3)  Im Einzelfall können weitere fachlich geeignete Personen hinzugezogen werden. 

(4)  Die Beauftragung der stimmberechtigten Mitglieder erfolgt für eine Dauer von drei Jahren 
und kann wiederholt werden.

(5)  Für den Zeitraum bis 6 Monate nach Konstituierung der Kommission zur Aufarbeitung 
sexuellen Missbrauchs nach den Vorgaben der Gemeinsamen Erklärung des Unabhängigen 
Beauftragten für Fragen des sexuellen Kindesmissbrauchs und der Deutschen Bischofskonferenz 
vom 28.4.2020 beruft der Erzbischof mit Wirkung ab 01.04.2021 eine weitere Person als 
stimmberechtigtes Mitglied des Beraterstabes, die nicht in einem Anstellungsverhältnis mit 
dem Erzbistum Köln stehen darf. Sie trägt dafür Sorge, dass die in § 5 Abs. 2 dieser Ordnung 
definierten Aufgaben reibungslos von der noch zu gründenden Kommission zur Aufarbeitung 
sexuellen Missbrauchs übernommen werden können.

AMTSBLATT 2021, NR. 85

Geschäftsordnung des 
Beraterstabs
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(9)  Sollte ein mit Auflagen belegter Kleriker gegen seine Auflagen verstoßen, empfiehlt die 
Kommission dem Erzbischof auf Grundlage der einschlägigen Bestimmungen weitere Maßnahmen 
und Ahndungen.

§ 6 Sitzungen

(1)  Die Kommission tagt mindestens zweimal pro Jahr. Die Termine werden von Sitzung zu 
Sitzung vereinbart. Im Bedarfsfall können von der/dem Vorsitzenden zusätzliche Sitzungen 
einberufen werden. Die Sitzungen können im Wege der Videokonferenz abgehalten werden. 
Der Vorsitzende führt Protokoll.

(2)  Die Einberufung der Sitzungen soll mindestens eine Woche vor dem Tag der Sitzung unter 
Angabe der Tagesordnung durch den/die Vorsitzende(n) erfolgen. Über Anträge auf Ergänzung 
der Tagesordnung, die erst in der Sitzung gestellt werden, beschließen die Mitglieder der 
Kommission.

§ 7 Vertraulichkeit und Datenschutz

Die Mitglieder der Kommission sind auf die Einhaltung des Gesetzes über den Kirchlichen 
Datenschutz (KDG) sowie die Durchführungsverordnung zum KDG (KDG-DVO) verpflichtet.

§ 8 Inkrafttreten

Diese Geschäftsordnung tritt mit der Zustimmung durch den Erzbischof in Kraft.

Köln, 1. Juli 2021

+ Rainer Maria Card. Woelki
Erzbischof von Köln
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(4)  Einzelne Mitglieder des Beraterstabes nehmen an den Anhörungen gemäß Nr. 26 ff. der 
„Ordnung für den Umgang mit sexuellem Missbrauch Minderjähriger und schutz- oder hilfe-
bedürftiger Erwachsener durch Kleriker und sonstige Beschäftigte im kirchlichen Dienst“ vom 
6. Dezember 2019 (Amtsblatt des Erzbistums Köln 2020, Nr. 2, S. 5 ff.) teil und sprechen eine 
Empfehlung zum weiteren Vorgehen aus. Neben der Teilnahme eines Mitgliedes mit juristischer 
Fach-Expertise, entscheidet die Stabsstelle Intervention in Abhängigkeit der Erfordernisse des 
jeweiligen Missbrauchsfalles, ob und welche weiteren Mitglieder des Beraterstabes an der 
Anhörung teilnehmen sollen, insofern die betroffene Person vor Beginn der Anhörung hierzu ihr 
Einverständnis erteilt.

§ 6 Beratung und Beschlussfassung

(1)  In den regulären Sitzungen des Beraterstabes erfolgt die Beschlussfassung durch die 
einfache Mehrheit. Die vom Beraterstab gefassten Beschlüsse sind für den Erzbischof nicht 
bindend.

(2)  In dringenden Fällen erfolgt die Beschlussfassung durch eine konkrete schriftliche 
Anfrage der/des Interventionsbeauftragten und die schriftliche Rückmeldung der Mitglieder 
des Beraterstabes.

(3)  Zur Beratung in Fragen des Umgangs mit sexuellem Missbrauch Minderjähriger oder 
schutz- oder hilfebedürftiger Erwachsener, sowie in Fragen der grundsätzlichen Gestaltung 
der in der Ordnung festgelegten Verfahrensprozesse, können einzelne oder mehrere 
Mitglieder des Beraterstabes konsultiert werden, die eine für den konkreten Fall erforderliche 
Fach-Expertise abbilden. Nach einer Bewertung der eingegangenen Rückmeldungen entscheidet 
die/der Interventionsbeauftragte über das weitere Vorgehen.

(4)  Beratungen des Beraterstabes können auch im Rahmen einer Telefon-/Video- 
konferenz erfolgen.

§ 7 Sitzungen

(1)  Der Beraterstab tagt mindestens viermal pro Jahr. Die Termine für das jeweilige Jahr 
werden am Ende des Vorjahres festgelegt und bekannt gegeben. Im Bedarfsfall können von 
der/dem Vorsitzenden zusätzliche Sitzungstermine einberufen werden.

(2)  Die Einberufung zu den Sitzungsterminen soll mindestens eine Woche vor dem Tag der 
Sitzung unter Angabe der Tagesordnung und der Beschlussvorlagen in Textform durch die 
Stabsstelle Intervention erfolgen. Über Anträge auf Ergänzung der Tagesordnung, die erst in der 
Sitzung gestellt werden, beschließen die stimmberechtigten Mitglieder des Beraterstabs. Zur 
Annahme des Antrags ist eine einfache Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen erforderlich.
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§ 2 Vorsitz

Den Vorsitz führt ein von den stimmberechtigten Mitgliedern des Beraterstabes gewähltes 
Mitglied. Für den Fall der Abwesenheit der/des Vorsitzenden wählen die stimmberechtigten 
Mitglieder des Beraterstabs eine Stellvertreterin/einen Stellvertreter. Der Erzbischof hat ein 
Vorschlagsrecht.

§ 3 Geschäftsführung

Für die Vor- und Nachbereitung der Sitzungen ist die Stabs stelle Intervention, in Zusammenar-
beit mit der/dem Vorsit zenden verantwortlich. Die Stabsstelle Intervention stellt sicher, dass 
über die Sitzungen und die gefassten Beschlüsse ein Protokoll angefertigt wird.

§ 4 Gäste

Zu einzelnen Tagesordnungspunkten oder auch zu einer gesamten Sitzung können, nach Abstim-
mung zwischen der/dem Vorsitzenden und der/dem Interventionsbeauftragten, Gäste geladen 
werden.

§ 5 Aufgaben

(1)  Der Beraterstab berät den Erzbischof in allen Fragestellungen, die das Thema „sexueller 
Missbrauch“ und die damit verbundenen Umgangsweisen, Regelungen und strategischen 
Ausrichtungen im Erzbistum Köln betreffen. Er spricht Empfehlungen zum Vorgehen und zur 
Notwendigkeit weitergehender Regelungen aus.

(2)  Der Beraterstab begleitet und überwacht die zügige Umsetzung aller Maßnahmen, die als 
Resultat der unabhängigen Untersuchung dazu dienen, sexuellen Missbrauch zu verhindern, 
aufzuklären und aufzuarbeiten. Dies betrifft auch strukturelle Maßnahmen in der Organisation 
des Erzbistums. Zu diesem Zweck werden der Generalvikar und die mit der Umsetzung der im 
Gutachten zur unabhängigen Untersuchung empfohlenen Maßnahmen betrauten Personen dem 
Beraterstab regelmäßig, wenigstens alle acht Wochen, berichten. Der in diesem Absatz definierte 
Aufgabenbereich wird perspektivisch von der Kommission zur Aufarbeitung sexuellen Missbrauchs 
übernommen.

(3)  Der Beraterstab unterstützt die/ den Interventionsbeauftragten bei deren/dessen Tätigkeit.
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Unser Selbstverständnis

(1)  Wir sind als Betroffene Experten und Expertinnen mit vielfältigem Erfahrungs- und Fach-
wissen. Wir wollen Ursachen, Folgen, Ausmaß und Dunkelziffer von sexualisierter Gewalt in der 
Kirche gegen Menschen grundlegend in den Blick nehmen. Wir setzen uns dafür ein, Menschen 
vor sexualisierter Gewalt zu schützen und dafür, dass dazu geeignete Maßnahmen nachhaltig 
entwickelt und umgesetzt werden. Unsere Arbeit im Betroffenenbeirat ist ein Beitrag dazu, 
sexualisierte Gewalt, Machtmissbrauch und Stigmatisierung als massives kirchliches Problem 
sichtbar zu machen. Wir setzen uns für die Umsetzung der Empfehlungen des „Runden Tisches 
sexueller Kindesmissbrauch von Mai 2012“ ein.

(2)  Wir sind parteilich für Betroffene sexualisierter Gewalt und ihre Interessen. Deren Anliegen 
wollen wir gesamtkirchlich sichtbar machen. Wir nehmen aus Sicht von Betroffenen/Überleben-
den Stellung zu aktuellen Themen der sexualisierten Gewalt und des Machtmissbrauchs. Wir 
setzen uns für eine weitere Verbreitung und kirchliche Akzeptanz von Betroffenenbeteiligung 
ein. Wir engagieren uns dafür, dass entstandenes Leid anerkannt, aufgearbeitet und entschädigt 
wird. Wir setzen uns dafür ein, dass kirchliche Hilfesysteme eine Struktur erhalten, mit der sie 
den Betroffenen wirksame Hilfe bieten können. Wir möchten kirchliches, familiäres und gesells-
chaftliches Schweigen über sexualisierte Gewalt und Machtmissbrauch aufbrechen. Wir begleiten 
das Vorhaben des Erzbischofs, die Umstände und Folgen der sexualisierten Gewalt im Umfeld 
katholischen Lebens aufzuklären und ihnen effektive Maßnahmen entgegenzusetzen. Wir 
positionieren uns zu diesen Vorhaben und unterbreiten eigene Vorschläge, um Sichtweisen
von Betroffenen deutlich zu machen und Betroffene einzubinden. Wir pflegen einen kontinuierli-
chen Austausch mit dem Erzbischof und seinen Vertretern bzw. zuständigen Gremien im Erzbis-
tum Köln.

(3)  Wir vertreten nicht nur uns selbst, sondern stehen für Betroffene/Überlebende sexualisierter 
Gewalt und Machtmissbrauch ein. Wir sind offen für die Anliegen und die Kommunikation 
sowohl mit Einzelpersonen als auch bestehenden Betroffenengruppen. Ausgenommen davon sind 
Einzelpersonen und Gruppen, die menschenverachtende Einstellungen vertreten. 

AMTSBLATT 2021, NR. 79
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§ 8 Aufwandspauschale

Stimmberechtigte Mitglieder erhalten, entsprechend der Regelung im Beratervertrag, ein Honorar 
zuzüglich der entstandenen Reise- und Fahrtkosten. Es gelten die Richtlinien für Reisekosten des 
Erzbistums Köln in der jeweils geltenden Fassung.

§ 9 Vertraulichkeit und Datenschutz

Die Stimmberechtigten Mitglieder werden im Beratervertrag mit dem Erzbistum Köln zu Beginn 
ihrer Tätigkeit auf die Einhaltung des Gesetzes über den Kirchlichen Datenschutz (KDG) sowie die 
Durchführungsverordnung zum KDG (KDG-DVO) verpflichtet.

§ 10 Inkrafttreten

Diese Geschäftsordnung tritt mit ihrer Annahme durch den Beraterstab und mit der Zustimmung 
durch den Erzbischof mit Wirkung vom 1. April 2021 in Kraft. Zugleich tritt die „Geschäftsord-
nung für den Beraterstab in Fragen des Umgangs mit sexuellem Missbrauch Minderjähriger und 
schutz- oder hilfebedürftiger Erwachsener des Erzbischofs von Köln“ vom 9. Juni 2020 (Amtsblatt 
des Erzbistums Köln 2020, Nr. 79, S. 89 f.) außer Kraft.

Köln, 24. Juni 2021

+ Rainer Maria Card. Woelki
Erzbischof von Köln
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gerufen, sich zur Begleitung des diözesanen Aufarbeitungsprozesses für eine Mitgliedschaft
im Betroffenenbeirat zu bewerben.

(3)  Das Auswahlverfahren für die Mitgliedschaft in dem Betroffenenbeirat erfolgt durch ein vom 
Erzbischof zu berufendes Auswahlgremium. Diesem Auswahlgremium sollen kirchliche Vertreter 
sowie für die Durchführung eines solchen Verfahrens qualifizierte Expertinnen und Experten, zum 
Beispiel aus Wissenschaft, Fachpraxis, Justiz oder Verwaltung, und möglichst Menschen aus dem 
Kreis der Betroffenen angehören. Die nichtkirchlichen Vertreter stellen die Mehrheit des 
Auswahlgremiums. Das Auswahlverfahren mit vorheriger Öffentlichkeitsinformation findet 
erstmalig Anwendung zur Besetzung des Betroffenenbeirates ab dem 01.04.2022. Interimsweise
beruft der Erzbischof die Mitglieder des Betroffenenbeirates mit einer Amtszeit bis zum 
31.03.2022. 

(4)  Das Auswahlgremium trifft bei der Auswahl Mitglieder des Betroffenenbeirates seine 
Auswahlentscheidung nach Eignung und Motivation bezüglich des anstehenden Aufarbeitung-
sprozesses. Es wird dabei auf Diversität hinsichtlich Geschlecht und Herkunft sowie auf unter-
schiedliche Kontexte sexualisierter Gewalterfahrungen in Bezug auf institutionelle, geografische
und zeitliche Faktoren geachtet. Personen, die als Minderjährige von sexueller Gewalt betroffen
waren, stellen die Mehrheit der Mitglieder. Liegen mehr Bewerbungen als vorgesehene Mitglied-
schaften im Betroffenenbeirat vor, trifft das Auswahlgremium eine abschließende Besetzung-
sentscheidung. Anschließend beruft der Erzbischof die ausgewählten Mitglieder für die Dauer von 
2 Jahren.

(5)  Die Bewerberinnen und Bewerber um eine Mitgliedschaft im Betroffenenbeirat werden über 
die Modalitäten des Auswahl- und Besetzungsverfahrens, zeitliche und lokale Rahmenbedingun-
gen und die Aufgaben-,und Kompetenzbereiche der Betroffenenbeteiligung in geeigneter Weise 
informiert.

(6)  Die Person, welche von Seiten des Erzbistums Köln die Betroffenenbeteiligung begleitet, 
wird den Bewerberinnen und Bewerbern konkret benannt.

3.  Interne Kommunikation der Mitglieder

(1)  Vorrangiges Medium ist der persönliche Austausch der Mitglieder. Darüber hinaus nutzt der 
BB EBK eine interne digitale Kommunikationsplattform als geschlossenes Forum, in der sich die 
Mitglieder regelmäßig und selbstständig informieren.

(2)  Zu einzelnen Themen können interne Arbeitsgruppen gebildet werden.

(3)  Die Mitglieder informieren sich gegenseitig, wenn sie länger als 21 Tage nicht 
erreichbar sind. 
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(4)  Wir sehen uns den Menschenrechten (UN Kinderrechtskonvention, der UN Behindertenre-
chtskonvention und anderen Grundlagen) verpflichtet und grenzen uns von menschenfeindlichen 
Einstellungen deutlich ab.

1.  So arbeitet der Betroffenenbeirat

(1)  Der Betroffenenbeirat (BB EBK) hat mindestens 5, maximal 7 gleichberechtigte Mitglieder.

(2)  Der BB EBK wählt mit einfacher Mehrheit aus der Reihe der berufenen Mitglieder einen 
Sprecher/eine Sprecherin und einen Stellvertreter/eine Stellvertreterin. Der Sprecher/die 
Sprecherin und deren Stellvertreter/ Stellvertreterin vertreten den BB EBK in der Öffentlichkeit. 
Sie sind direkte Ansprechpartner gegenüber der Bistumsleitung und der Geschäftsstelle und 
bereiten zusammen mit der Geschäftsstelle und der Moderation die Sitzungen vor. Sie stehen
mit ihren Klarnamen in Veröffentlichungen und vertreten sich gegenseitig.

(3)  Unser Selbstverständnis ist partizipativ. Wir verstehen uns als lernendes Gremium. Wir 
wollen Aktuelles aufgreifen, uns kirchenpolitisch einmischen, Informationen weitergeben und 
verbreiten. Wir kommunizieren transparent nach innen und nach außen. Wir gehen konstruktiv 
und mit gegenseitigem Respekt mit Konflikten um. Jedes Mitglied ist berechtigt, jedoch niemand 
verpflichtet, sich zu einzelnen Themen oder Fragen zu äußern.

(4)  Die berufenen Mitglieder erhalten für die Teilnahme an den Sitzungen eine Aufwand-
sentschädigung in Höhe von 200 Euro zuzüglich der entstandenen Fahrtkosten. Es gelten die 
Reisekostenbestimmungen des Erzbischöflichen Generalvikariates in der jeweils geltenden 
Fassung.

(5)  Wir nehmen bei Bedarf Supervision und gegebenenfalls externe Streitschlichtung in 
Anspruch. Die Kosten übernimmt das Erzbistum Köln.

(6)  Wir arbeiten mit anderen Betroffeneninitiativen, sowohl kirchlich als auch außerkirchlich, 
zusammen und nutzen bei Bedarf die Expertise von Fachorganisationen.

2.  Auswahlverfahren zur Besetzung des Betroffenenbeirates

(1)  Steht eine Neubesetzung des Betroffenenbeirates an, so beginnt der Beteiligungsprozess mit 
ausreichendem zeitlichem Vorlauf und einer ausführlichen und angemessen auf Betroffene 
zugehenden Information gegenüber der Öffentlichkeit.

(2)  In einer öffentlichen Ausschreibung werden Betroffene, die sexuelle Gewalt im Raum der 
katholischen Kirche erlitten haben (oder deren Angehörige bzw. gesetzliche Vertreter), auf-
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5.4.  Teilnehmende
(1)  An den Sitzungen nehmen alle vom Erzbischof berufenen Betroffenen, ein Vertreter der 
Geschäftsstelle und die Moderation teil. Weiterhin können der Erzbischof oder ein Vertreter der 
Bistumsleitung teilnehmen. Die/Der Präventionsbeauftragte nimmt als beratendes Mitglied an 
den Sitzungen teil. Personen aus dem Beraterstab des Erzbischofs können auf Wunsch
der Bistumsleitung oder der Betroffenen ebenfalls eingeladen werden.

(2)  Weitere Einladungen spricht der BB EBK auf Beschluss aus, zum Beispiel an externe Ex-
perten/Expertinnen.

(3)  Vertraulichkeit und Wahrung der Persönlichkeitsrechte sind garantiert.

5.5.  Beschlussfähigkeit und Beschlüsse
(1)  Der BB EBK ist beschlussfähig, wenn zur Sitzung ordnungsgemäß eingeladen wurde 
und wenn bei 5 berufenen Mitgliedern mindestens 3 Mitglieder, bei 6 berufenen Mitgliedern 
mindestens 4 und bei 7 berufenen Mitgliedern mindestens 5 Mitglieder anwesend sind.

(2)  Stimmberechtigt sind nur die berufenen Mitglieder des BB EBK.

(3)  Beschlüsse werden offen durch Handzeichen gefasst; auf Antrag eines Mitglieds wird geheim 
abgestimmt. Beschlüsse können ebenfalls im Format einer Videokonferenz oder als Umlaufbe-
schluss in Schriftform gefasst werden.

(4)  Beschlussvorlagen sind mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen angenommen, 
soweit nichts Anderes ausdrücklich bestimmt ist. Stimmengleichheit bedeutet Ablehnung. 
Enthaltungen gelten als nicht abgegebene Stimmen.

(5)  Beschlussvorlagen, die die Änderung der Geschäftsordnung, den Ausschluss eines Mitgliedes 
oder in vergleichbarer Schwere die Belange des BB EBK betreffen, bedürfen zu ihrer Annahme 
einer 2/3-Mehrheit der berufenen Mitglieder, d.h. bei 5 Mitgliedern 3 Stimmen, bei 6 Mitgliedern 
4 Stimmen, bei 7 Mitgliedern 5 Stimmen.

(6)  Alle für die Öffentlichkeit bestimmten Äußerungen des BB EBK werden mit ihrem Inhalt 
beschlossen. Alle für die Öffentlichkeit und in Abwesenheit des Erzbischofs oder seines Vertreters 
gefassten Äußerungen müssen dem Erzbischof oder seinem Vertreter vor der Veröffentlichung zur 
Kenntnis vorgelegt werden.

6.  Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

6.1.  Organisation und Betreuung des Internetauftritts des Betroffenenbeirates
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4. Geschäftsstelle des Betroffenenbeirates

(1)  Die Geschäftsstelle des BB EBK ist die Stabsstelle Intervention.

(2)  Die Geschäftsstelle des BB EBK übernimmt folgende Aufgaben:
a.  Kommunikation zwischen dem BB EBK und der Bistumsleitung.
b.  Haushaltsabwicklung der beim BB EBK entstehenden Kosten, insbesondere Verwaltung  
 der im Zusammenhang mit den Sitzungen entstehenden Kosten und der Kostener-
 stattungsanträge der Mitglieder nach den einschlägigen Rechtsvorschriften.
 Erstattungsanträge der Mitglieder des BB EBK sind der Geschäftsstelle spätestens   
 innerhalb von drei Monaten nach Sitzungsdatum vorzulegen.
c.  Organisation des Schriftverkehrs.
d.  Weiterleitung von Anfragen an die Mitglieder des BB EBK und der Arbeitsgruppen.
e.  Organisation der Sitzungen: vier Wochen vor der nächsten Sitzung Ankündigung   
 derselben mit der Bitte, TOP einzubringen, Versenden der Einladung und der TO sieben  
 Tage vor der Sitzung.
f.  Erstellen von Ergebnisprotokollen der Sitzungen. Das Protokoll enthält die Tagesord-
 nung, Anträge und Beschlüsse im Wortlaut, bei Abstimmungen das Abstimmungs-
 ergebnis. Das Protokoll ist innerhalb von drei Wochen den Mitgliedern des BB EBK 
 zuzuleiten. Die Genehmigung des Protokolls erfolgt in der nächsten Sitzung. 
 Die Protokolle sind nicht öffentlich und in jedem Fall vertraulich zu behandeln.

5.  Sitzungen des Betroffenenbeirates

5.1.  Termine
(1)  Die Sitzungen des BB EBK sind nicht öffentlich und vertraulich. Das Anfertigen von 
Bild- und Tonaufnahmen während der Sitzung ist nicht zulässig. Sitzungsbeiträge und Verhalten 
der Mitglieder in der Sitzung dürfen nur mit ihrer Zustimmung in die Öffentlichkeit kommuniziert 
werden. Die Mitglieder unterzeichnen zu Beginn ihrer Tätigkeit die Verschwiegenheitserklärung 
nach dem Kirchlichen Datenschutzgesetz.

(2)  Die Sitzungstermine des BB EBK werden von den Mitgliedern spätestens in der 3. Sitzung des 
Vorjahres für das nächste Jahr festgelegt. Sondertermine sind mit einer Einladungsfrist von drei 
Wochen jederzeit möglich.

5.2.  Sitzungsleitung
Die Sitzungsleitung liegt bei der Geschäftsstelle und diese sorgt für eine Moderation.

5.3.  Sitzungsort
Regelmäßiger Sitzungsort ist Köln. Bei Bedarf kann der BB EBK einen anderen Sitzungsort oder 
die Durchführung der Sitzung als Videokonferenz beschließen.
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Beraterstab

Mit Wirkung zum 1. Januar 2022 wechselt die Geschäftsstelle des Beraterstabs im Erzbistum Köln 
von der Stabsstelle Intervention zur Stabsstelle Aufarbeitung.

Köln, 2. Dezember 2021

Betroffenenbeirat 

Mit der Neukonstituierung des Betroffenenbeirats im Erzbistum Köln am 28. Juni 2022 wechselt 
die Geschäftsstelle des Betroffenenbeirates von der Stabsstelle Intervention zur Stabsstelle
Aufarbeitung.

Köln, 24. Mai 2022

AMTSBLATT 2022, NR. 9 UND AMTSBLATT 2022, NR. 100

Geschäftsstellen
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(1)  Der BB EBK ist über die E-Mail-Adresse betroffenenbeirat@ erzbistum-koeln.de sowie über 
die postalische Adresse der Geschäftsstelle, Stabsstelle Intervention, Marzellenstraße 32, 50668 
Köln, zu erreichen. 

(2)  Anfragen der Presse leitet die Geschäftsstelle an die berufenen Mitglieder weiter. Diese 
entscheiden, wer die Anfrage beantwortet.

6.2. Umgang mit externen Personen
Der Austausch mit externen Personen ist uns wichtig und wird gepflegt. Externe Personen 
können zur Teilnahme an Sitzungen hinzugezogen werden. Sie müssen sich zur Verschwiegenheit
hinsichtlich einzelner Sitzungsbeiträge bzw. des Verhaltens einzelner Mitglieder verpflichten.

6.3.  Rückkopplung mit Netzwerken der Mitglieder des Betroffenenbeirates
Der BB EBK stellt sicher, dass die Interessen von externen Betroffeneninitiativen und Interessen-
verbänden gehört werden. Eine Vernetzung und Zusammenarbeit mit Betroffenenbeiräten
anderer (Erz-)Diözesen ist dem BB EBK wichtig und wird gepflegt. Ein regelmäßiger jährlicher 
Austausch wird angestrebt.

6.4.  Teilnahme einzelner entsandter Mitglieder an Tagungen und Kongressen im Auftrag des 
Betroffenenbeirates 
Im Auftrag des BB EBK können einzelne Mitglieder zu Tagungen und Kongressen entsendet 
werden. Die Mitglieder besuchen die Tagungen in der Funktion als Vertretung des Betroffenen-
beirates. Fachliche und finanzielle Aspekte sind dabei zu berücksichtigen. Die Mitglieder 
schlagen Tagungen und Kongresse zur Abstimmung vor. Die finanziellen Rahmenbedingungen sind 
im Vorfeld und vor einer verbindlichen Zusage mit dem Erzbistum abzustimmen.

7. Inkrafttreten

(1)  Diese Geschäftsordnung tritt mit ihrer Annahme durch den BB EBK und mit der 
Zustimmung durch den Erzbischof zum 15. März 2021 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Geschäfts-
ordnung vom 15. Mai 2020 (Amtsblatt des Erzbistums Köln 2020, Nr. 71, S. 83 f.) außer Kraft.

(2)  Sie wird nach zwei Jahren überprüft und ggf. angepasst.

Köln, 15. März 2021

+ Rainer Maria Card. Woelki
Erzbischof von Köln
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Präambel

In Anerkennung, dass Kleriker und sonstige Beschäftigte der katholischen Kirche in Deutschland 
in der Vergangenheit Kinder und Jugendliche sexuell missbraucht haben, stimmen der Unab-
hängige Beauftragte für Fragen des sexuellen Kindesmissbrauchs (UBSKM) und die Deutsche 
Bischofskonferenz in dem Ziel überein, sexuellen Missbrauch im Raum der katholischen Kirche 
unabhängig aufzuarbeiten.

Die Deutsche Bischofskonferenz bekräftigt ihre Verpflichtung zur Fortsetzung der umfassenden 
Aufarbeitung des sexuellen Missbrauchs. Die nachfolgende Gemeinsame Erklärung zu verbindli-
chen Kriterien und Standards sowie zu deren struktureller Umsetzung versteht sich als notwen-
dige Ergänzung und Weiterentwicklung der etablierten Maßnahmen und gegenwärtig bereits 
beschlossenen und laufenden Prozesse zur Aufklärung, Prävention Anerkennung und Analyse von 
sexuellem Missbrauch im Raum der katholischen Kirche in Deutschland.

Zur Erreichung des Ziels, sexuellen Missbrauch im Raum der katholischen Kirche aufzuarbeiten, 
verpflichtet sich die Deutsche Bischofskonferenz mit dieser gemeinsamen Erklärung zur Einhal-
tung der darin formulierten Standards und Kriterien bei der Aufarbeitung von Missbrauch und zur 
Errichtung der dafür notwendigen Strukturen. Die zentralen Kriterien von Aufarbeitung sind 
Unabhängigkeit, Transparenz sowie Partizipation von Betroffenen. Die im Folgenden benannten 
Strukturelemente dienen der Gewährleistung dieser Kriterien.

Die/der UBSKM unterstützt in Zusammenarbeit mit der bei seinem /ihrem Amt eingerichteten 
Arbeitsgruppe „Aufarbeitung Kirchen“ die Deutsche Bischofskonferenz inhaltlich bei ihrem 
Bestreben für eine unabhängige Aufarbeitung des sexuellen Missbrauchs von Kindern und 
Jugendlichen, wirkt an der Etablierung der notwendigen Strukturen mit und engagiert sich für 
die weitere notwendige politische Unterstützung.

AMTSBLATT 2021, NR. 55

Gemeinsame Erklärung 
über verbindliche Kriterien und Standards für eine unabhängige Aufarbeitung von sexuellem 
Missbrauch in der katholischen Kirche in Deutschland des Unabhängigen Beauftragten für Fragen 
des sexuellen Kindesmissbrauchs und der Deutschen Bischofskonferenz
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1) Diese gemeinsame Erklärung berücksichtigt bei der Bestimmung von „sexuellem Missbrauch“ sowohl das kirchliche 

wie auch das staatliche Recht. Der Begriff sexueller Missbrauch im Sinne dieser gemeinsamen Erklärung umfasst sowohl 

strafbare als auch nicht strafrechtlich sanktionierbare sexualbezogene Handlungen und Grenzverletzungen im Sinne 

der „Ordnung für den Umgang mit sexuellem Missbrauch Minderjähriger und schutz- oder hilfebedürftiger Erwachsener 

durch Kleriker und sonstige Beschäftigte im kirchlichen Dienst“. Als Betroffene werden zum Tatzeitpunkt minderjährige 

Personen bzw. schutz- und hilfebedürftige Erwach- sene bezeichnet, die in diesem Sinne sexuell missbraucht worden sind.

Beschäftigte im kirchlichen Dienst im Sinne dieser gemeinsamen Erklärung sind insbesondere Kleriker und Kandidaten 

für das Weiheamt, Ordensangehörige, Kirchenbeamt_innen und Arbeitnehmer_innen. Darüber hinaus gilt diese gemeinsame 

Erklärung auch bei Fällen sexuellen Missbrauchs durch Ehrenamtliche, sofern dieser im Kontext der ehrenamtlichen Tätig-

keit begangen wurde.

Die Unterzeichnenden streben an, dass die in dieser gemeinsamen Erklärung getroffenen 
Vereinbarungen bundesweit im Raum der katholischen Kirche Anwendung finden. Dazu machen 
sich die Diözesanbischöfe diese gemeinsame Erklärung durch Gegenzeichnung dieser Erklärung 
zu eigen.

1. Aufarbeitung

1.1  Die Aufarbeitung des sexuellen Missbrauchs ist genuine Aufgabe des jeweiligen Ortsordina-
rius. Aufgrund dieser Verantwortung verpflichtet sich der Ortsordinarius zur Gewährleistung 
einer Aufarbeitung, die unabhängig erfolgt und über deren Ablauf und Ergebnisse Transparenz 
hergestellt wird. Gleiches gilt für eine verbindliche und institutionalisierte Beteiligung Betrof-
fener, ohne die wirkliche Aufarbeitung nicht möglich ist.

1.2  Aufarbeitung meint im Rahmen dieser gemeinsamen Erklärung die Erfassung von Tatsachen, 
Ursachen und Folgen von sexuellem Missbrauch an Kindern und Jugendlichen in der katholischen 
Kirche, die Identifikation von Strukturen, die sexuellen Missbrauch ermöglicht oder erleichtert 
oder dessen Aufdeckung erschwert haben sowie den administrativen Umgang mit Täter_innen 
und Betroffenen.1 Bereits bestehende Regelungen bezüglich der Aufarbeitung und Aufklärung 
von sexuellem Missbrauch im Bereich der Deutschen Bischofskonferenz bleiben von dieser 
gemeinsamen Erklärung unberührt.

1.3  Die Aufarbeitung soll das geschehene Unrecht und das Leid der Betroffenen anerkennen, 
einen institutionellen und gesellschaftlichen Reflexionsprozess anregen und aufrechterhalten, 
Betroffene an diesen Prozessen beteiligen und ihnen im Rahmen der rechtlichen Möglichkeiten

Zugang zu den sie betreffenden Informationen und Unterlagen ermöglichen, aus gewonnenen 
Erkenntnissen weitere Schlussfolgerungen für den Schutz von Kindern und Jugendlichen ziehen 
und einen Beitrag zur gesamten kirchlichen und gesellschaftlichen Aufarbeitung leisten.
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2.  Kommissionen zur Aufarbeitung des sexuellen Missbrauchs auf der Ebene der 
(Erz-)Diözesen

2.1  Jede (Erz-)Diözese richtet eine Kommission zur Erfüllung der benannten Aufgaben ein und 
stellt ihr die für die Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen Mittel zur Verfügung. Sie wird vom 
jeweiligen (Erz)Bischof berufen. Interdiözesane Kommissionen sind möglich. Sofern in einer 
(Erz-)Diözese bereits eine Kommission zur Aufarbeitung sexuellen Missbrauchs eingerichtet 
worden ist, wird in einem Verständigungsprozess zwischen dem jeweiligen Ordinarius und dem 
UBSKM erörtert, ob diese den in dieser Erklärung genannten Kriterien von Unabhängigkeit, 
Transparenz und Partizipation von Betroffenen in gleichwertiger Art und Weise entspricht.

2.2  Die Kommissionen nehmen die in dieser gemeinsamen Erklärung vereinbarten Aufgaben 
und Pflichten für die jeweilige (Erz-)Diözese wahr. Dabei gehen die Kommissionen von dem 
bereits erhobenen Stand der Aufarbeitung aus. Falls es in einer (Erz-)Diözese laufende Aufarbei-
tungsprojekte und -aktivitäten gibt, können diese fortgesetzt werden. Die Ergebnisse werden 
anschließend in den Bericht der jeweiligen diözesanen Kommission aufgenommen.

2.3  Die Kommissionen bestehen aus einer ungeraden Anzahl an Mitgliedern. Eine Kommission-
größe von in der Regel sieben Mitgliedern wird empfohlen. Bei einer Anzahl von sieben Kommis-
sionsmitgliedern sind zwei der Mitglieder aus dem Kreis der Betroffenen auszuwählen, die 
übrigen Mitglieder sollen Expert_innen aus Wissenschaft, Fachpraxis, Justiz und öffentlicher 
Verwaltung sowie Vertreter_innen der (Erz-)Diözesen sein. Sie alle sollen über persönliche und/
oder fachliche Erfahrungen mit Prozessen der Aufarbeitung sexualisierter Gewalt in Institutionen 
verfügen. Weniger als 50 Prozent der Mitglieder dürfen dem Kreis der Beschäftigten der katholi- 
schen Kirche oder eines diözesanen Laiengremiums angehören. Die jeweiligen diözesanen 
Ansprechpersonen und die Präventionsbeauftragten bzw. Interventionsbeauftragten oder an- 
dere geeignete kirchliche Mitarbeiter sollen ständige Gäste der Kommissionen sein.
2.4  Der (Erz-)Bischof beruft die Mitglieder der Kommission für drei Jahre, eine wiederholte 
Berufung ist möglich. Bezüglich der Berufung der Mitglieder aus Wissenschaft/Fachpraxis und/
oder öffentlicher Verwaltung sowie der Justiz bittet er die für die (Erz-)Diözesen jeweils 
zuständige(n) Landesregierung(en) um Benennung geeigneter Personen. Die Mitglieder aus dem 
Kreis der Betroffenen werden auf Vorschlag des jeweiligen Betroffenenbeirates bzw. der beglei-
tenden Betroffenen nach Punkt 5.2 berufen. Sollte ein Mitglied während der Arbeitsperiode 
ausscheiden, so wird der Sitz entsprechend den vorgenannten Regelungen nachbesetzt.

2.5  Die oder der durch die Kommission gewählte Vorsitzende soll aufgrund ihrer/seiner berufli-
chen Erfahrung und gesellschaftlichen Stellung die Gewähr für eine weithin anerkannte Leitung 
der Kommission bieten. Sie oder er darf weder der Gruppe der Betroffenenvertretungen noch 
der im arbeitsrechtlichen Sinne Beschäftigten der katholischen Kirche angehören oder zu einem 
früheren Zeitpunkt angehört haben.
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2.6  Die Mitglieder der Kommission verpflichten sich im Rahmen der rechtlichen Regelungen zur 
Verschwiegenheit und zum Schutz personenbezogener Daten, die ihnen im Rahmen ihrer Tätigkeit 
für die Kommission bekannt werden.

2.7  Die Mitgliedschaft in der Kommission ist ein Ehrenamt. Die Mitglieder erhalten eine der 
Aufgabe angemessene Aufwandsentschädigung.

2.8  Die Kommissionen können Anhörungsbeauftragte benennen, die aufgrund ihrer beruflichen 
oder sonstigen Erfahrung in der Lage sind, Gespräche mit Betroffenen respektvoll und empa-
thisch zu führen.

3.  Aufgaben der Kommissionen zur Aufarbeitung des sexuellen Missbrauchs auf der Ebene 
der (Erz-)Diözesen

3.1  Die Kommission leistet ihren Beitrag zur umschriebenen Aufarbeitung insbesondere durch 
die Wahrnehmung folgender Aufgaben:
a.  die quantitative Erhebung des sexuellen Missbrauchs in der (Erz-)Diözese,
b.  die Untersuchung des administrativen Umgangs mit Täter_innen und Betroffenen und
c.  die Identifikation von Strukturen, die sexuellen Missbrauch ermöglicht oder erleichtert  
 oder dessen Aufdeckung erschwert haben.

Hierbei berücksichtigt sie sowohl die Erkenntnisse der „MHG-Studie“ als auch die laufenden oder 
abgeschlossenen diözesanen Aufarbeitungsprojekte.

Im Einvernehmen mit der (Erz-)Diözese können weitere geeignete Aufträge zur quantitativen 
Ermittlung des Ausmaßes sexuellen Missbrauchs sowie zur qualitativen Analyse der spezifischen 
Bedingungen des Entstehens und Aufdeckens von Missbrauchsfällen in ihrem Zuständigkeitsbere-
ich vergeben werden. 

3.2  Im Rahmen der institutionellen Aufarbeitung koordiniert die Kommission in Abstimmung 
mit den Betroffenen den Austausch mit anderen zu beteiligenden (Erz-)Diözesen. Sie versteht 
sich, sofern dies eine der genannten Aufgaben betrifft, als Ansprechpartnerin für Betroffene. 
In anderen Fällen verweist sie an die diözesanen sowie unabhängigen und qualifizierten 
Ansprechstellen.

3.3  Die Kommission kann im Rahmen ihrer Aufgaben Perso- nen anhören oder Anhörungs-
beauftragte damit beauftragen, dabei sind die Interessen und Bedürfnisse von Betroffenen zu 
berücksichtigen. Anhörungen dürfen nicht unter dem Siegel des Beichtgeheimnisses geführt 
werden. Zu den Regelungen der weiteren Verwertung der Anhörungsinhalte werden die Betrof-
fenen umfassend informiert.
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3.4  Bei aktuellen Meldungen sexuellen Missbrauchs gelten die in der „Ordnung für den Umgang 
mit sexuellem Missbrauch Minderjähriger und schutz- oder hilfebedürftiger Erwachsener durch 
Kleriker und sonstige Beschäftigte im kirchlichen Dienst“ festgelegten Verfahren/ Zuständig-
keiten. Die Kommission ist angehalten, einen regelmäßigen Austausch mit den entsprechenden 
Stellen zu suchen.

4.  Überdiözesane Berichtslegung und Qualitätsentwicklung, Monitoring und Austausch 
zur unabhängigen Aufarbeitung

4.1  Zur Sicherung der Transparenz des Aufarbeitungsprozesses berichten die Kommissionen zur 
Aufarbeitung des sexuellen Missbrauchs auf der Ebene der (Erz-)Diözesen jährlich in schriftlicher 
Form an die/den UBSKM und an den jeweiligen Ordinarius. In dem Bewusstsein, dass Aufarbei-
tung keinen Schlusspunkt haben kann und bleibende Aufgabe der katholischen Kirche und der 
ganzen Gesellschaft ist, sollen die Kommissionen darüber hinaus innerhalb von fünf Jahren einen 
vorläufigen Abschlussbericht vorlegen. Der vorläufige Abschlussbericht soll eine Zusammenfas-
sung aller Ergebnisse, einen Bericht des jeweiligen Betroffenenbeirats bzw. der begleitenden
Betroffenen nach Punkt 5.2 und konkrete Handlungsempfehlungen beinhalten.

4.2  Die Vorsitzenden der Kommissionen in den (Erz-)Diözesen wählen aus ihrem Kreis für 
jeweils drei Jahre einen Vorsitz sowie zwei Stellvertretungen, welche die jährlich stattfindenden 
Austauschsitzungen vorbereiten und leiten.

4.3  Die jährlichen Austauschsitzungen dienen dem Wissens- und Erfahrungsaustausch, der 
Auswertung der jährlichen Berichte der Kommissionen und Bündelung der Ergebnisse regionaler
Aufarbeitungsstudien. Zu ihnen werden der Beauftragte der Deutschen Bischofskonferenz 
für Fragen des sexuellen Missbrauchs im kirchlichen Bereich und für Fragen des Kinder- und 
Jugendschutzes, eine Vertretung der Deutschen Ordensobernkonferenz (DOK) und des Deutschen 
Caritasverbandes e. V. sowie des Betroffenenbeirats der Deutschen Bischofskonferenz, des 
UBSKM sowie das Institut für Prävention und Aufarbeitung (IPA) eingeladen.

4.4  Nach drei Jahren findet die jährliche Austauschsitzung im Format einer (öffentlichen) 
Fachtagung (Konferenz) statt, zu der die Mitglieder der Kommissionen und Betroffenenbeiräte
in den (Erz-)Diözesen, der Unabhängigen Kommission zur Aufarbeitung sexuellen Kindesmiss-
brauchs sowie Expert_innen aus Wissenschaft und Fachpraxis eingeladen werden. In diesem 
Rahmen findet eine Zwischenevaluation statt, um die notwendigen nächsten Schritte für die 
Kommissionen zu identifizieren.

4.5  Dem Vorsitz der Kommissionen wird durch die Deutsche Bischofskonferenz eine Geschäfts-
stelle mit für die Aufgabe angemessenen sachlichen und personellen Ressourcen zur Verfügung
gestellt, die fachlich an die Weisungen des Vorsitzes der Kommissionen gebunden ist. Die 
konkrete Ausgestaltung wird im Einvernehmen mit dem Vorsitz geregelt. Die Geschäftsstelle
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bereitet die jährlichen Austauschsitzungen sowie die Fachtagungen vor- und nach und entwickelt 
als Grundlage für ein Monitoring der Aufarbeitungsmaßnahmen eine für die Kommissionen
verbindliche Struktur zur Berichtslegung.

4.6  Sämtliche Berichte sowie die Protokolle der jährlichen Austauschsitzungen und der 
Fachtagungen werden auf den jeweiligen Internetseiten der (Erz-)Diözesen sowie der bei dem
Vorsitz der Kommissionen angesiedelten Geschäftsstelle veröffentlicht
soweit dies rechtlich zulässig ist.

4.7 Auf der Basis der Erkenntnisse aus der unabhängigen Aufarbeitung werden Konsequenzen für 
die Weiterentwicklung Präventionsmaßnahmen und die Erforschung ihrer Wirksamkeit abgeleitet. 

5.  Strukturelle Beteiligung von Betroffenen

5.1  Menschen, die von sexuellem Missbrauch im Bereich der katholischen Kirche in Deutschland 
betroffen sind, sind wichtige Akteur_innen der Aufarbeitung und werden an den Aufarbeitungs-
prozessen maßgeblich beteiligt. Sie sind insbesondere Mitglieder der Kommissionen zur Aufarbei-
tung des sexuellen Missbrauchs auf der Ebene der (Erz-)Diözesen und begleiten den Austausch 
der Kommissionen.

5.2  Die Prozesse zur Aufarbeitung werden von Betroffenen begleitet. Hierzu wird durch die 
(Erz-)Diözese zur Mitarbeit aufgerufen. Vorzugsweise geschieht die Begleitung durch die
Einrichtung eines Betroffenenbeirats. Sofern überdiözesane Kommissionen gebildet werden, soll 
nur ein Betroffenenbeirat gebildet werden. Es können Betroffenenbeiräte eingerichtet werden, 
die mehrere Kommissionen begleiten. Für das Ausschreibungs- und Besetzungsverfahren der 
Betroffenenbeiräte entwickelt die Deutsche Bischofskonferenz in Abstimmung mit dem UBSKM 
und mit Betroffenenvertreter_innen eine Rahmenordnung. Sofern es in einer (Erz-)Diözese 
bereits ein Gremium zur Beteiligung von Betroffenen gibt, kann durch dieses Gremium die 
Einbindung der Betroffenen erfolgen.

5.3  In Anerkennung des Engagements und des Aufwands der begleitenden Betroffenen nach 
Punkt 5.2 wird eine Aufwandsentschädigung gezahlt. Zur Gewährleistung von Transparenz und 
Einheitlichkeit entwickelt die Deutsche Bischofskonferenz eine Rahmenordnung für Aufwands-
entschädigungen, die sich an den Regelungen des Betroffenenrats beim UBSKM orientiert.

6.  Angebote zur individuellen Aufarbeitung

6.1  Die (Erz-)Diözesen respektieren die individuelle Aufarbeitung der Betroffenen als 
Prozess, der sich grundsätzlich an den Interessen, Verarbeitungsphasen und -bedürfnissen der
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Betroffenen orientieren soll. Hiervon unberührt bleibt die Einleitung kirchenrechtlicher und 
staatlicher Strafverfahren sowie dienstund arbeitsrechtlicher Maßnahmen bei noch lebenden 
Beschuldigten. Zu den unterschiedlichen Verfahrensabläufen sollen die Betroffenen soweit 
rechtlich zulässig und möglich umfassend informiert werden.

6.2  Betroffenen werden gemäß der „Ordnung für den Umgang mit sexuellem Missbrauch 
Minderjähriger und schutz- oder hilfebedürftiger Erwachsener durch Kleriker und sonstige 
Beschäftigte im kirchlichen Dienst“ von den (Erz-)Diözesen Hilfen und Unterstützung angeboten. 
Dazu zählen individuelle seelsorgliche und therapeutische Hilfen genauso wie Gesprächsange-
bote mit Verantwortlichen der Kirche, Hilfen nichtkirchlicher Einrichtungen und die Unterstüt-
zung der Vernetzung von Betroffenen.

6.3  Betroffene erhalten die Möglichkeit zu einem Gespräch in Anwesenheit einer geeigneten 
Vertretung der (Erz-)Diözese. Die Vertretung der (Erz-)Diözese übernimmt im Rahmen des
Gesprächs Verantwortung im Namen der (Erz-)Diözese. 

7.  Auskunft und Akteneinsicht

7.1  Die (Erz-)Diözesen verpflichten sich zu umfassender Kooperation mit den eingesetzten 
Aufarbeitungskommissionen, denen bzw. einzelnen Mitgliedern Akteneinsicht oder Auskunft
gewährt wird, sofern es für die Erledigung der Aufgaben der Kommission erforderlich und 
rechtlich zulässig ist und keine berechtigten Interessen Dritter entgegenstehen.

7.2  Dabei sind das geltende staatliche und kirchliche Recht zu beachten, insbesondere das 
Kirchliche Datenschutzgesetz (KDG) und die hierzu ergangenen Durchführungsverordnungen
(DVO) zum KDG, zur Gewährleistung des Rechtsschutzes auf dem Gebiet des kirchlichen Daten-
schutzrechtes die Kirchliche Datenschutzgerichtsordnung (KDSGO) sowie die Anordnung 
über die Sicherung und Nutzung der Archive der katholischen Kirche (Kirchliche Archivord-
nung – KAO) und die in den (Erz-)Diözesen hierzu ergangenen Benutzungsordnungen
für die Archive.2
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2) Sobald eine neue Personalaktenordnung verbindlich beschlossen ist, ist diese mittels eines Nachtrags hier ergänzend 

zu berücksichtigen.

8.  Gegenzeichnung

Jeder Diözesanbischof kann diese gemeinsame Erklärung durch Gegenzeichnung als für seine 
(Erz-)Diözese verbindlich erklären.3 Die Erklärung wird in diesem Fall auf der Internetseite
der (Erz-)Diözese veröffentlicht. Sofern es bereits eine umfassende Aufarbeitung in der (Erz-)
Diözese gibt, kann der Diözesanbischof nach einer Verständigung mit dem UBSKM eine Äquiva-
lenzerklärung im Sinne von Punkt 2.1 unterzeichnen. Auch diese wird auf der Internetseite der 
(Erz-)Diözese veröffentlicht.

9.  Geltungsdauer

Die in dieser Erklärung genannten Projekte und Verfahren werden zunächst für die Dauer 
von sechs Jahren oder bis ein Jahr nach Vorlage des Abschlussberichts, beginnend mit der
Gegenzeichnung durch den Diözesanbischof, eingerichtet.

28. April 2020

3) Kardinal Woelki hat die Gemeinsame Erklärung am 11. März 2021 gegengezeichnet.



77

Präambel

Die katholischen (Erz-)Bischöfe in Deutschland erlassen, jeweils für ihren Bereich, 
–  zur Sicherstellung einer einheitlichen und rechtssicheren Personalaktenführung im Bereich  
 der Deutschen Bischofskonferenz, – unter Beachtung der anerkannten Grundsätze der  
 Personalaktenführung,namentlich der Transparenz, der Richtigkeit und Vollständigkeit, der  
 Zulässigkeit der Information sowie der Vertraulichkeit,
–  unter Berücksichtigung beamten-, arbeits- und kirchenrechtlicher Standards,
–  in der Absicht, eine Aufarbeitung des sexuellen Missbrauchs im Raum der katholischen 
 Kirche zu ermöglichen und
–  unter Wahrung der Privatsphäre und der Persönlichkeitsrechte der Bediensteten und Dritter
 folgende Ordnung:

AMTSBLATT 2022, NR. 2

Ordnung über die Führung 
von Personalakten und
Verarbeitung von 
Personalaktendaten von Klerikern
und Kirchenbeamten 

1) Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird in dieser Ordnung von einer geschlechterdifferenzierenden 

Schreibweise abgesehen.
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§ 1 Geltungsbereich

Diese Ordnung regelt die Führung von Personalakten und die Verarbeitung von Personalakten-
daten von Klerikern, Kandidaten und Kirchenbeamten (im Folgenden: Bedienstete1), die in
der Erzdiözese Köln inkardiniert sind oder die im Verantwortungsbereich der Erzdiözese Köln eine 
dienstliche Funktion ausüben oder sich in Ausbildung oder im Ruhestand befinden. Für Kirchen-
beamte gilt diese Ordnung nicht, soweit die personalaktenrechtlichen Bestimmungen des Landes- 
oder Bundesbeamtenrechts Anwendung finden.

§ 2 Verhältnis zum KDG und zur KAO

Für die Verarbeitung personenbezogener Daten finden das Gesetz über den Kirchlichen Datens-
chutz (KDG) und die zu seiner Durchführung ergangenen Vorschriften, insbesondere die Durch-
führungsverordnung zum Gesetz über den Kirchlichen Datenschutz (KDG-DVO) sowie die Anord-
nung über die Sicherung und Nutzung der Archive der katholischen Kirche (Kirchliche 
Archivordnung – KAO) in ihrer jeweils geltenden Fassung Anwendung, soweit sich aus dieser 
Ordnung nichts Abweichendes ergibt.

§ 3 Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Ordnung bezeichnet der Ausdruck 
a.  „Kleriker“: Diözesanbischöfe, Weihbischöfe, Diözesanpriester und Diözesandiakone, Priester  
 und Diakone einer Ordensgemeinschaft im Sinne von lit. d), die aufgrund eines Gestellungs 
 vertrags im Dienst der Erzdiözese tätig sind;

b.  „Kandidaten“: Bewerber, die durch den Diözesanbischof oder seinen Beauftragten 
 als Alumnus in das Priesterseminar oder als Bewerber für das Ständige Diakonat aufge-
 nommen sind;

c.  „Kirchenbeamte“: in einem kirchlichen Beamtenverhältnis stehende Personen, soweit die  
 personalaktenrechtlichen Bestimmungen des Landes- oder Bundesbeamtenrechts keine  
 Anwendung finden;

d.  „Ordensgemeinschaft“: Institute des geweihten Lebens und Gesellschaften des aposto-
 lischen Lebens, sowie vergleichbare Gemeinschaften;

e.  „Verarbeitung“: jeder mit oder ohne Hilfe automatisierter Verfahren ausgeführte Vorgang  
 oder jede solche Vorgangsreihe im Zusammenhang mit personenbezogenen Daten wie das  
 Erheben, das Erfassen, die Organisation, das Ordnen, die Speicherung, die Anpassung 
 oder  Veränderung, das Auslesen, das Abfragen, die Verwendung, die Offenlegung durch  
 Übermittlung, Verbreitung oder eine andere Form der Bereitstellung, den Abgleich oder die  
 Verknüpfung, die Einschränkung, das Löschen oder die Vernichtung, vgl. § 4 Nr. 3 KDG;
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f .  „Dienstverhältnis“: die rechtliche Grundlage der Tätigkeit, sei es das spezielle 
 Inkardinationsverhältnis eines Klerikers oder ein anderes kirchliches Dienstverhältnis;

g.  „Dienstherr“: den Ortsordinarius (Diözesanbischof, Generalvikar). 

§ 4  Verpflichtung zur Führung einer Personalakte

(1)  Für jeden Bediensteten der Erzdiözese Köln ist eine Personalakte zu führen.

(2)  Personalaktenführende Stelle ist der Inkardinationsordinarius, für Kirchenbeamte die 
Erzdiözese. Diese bestimmen eine verantwortliche Person, welche nach Maßgabe dieser Ordnung
entscheidet, welche Vorgänge in die Personalakten aufgenommen oder entfernt werden. 
Die verantwortliche Person kann im Rahmen ihrer Zuständigkeit Untervollmachten erteilen.

(3)  Die Erzdiözese ist Verantwortlicher im Sinne des § 4 Nr. 9 KDG und des § 2 der Kirchlichen 
Datenschutzgerichtsordnung (KDSGO).

§ 5  Grundsätze der Personalaktenführung

(1)  Personalakten sind nach den allgemeinen Standards und Regeln der Schriftgutverwaltung zu 
führen. 

(2)  Personalakten sind vertraulich zu behandeln und durch technische und organisatorische 
Maßnahmen vor unbefugter Einsicht zu schützen.

(3)  Der Dienstherr darf personenbezogene Daten über Bedienstete nur verarbeiten, soweit dies 
für die Begründung, Durchführung, Beendigung oder Abwicklung des Dienstverhältnisses oder zur 
Durchführung organisatorischer, personeller oder sozialer Maßnahmen, insbesondere zum Zwecke 
der Personalplanung und des Personaleinsatzes erforderlich ist oder eine Rechtsvorschrift dies 
erlaubt oder die Einwilligung des Bediensteten vorliegt.

(4)  Die Personalakte kann in Teilen oder vollständig automatisiert geführt werden.

(5)  Personalakten unterliegen dem Datenschutz nach Maßgabe der einschlägigen kirchen- und 
datenschutzrechtlichen Bestimmungen. Sie sind mit besonderer Sorgfalt zu führen und zu
verwahren. Alle Personen, die Zugang zu Personalakten haben, unterliegen einer besonderen 
Verschwiegenheitspflicht und haben auch nach Beendigung des Dienst- oder Arbeitsverhältnisses
über personenbezogene Daten Verschwiegenheit zu wahren.

(6)  Der Akteninhalt ist innerhalb der in § 8 bis § 10 festgelegten Struktur fortlaufend und 
fälschungssicher zu paginieren. Werden einzelne Blätter aus einer durchnummerierten Personal-
akte entnommen, ist dies in neutraler Form, unter Angabe des Grundes und der Person, die die
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2. Entnahme veranlasst hat, in der Personalakte zu kennzeichnen. Werden die Personalakten
statt in Papierform in elektronischer Form geführt, so ist ein revisionssicheres EDV-System zu 
verwenden, das die Paginierung ersetzt.

§ 6  Beihilfeakten

(1)  Unterlagen über Beihilfen sind als Teilakte gemäß den Regelungen des § 5 zu führen. Diese 
ist von der übrigen Personalakte getrennt aufzubewahren. Sie soll in einer von der übrigen
Personalverwaltung getrennten Organisationseinheit bearbeitet werden. Zugang sollen nur 
Beschäftigte dieser Organisationseinheit haben.

(2)  Personenbezogene Daten dürfen ohne Einwilligung für Beihilfezwecke verarbeitet werden, 
soweit die Daten für diese Zwecke erforderlich sind. Für andere Zwecke dürfen personenbezogene
Daten aus der Beihilfeakte verarbeitet werden, wenn sie erforderlich sind
1.  für die Einleitung oder Durchführung eines behördlichen oder gerichtlichen Verfahrens, 
 das im Zusammenhang mit einem Beihilfeantrag steht, oder
2. zur Abwehr erheblicher Nachteile für das Gemeinwohl, zur Abwehr einer sonst unmittelbar  
 drohenden Gefahr für die öffentliche Sicherheit oder zur Abwehr einer schwerwiegenden
 Beeinträchtigung der Rechte einer anderen Person.

(3)  Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für Unterlagen über Heilfürsorge und 
Heilverfahren.

(4)  Personenbezogene Daten aus der Beihilfeakte dürfen ohne Einwilligung genutzt werden, 
soweit sie für die Festsetzung und Berechnung der Besoldung oder Versorgung oder für die
Prüfung der Kindergeldberechtigung erforderlich sind. Dies gilt auch für Daten aus der Besol-
dungsakte und der Versorgungsakte, soweit sie für die Festsetzung und Berechnung der Beihilfe 
erforderlich sind.

(5)  Die Beihilfebearbeitung sowie die Führung der Beihilfeakte können mit Zustimmung der 
personalaktenführenden Stelle auf eine andere Stelle übertragen werden. Dieser Stelle dürfen
personenbezogene Daten, einschließlich Gesundheitsangaben, übermittelt werden, soweit deren 
Kenntnis für die Beihilfebearbeitung erforderlich ist. Die Absätze 1 bis 3 sind für diese Stelle 
anzuwenden.

§ 7  Inhalt der Personalakten allgemein

(1)  Die Personalakte gibt ein möglichst vollständiges Bild über den dienstlichen Werdegang und 
die Eignung des Bediensteten, um daraus Erkenntnisse für den sachgerechten Personaleinsatz
und eine effektive Personalplanung zu gewinnen.

(2)  Zur Personalakte gehören alle Unterlagen, die den Bediensteten betreffen, soweit sie mit
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seinem Dienstverhältnis in einem unmittelbaren inneren Zusammenhang stehen 
(Personalaktendaten), insbesondere
a.  Aktueller Personalbogen
b.  Abschlussexamenszeugnisse, Unterlagen zum Ausbildungsverlauf, Praktika
c.  Nachweise über Aus-, Fort- und Weiterbildung
d.  Nachweise über Auszeiten, Beurlaubungen
e.  Dienstliche Beurteilungen
f.  Gesundheitszeugnisse, ärztliche und psychologische Gutachten
g.  Unterlagen über Ermittlungs- und Strafverfahren durch staatliche Strafverfolgungsbehörden  
 sowie abschließende Dekrete oder Urteile einer kanonischen Voruntersuchung eines  
 Disziplinar- oder Strafprozesses (ggf. in Kopie) mit einem Vermerk darüber, wo die voll-
 ständigen Unterlagen zu diesen Verfahren zu finden sind
h.  Unbedenklichkeitsbescheinigung, Selbstverpflichtungserklärungen und Selbstauskunfts-
 erklärungen nach der „Rahmenordnung – Prävention gegen sexualisierte Gewalt an Minder- 
 jährigen und schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen“ (Präventionsordnung)
i.  Teilnahmebescheinigungen an Schulungs- und Fortbildungsveranstaltungen zum Thema  
 Prävention gegen sexualisierte Gewalt an Minderjährigen und schutz- oder hilfebedürftigen
 Erwachsenen
j.  Aktenvermerke über die Einleitung von Plausibilitätsprüfungen nach Nr. 20 der Ordnung für  
 den Umgang mit sexuellem Missbrauch Minderjähriger und schutz- oder hilfebedürftiger  
 Erwachsener durch Kleriker und sonstige Beschäftigte im kirchlichen Dienst mit einem  
 Hinweis darüber, wo diese Vorgangsakten zu finden sind. Die Unterlagen gem. lit. f und g  
 sind gesondert gesichert zu verwahren.

(3)  Nicht Bestandteil der Personalakten sind Vorgänge, die sachlichen, vom Dienstverhältnis 
zu trennenden Zwecken dienen, auch wenn in ihnen die persönlichen dienstlichen Verhältnisse 
des Bediensteten berührt sind. Dies sind insbesondere
a.  anonyme Schreiben
b.  Prüfungsarbeiten
c.  Unterschriftensammlungen und Bittbriefe für oder gegen den Verbleib 
 des Klerikers in der Gemeinde
d.  Publikationen (z. B. Fachaufsätze oder Pressebeiträge) 
e.  Korrespondenz privater Natur ohne Bezug zum Dienstverhältnis, 
 z. B. Glückwunschschreiben, Dienstreiseberichte
f.  Presseausschnitte

(4)  Auszüge und Abschriften von Schriftstücken, die zur Personalakte gehören, dürfen nur 
dann in andere Akten aufgenommen werden, wenn dies durch Rechtsvorschriften ausdrücklich
angeordnet oder zugelassen worden oder wenn dies zum Schutz berechtigter höherrangiger 
Interessen zwingend erforderlich ist. Werden Auszüge und Abschriften von Schriftstücken, die
zur Personalakte gehören, auch in andere Akten aufgenommen, ist in der Personalakte zu 
vermerken, um welche Akten es sich handelt und wo sie sich befinden.
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(5)  Die Personalakte kann in eine Grundakte (auch Hauptakte genannt) und mehrere Teilakten, 
wie Besoldungsakte und Versorgungsakte, gegliedert werden. Ob eine solche Aufteilung in 
Grund- und Teilakten erfolgt, liegt im Ermessen der personalaktenführenden Stelle. Sind 
Teilakten vorhanden, ist in der Grundakte zu vermerken, um welche Teilakten es sich handelt
und wo sie sich befinden. In Fällen des § 14 ist das Führen einer Nebenakte zulässig. Wird die 
Personalakte weder vollständig in Schriftform noch vollständig elektronisch geführt, so muss
sich aus dem Verzeichnis nach Satz 4 ergeben, welche Teile der Personalakte in welcher Form 
geführt werden. In die Grundakte ist ein vollständiges Verzeichnis aller Teil- und Nebenakten
aufzunehmen.

(6)  Im Übrigen sind die Bestimmungen dieser Ordnung vollumfänglich auf Teilakten 
anzuwenden.

§ 8  Gliederung und Inhalt der Personalakte von Klerikern im Besonderen 

(1)  Die Gliederung der Personalakte von Klerikern soll nach zeitlichen und sachlichen 
Gesichtspunkten erfolgen.

(2)  Die Gliederung nach zeitlichen Gesichtspunkten findet wie folgt statt:
a.  Zeitraum von der Annahme als Alumnus in das Priesterseminar gem. canon 241 CIC oder ab  
 der Annahme in den Bewerberkreis für das Ständige Diakonat bis hin zur Diakonenweihe
b.  Zeitraum ab der Diakonenweihe
 –  bis zum Tod des Klerikers oder
 –  der Umkardination oder
 –  der Entlassung aus dem Klerikerstand.

(3)  Die sachliche Gliederung erfolgt innerhalb dieser beiden Abschnitte, wobei die einzelnen 
Dokumente chronologisch abzulegen sind.

§ 9  Inhalt der Personalakten von Kandidaten für den Zeitraum bis zur Diakonenweihe

Für den Zeitraum bis zur Diakonenweihe sind über die in § 7 genannten Unterlagen hinaus 
insbesondere folgende Dokumente in die Personalakte des Klerikers oder des Kandidaten
aufzunehmen:
a.  Bewerbung als Alumnus in das Priesterseminar oder für das Ständige Diakonat mit 
 Lebenslauf, Taufschein, Firmzeugnis, Reifezeugnis und ggf. Bewerbungsfotos
b.  Bestätigung der Aufnahme als Alumnus in das Priesterseminar oder als Bewerber für das  
 Ständige Diakonat durch den Ortsordinarius oder den Regens 
c.  Bestätigung der Aufnahme in den Pastoralkurs
d.  Referenzen und Beurteilungen, u. a. von Heimat- und Praktikumspfarrern, 
 Schulmentoren etc.



83Personalaktenordnung

e.  Urkunde über die Admissio sowie die Beauftragung zum Lektorat und Akolythat
f.  Zulassungsdokumente für die Diakonenweihe einschließlich des Abschlussberichts des  
 Regens mit Empfehlung der Zulassung zur Diakonenweihe
g.  Alle Dokumente, die das gesamtkirchliche (cann. 1050, 1051 CIC) und partikulare Recht für  
 die Spendung der Diakonenweihe verlangt
h.  Urkunde zur Diakonenweihe

§ 10 Personalakteninhalt von Klerikern für den Zeitraum ab der Diakonenweihe

(1)  Für den Zeitraum ab der Diakonenweihe muss die Personalakte des Klerikers einen 
regelmäßig zu aktualisierenden Personalbogen enthalten.

(2)  Über die in den §§ 7 und 9 aufgeführten Bestandteile hinaus sind insbesondere noch 
folgende Dokumente und Urkunden in die Personalakte aufzunehmen:
a.  In- bzw. Exkardinationsurkunden
b.  Vorbereitung auf die Priesterweihe mit dazugehörigen Praktika bzw. Feriendiakonaten,  
 Abschlussbericht des Regensmit Empfehlung der Zulassung zur Priesterweihe
c.  Alle Dokumente, die das gesamtkirchliche (cann. 1050, 1051 CIC) und partikulare Recht 
 für die Spendung der Priesterweihe verlangt
d.  Urkunde zur Priesterweihe
e.  Urkunde und Zeugnisse von Examina, die im Rahmen der pastoralen Ausbildung 
 abgelegt wurden
f.  Ernennungsurkunden, ggf. mit Stellenbeschreibung
g.  Ehrungen dienstlicher und außerdienstlicher Art, Auszeichnungen usw.
h.  Informationen über Versetzungen eines Klerikers innerhalb und außerhalb der Erzdiözese
i.  Schriftwechsel zwischen Kleriker und Bistumsleitung (Diözesanbischof, Ordinariat), soweit  
 sie mit dem Dienstverhältnis des Klerikers in einem inneren Zusammenhang stehen
j.  Gesprächsprotokolle, ggf. auch von den Visitationsgesprächen, soweit sie dem Kleriker zur  
 Kenntnis gegeben und von ihm gegengezeichnet wurden
k.  Gravierende Beschwerden und Bewertungen über die Dienst- und Lebensführung,   
 kirchenrechtliche Maßnahmen und Strafverfahren, Meldungen an römische Dikasterien
l.  Verfügungen im Todesfall, soweit sie vom Bediensteten der personalaktenführenden Stelle  
 überlassen wurden, mit gesonderter Sicherung versehen

§ 11 Zugang zur Personalakte

Zugang zur Personalakte dürfen nur Beschäftigte haben, die im Rahmen der Personalver-
waltung mit der Bearbeitung von Personalangelegenheiten beauftragt sind, und nur soweit dies 
zu Zwecken der Personalverwaltung oder der Personalwirtschaft erforderlich ist.
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§ 12 Anhörungspflicht

(1)  Der Bedienstete ist zu Beschwerden, Behauptungen und Bewertungen, die für ihn ungünstig 
sind oder ihm nachteilig werden können, vor deren Aufnahme in die Personalakte zu hören, 
soweit die Anhörung nicht nach anderen Rechtsvorschriften erfolgt. Die Äußerung des Bedien-
steten soll schriftlich erfolgen und ist zur Personalakte zu nehmen. Sofern der Bedienstete auf 
die Abgabe einer Stellungnahme verzichtet, ist dieses in der Personalakte zu vermerken.
(2)  Dienstliche Beurteilungen sind dem Bediensteten vor Aufnahme in die Personalakte zur 
Kenntnis zu bringen. Dies ist aktenkundig zu machen, wobei eine Stellungnahme des Bedien-
steten ebenfalls zu den Akten zu nehmen ist.

§ 13 Recht auf Akteneinsicht

(1)  Jeder Bedienstete hat, auch nach Beendigung seines Dienstverhältnisses, ein Recht auf 
Einsicht in seine vollständige Personalakte.

(2)  Einem Bevollmächtigten des Bediensteten ist Einsicht zu gewähren, soweit dienstliche 
Gründe nicht entgegenstehen. Dies gilt auch für Hinterbliebene und deren Bevollmächtigte,
wenn ein rechtliches Interesse glaubhaft gemacht wird. 

(3)  Die personalaktenführende Stelle bestimmt, wo die Einsicht gewährt wird. Die Einsicht in die 
Personalakte darf zum Ausschluss von Manipulationen nur unter Aufsicht erfolgen. Soweit 
dienstliche Gründe dem nicht entgegenstehen, können Auszüge, Abschriften oder Ausdrucke 
gefertigt werden.

§ 14 Vorlage und Weitergabe von Personalakten

(1)  Mit Einwilligung des Bediensteten ist es zulässig, die Kopie der Personalakte den Personal-
verantwortlichen einer anderen (Erz-)Diözese bzw. einem anderen Dienstherrn vorzulegen, soweit
dies für die Zwecke der Personalverwaltung oder Personalwirtschaft erforderlich ist.

(2)  Wechselt ein Kleriker in den Dienst eines kirchlichen Rechtsträgers außerhalb seiner 
Inkardinationsdiözese (auswärtige Tätigkeit, Transmigration), bleibt die Inkardinationsdiözese 
für die Dauer dieser Tätigkeit die personalaktenführende Stelle. In diesem Fall stellt die Inkar-
dinationsdiözese dem auswärtigen kirchlichen Rechtsträger eine Kopie der Personalakte zur 
Verfügung, die innerhalb einer Frist von sechs Wochen zurückgesandt und im Anschluss von 
der Inkardinationsdiözese mit Rückgabevermerk vernichtet wird. Der auswärtige kirchliche 
Rechtsträger stellt sicher, dass alle personalaktenrelevanten Dokumente und Vorgänge für die 
Dauer der auswärtigen Tätigkeit unverzüglich der Inkardinationsdiözese übermittelt werden. 
Endet der Einsatz des Klerikers, übermittelt der auswärtige kirchliche Rechtsträger eine Kopie 
seiner geführten Nebenakte ebenfalls der Inkardinationsdiözese und schließt die Nebenakte 
mit einem entsprechenden Vermerk.
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(3)  Im Falle einer Umkardination wird die neue Inkardinationsdiözese bzw. die Ordensgemein-
schaft personalaktenführende Stelle. Die Akte in der bisherigen Inkardinationsdiözese bzw. in 
der Ordensgemeinschaft wird geschlossen und nach Ablauf der Frist gemäß § 17 Abs. 4 in deren 
Archiv überführt. Eine vollständige Kopie dieser Akte wird der neuen Inkardinationsdiözese
übersandt; die Personalakte wird nun dort geführt.

(4)  Tritt ein Ordenskleriker aufgrund eines Gestellungsvertrags in den Dienst einer (Erz-)
Diözese, bleibt die Ordensgemeinschaft für die Dauer der Gestellung die personalaktenführende
Stelle. Die Ordensgemeinschaft stellt dem auswärtigen Träger eine Kopie der Personalakte im 
Sinne dieser Ordnung zur Verfügung. Abweichend von Satz 2 kann der Diözesanbischof
einer Gestellung auch zustimmen, wenn eine qualifizierte Unbedenklichkeitsbescheinigung
durch den Ordensobern vorliegt. Die Kopie der Personalakte wird innerhalb einer Frist von sechs 
Wochen zurückgesandt und im Anschluss von der Ordensgemeinschaft mit Rückgabevermerk 
vernichtet. Der auswärtige Träger stellt sicher, dass alle personalaktenrelevanten Dokumente 
und Vorgänge für die Dauer der auswärtigen Tätigkeit unverzüglich der Ordensgemeinschaft 
übermittelt werden. Endet der Einsatz des Ordensklerikers, übermittelt der auswärtige Träger eine 
Kopie seiner geführten Nebenakte an die Ordensgemeinschaft und schließt die Nebenakte mit 
einem entsprechenden Vermerk.

(5)  Die Regelungen der Absätze 2 bis 3 gelten entsprechend auch für Kleriker und Kirchen-
beamte, soweit Unterlagen von staatlicher Seite angefordert werden.

(6)  Abweichend von Absatz 1 darf Ärzten, Psychologen oder Therapeuten, die im Auftrag der 
personalaktenführenden Dienststelle ein medizinisches oder psychologisches Gutachten 
erstellen, die Personalakte ohne Einwilligung übermittelt werden. Der betroffene Bedienstete ist 
über den Vorgang schriftlich zu informieren.

(7)  Soweit die personalaktenführende Stelle Aufgaben, die ihr gegenüber den Bediensteten 
obliegen, einer anderen Stelle zur selbstständigen Bearbeitung übertragen hat, darf sie dieser 
Stelle ausschließlich die zur Erfüllung der Aufgaben erforderlichen Personalaktendaten 
übermitteln.

§ 15 Auskunft an Dritte

(1)  Auskünfte an Dritte, aber keine Akteneinsicht, dürfen ohne Einwilligung des Bediensteten 
erteilt werden, wenn dies zwingend erforderlich ist
a. für die Abwehr einer erheblichen Beeinträchtigung des Gemeinwohls oder
b.  für den Schutz berechtigter, höherrangiger Interessen der oder des Dritten. Inhalt und  
 Empfänger der Auskunft sind dem Bediensteten schriftlich mitzuteilen.

(2)  Ein berechtigtes, höherrangiges Interesse an der Kenntnis der als Auskunft zu übermit-
telnden Daten nach Abs. 1 bestehtinsbesondere dann, wenn der Dritte glaubhaft macht, dass der
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Bedienstete Handlungen nach dem 13. Abschnitt des Besonderen Teils des Strafgesetzbuches 
begangen hat und der Dritte als Betroffener der Straftat oder dessen Angehörige ersten Grades
auf konkrete Anfragen hin Auskunft begehren. Dasselbe gilt für Anfragen zur Plausibilitätsprü-
fung nach Nr. 20 der Ordnung für den Umgang mit sexuellem Missbrauch Minderjähriger und 
schutz- oder hilfebedürftiger Erwachsener durch Kleriker und sonstige Beschäftigte im kirchli-
chen Dienst. 

(3)  Auf Wunsch des Dritten, welcher ein berechtigtes, höherrangiges Interesse geltend gemacht 
hat, ist die Auskunft durch einen staatlichen Notar zu erteilen. Dieser ist als Berufsgeheimnis-
träger in besonderem Maße auf die Einhaltung der Datenschutzbestimmungen und der Achtung 
der Persönlichkeitsrechte Dritter verpflichtet. Der Notar erhält ein Einsichtsrecht in die die 
Auskunft betreffenden Unterlagen und erteilt im Anschluss die gewünschte Auskunft.

§ 16 Entfernung von Personalaktendaten

Der Bedienstete hat das Recht, von der personalaktenführenden Stelle zu verlangen, Unterlagen 
über Tatsachen, Beschwerden, Behauptungen und Bewertungen unverzüglich aus der Personal-
akte zu entfernen und zu vernichten, wenn diese erwiesen unbegründet oder falsch sind. Die 
personalaktenführende Stelle hat die Pflicht, dies unverzüglich umzusetzen.

§ 17 Aufbewahrungsfristen

(1)  Personalakten sind nach ihrem Abschluss von der personalaktenführenden Stelle fünf Jahre 
in der laufenden Registratur aufzubewahren.

(2)  Personalakten sind abgeschlossen
a.  bei Klerikern
 –  mit Umkardination
 –  mit dem Verlust des Klerikerstandes
 –  mit Tod
b.  bei Kirchenbeamten
 –  bei Ausscheiden aus dem kirchlichen Dienst mit Ablauf des Jahres des Erreichens 
  der Regelaltersgrenze, wenn mögliche Versorgungsempfänger nicht mehr vorhanden
  sind oder
 –  wenn der Bedienstete ohne versorgungsberechtigte oder altersgeldberechtigte  
  Hinterbliebene verstorben ist, mit Ablauf des Todesjahres oder
 –  wenn nach dem Tod des Bediensteten versorgungsberechtigte oder altersgeld-
  berechtigte Hinterbliebene vorhanden sind, mit Ablauf des Jahres, in dem die letzte
  Versorgungsverpflichtung entfallen ist.
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(3)  Versorgungsakten sind für die Dauer von zehn Jahren nach Ablauf des Jahres, in dem die 
letzte Versorgungszahlung geleistet worden ist, aufzubewahren. Besteht die Möglichkeit eines
Wiederauflebens des Anspruchs, sind die Akten 30 Jahre aufzubewahren.

(4)  Nach Ablauf dieser Frist sind die Personalakten ins Archiv der betreffenden (Erz-)Diözese 
gemäß § 3 Abs. 4 KAO zu überführen. Diese Akten sind von einer Bewertung durch das zustän-
dige Archiv ausgenommen und grundsätzlich in Gänze im Archiv zu verwahren, wobei sie von 
ihrer Übernahme ins Archiv an für Forschungs- und Aufarbeitungszwecke zur Verfügung
stehen.

(5)  Teilakten wie insbesondere Besoldungs- oder Beihilfeakten unterliegen den Bewertungs-  
und Übernahmeregelungen der KAO.

§ 18 Kirchliche Disziplinar- und Strafverfahren

(1)  Die für die kirchlichen Disziplinar- oder Strafverfahren zuständigen Stellen haben 
ohne Einwilligung des Bediensteten das Recht auf Einsicht in dessen Personalakte, sobald ein
Disziplinar- oder Strafverfahren, beginnend mit der Voruntersuchung, eröffnet wird.

(2)  Kirchliche Disziplinar- und Strafprozessakten verbleiben bei der ausführenden Behörde und 
werden nach Abschluss des Verfahrens dem kirchlichen Archiv angeboten. Kopien der ab-
schließenden Dekrete und Endurteile der Disziplinar- und Strafprozesse werden umgehend zur 
Personalakte genommen.

§ 19 Übermittlungen in staatlichen Strafverfahren

Für die Übermittlung von Personalaktendaten in einem staatlichen Strafverfahren gelten die 
gesetzlichen Bestimmungen. Die Vorschriften des Kirchlichen Datenschutzgesetzes sind einzu-
halten.

§ 20 Automatisierte Verarbeitung von Personalaktendaten

(1)  Personalaktendaten dürfen nur für Zwecke der Personalverwaltung oder der Personal-
wirtschaft automatisiert oder digital verarbeitet werden. Ihre Übermittlung ist nur nach 
Maßgabe dieser Ordnung oder der einschlägigen Bestimmungen des Kirchlichen Datenschutz-
gesetzes zulässig.

(2)  Personalaktendaten im Sinne des § 6 dürfen nur im Rahmen ihrer Zweckbestimmung und 
nur von den übrigen Personaldateien technisch und organisatorisch getrennt automatisiert
oder digital verarbeitet werden.
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(3)  Von den Unterlagen über medizinische oder psychologische Untersuchungen und Tests 
dürfen im Rahmen der Personalverwaltung nur die Ergebnisse automatisiert oder digital 
verarbeitet werden, soweit sie die Eignung betreffen und ihre Verwendung dem Schutz der 
Bediensteten dient.

(4)  Bei erstmaliger Speicherung ist dem Bediensteten die Art der zu seiner Person nach Absatz 1 
gespeicherten Daten mitzuteilen.

§ 21 Rechtsweg bei Streitigkeiten

Im Rahmen der jeweils geltenden Vorschriften der Kirchlichen Datenschutzgerichtsordnung 
(KDSGO) können Individualrechte im Sinne dieser Ordnung, unbeschadet der Möglichkeit
der Verwaltungsbeschwerde (hierarchischer Rekurs), bei den kirchlichen Gerichten in 
Datenschutzangelegenheiten geltend gemacht werden. Es gelten die Vorschriften der KDSGO.

§ 22 Ausführungsbestimmungen

Der Ortsordinarius kann zu dieser Ordnung Ausführungsbestimmungen erlassen.

§ 23 Inkrafttreten

(1)  Die vorstehenden Regelungen sind vom Zeitpunkt ihres Inkrafttretens an auf Personalakten 
von Bediensteten anzuwenden, deren Dienstverhältnis nach diesem Zeitpunkt begründet wird.

(2)  Alle Regelungen dieser Ordnung finden mit dem Zeitpunkt ihres Inkrafttretens unmittelbare 
Anwendung auch auf Personalakten von Bediensteten, die sich bereits im Dienst befinden 
sowie auf Personalakten von bereits ausgeschiedenen Bediensteten, die sich noch in der 
laufenden Registratur befinden. Von einer Neuordnung der bereits vorhandenen Personalakten-
daten nach den §§ 8 bis 10 dieser Ordnung kann abgesehen werden, wenn zum Stichtag des 
Inkrafttretens eine deutliche Zäsur in die Personalakte eingefügt wird und ab diesem Zeitpunkt 
die Personalakte nach Satz 1 geführt wird.
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(3)  Alle bisherigen Regelungen zur Personalaktenführung von Klerikern, Kandidaten und 
Kirchenbeamten, soweit für letztere nicht die personalaktenrechtlichen Bestimmungen des 
Landes- oder Bundesbeamtengesetzes Anwendung finden, treten mit Inkrafttreten dieser 
Ordnung außer Kraft.

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2022 in Kraft.

Köln, 7. Dezember 2021 

+ Rolf Steinhäuser
Apostolischer Administrator
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Ansprechpersonen
für Betroffene von sexuellem Missbrauch

Peter Binot 
Kriminalhauptkommissar a. D., 
Psychologischer Berater & Coach
Mobil: 0172 290 1534

Martin Gawlik 
Rechtsanwalt 
Mobil: 0172 290 1248
martin.gawlik@erzbistum-koeln.de 

weitere und aktuelle Informationen:
erzbistum-koeln.de/hilfe-fuer-betroffene

 

Stabsstelle Intervention
Telefon: 0221 1642 1821
intervention@erzbistum-koeln.de 

Malwine Raeder
Leiterin Stabsstelle Intrervention

Stabsstelle Prävention
Telefon: 0221 1642 1802
praevention@erzbistum-koeln.de

Katja Birkner
Leiterin Stabsstelle Prävention

Stabstelle Aufarbeitung
Telefon: 0221 1642 3305 
aufarbeitung@erzbistum-koeln.de

Stefan von der Bank 
Leiter Stabsstelle Aufarbeitung

Kontaktdaten

http://erzbistum-koeln.de/hilfe-fuer-betroffene

